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Allgemeine Beratung. - Discussion générale.

Bundesrat Nobs: Ich ergreife das Wort lediglich,
um eine Mitteilung zu bestätigen, die Herr Kom-
missionspräsident Escher vorhin gemacht hat. Die
Revision des Besoldungsgesetzes befindet sich beim
Finanz- und Zolldepartement in Vorbereitung. Mit
einer neuen gesetzlichen Regelung würden wir aus
dem Regime der dringlichen Bundesbeschlüsse und
der Teuerungszulagen herauskommen. Voraus-
setzung freilich ist, dass die Stabilisierung des' Preis-
indexes erfolge und die Teuerung endlich zum Still-
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stand komme, sonst hätte man immer wieder
Korrekturen.

Die Probleme der Revision sind bei uns im
Studium. Eingaben der Personalverbände liegen
vor. Die Paritätische Kommission sollte sich späte-
stens im Herbst damit befassen können. Es würde
hierauf die abschliessende Stellungnahme des Bun-
desrates erfolgen können. So soll die Revisionsvor-
lage, wenn keine unerfreulichen Verzögerungen
eintreten, im Verlaufe des Winters' vor die Räte
kommen. Damit zu eilen und so weitere dringliche
Bundesbeschlüsse überflüssig zu machen, ist jeden-
falls der Wunsch des Departementes.

Eintreten wird ohne Gegenantrag beschlossen.
Le Conseil passe sans opposition à la discussion

des articles.

A r t i k e l w e i s e Bera tung. - Discussion des articles.

Titel und Ingress.
Antrag der Kommission.

Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates.

Titre et'préambule.
Proposition de la commission.

Adhérer au projet du Conseil fédéral.

Angenommen. — Adoptés.

Art. 1.
Antrag der Kommission.

Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates.

Proposition de la commission.
Adhérer au projet du Conseil fédéral.

Angenommen. — Adopté.

Art. 2.
"Antrag der Kommission.

Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates.

Proposition de la commission. -
Adhérer au projet du Conseil fédéral.

Angenommen. — Adopté.

Le président: La clause d'urgence est demandée.
Elle ne sera votée qu'après la délibération du Con-
seil des Etats.

Zustimmung. — Adhésion.

An den Ständerat.
(Au Conseil des Etats.)
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Botschaft und Gesetzentwurf vom 8. Juli 1947 (Bundes-
blatt II, 465). — Message et projet de loi du 8 juillet 1947

(Feuille fédérale II, 481).

Beschluss des Ständerates vom 3. Dezember 1947.
Décision du Conseil des Etats, du 3 décembre 1947.

Antrag der Kommission.
Eintreten.

Proposition de la commission.
Passer à la discussion des articles.

B e r i c h t e r s t a t t u n g . - Rapports généraux.

Bircher, Berichterstatter: In den letzten Tagen
haben wir uns bei den reichhaltigen Traktanden
meistens mit juristischen und wirtschaftlichen Pro-
blemen befasst. Heute nun wenden wir uns einem
Thema zu, das nicht oft im Rate behandelt wird.
Wenn ich es auch nicht als ein rein medizinisches
Thema betrachten möchte, so wird es doch weit-
gehend durch medizinische Kenntnisse und For-
schungen beemflusst. Ich möchte daher bitten, in
der Diskussion vielleicht nicht allzu sehr juristischen
Scharfsinn, wozu ja sonst reichlich Gelegenheit
geboten ist, sondern Herz und Menschenliebe
sprechen zu lassen.

Am 16. Dezember 1943 wurde von mir eine
Motion eingereicht, es möchte das Schirmbildver-
fahren obligatorisch für die ganze schweizerische
Bevölkerung erklärt und zugleich auch in Verbin-
dung damit der Kampf gegen die Tiertuberkulose
in umfassendem Masse aufgenommen werden. Ich
wagte damals nicht daran zu glauben, dass der Rat
meine Motion mit einem erfreulichen Mehr annehme
und war im Ziehen der Folgerungen bei einer even-
tuellen Annahme meiner Motion äusserst vorsichtig,
um das Ziel meiner Motion, eine intensivere Be-
kämpfung der Tuberkulose aufnehmen zu können,
nicht zu gefährden. Die Herren Kollegen National-
rat Spühler und Nationalrat Siegrist haben dann
in ihren Postulaten vom September 1944 die Konse-
quenzen aus meiner Motion gezogen und verlangt,
dass festgestellt werde, was mit dem Resultat, das
aus der Motion hervorgehe, wenn das Schirmbild-
verfahren obligatorisch durchgeführt werde, zu
geschehen habe, welche Massnahmen vom Bund,
von den Kantonen und Gemeinden aus zu treffen
seien.

Das Ziel meiner Motion liegt in dem, was der
Genfer Medizinprofessor Bickel einst ausgeführt
hat: „Es ist nötig, dass alle verstehen, dass man die
Tuberkulose vermeiden kann, und dass sie heilbar
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ist, wenn sie zur Zeit entdeckt wird." Das, was wir
alle wünschen, ist eine Suchaktion, im Schweizer-
volk festzustellen, wer krank ist, wer für seine Mit-
menschen infektiös gefährdend wirkt. Genau das-
selbe wollen wir bei der Bekämpfung der Tiertuber-
kulose erzielen. Es ist dies allerdings nur eine der
Quellen, die die Tuberkulose hat, wie Sie aus meinen
Ausführungen noch ersehen werden. Schon das
Epidemiengesetz vom Jahre 1886, das wahrlich
damals weit voraussehend legiferiert hat, gibt das
Recht, einen Menschen, der für seine Mitmenschen
infolge einer infektiösen und akuten Seuchenkrank-
heit gefährlich ist, zu isolieren und für die Um-
gebung unschädlich zu machen. Ich hatte die Ab-
sicht, im weiteren Verlauf zu einem eigentlichen
Tuberkulosegesetz ' zu kommen, musste aber ein-
sehen und mich durch jahrelange Vorarbeiten für
dieses Gesetz belehren lassen, dass wir mit einem
eigentlichen Tuberkulosegesetz, aufgebaut auf einer
allgemeinen Tuberkulosesteuer, sowohl im Ratsaal
wie in der Öffentlichkeit kaum durchkommen wür-
den, obwohl sicher viele bestehende Gründe dafür
sprechen.

Was ist Tuberkulose ? Die Tuberkulose ist eine
ansteckende Krankheit, eine Seuche, vornehmlich
der Lunge, aber auch, was immer wieder hervorzu-
heben ist, anderer Organe. Sie ist auf der ganzen
Welt verbreitet, verschieden stark, da und dort
minder gefährlich. Sie war dem Vater der Medizin,
Hypokrates, als kontagiös, als ansteckend bekannt.
1692 hat der Zürcher Stadtarzt Johannes von Muralt
das klinische Bild, wie wir es heute erleben, vor-
trefflich gezeichnet. Es handelt sich aber bei der
Tuberkulose nicht um eine einzelne medizinische
Krankheit, sondern um eine Krankheit der soge-
nannten Gruppenmedizin, wie sie von Prof. Lceffler
in seinen neuerlichen Arbeiten so präzis und scharf
herausgezeichnet worden ist. Unter Gruppen-
medizin verstehen wir eine Krankheit, die sich nicht
auf einen einzelnen Menschen beschränkt, sondern
die Umgebung gefährdet. Dabei muss hervor-
gehoben werden, wie wir heute nachmittag im Film
gesehen haben, dass es gerade ältere Leute sind,
von denen diese Gefährdung ausgehen kann. Die
Tuberkulose ist eine schleichende Seuche. Sie kommt
nicht akut vor wie Pest, Cholera, Flecktyphus; sie
ist-auch, nicht so leicht erkennbar wie diese. Gegen
diese haben wir das Epidemiengesetz, das wir, wie
ich schon gesagt habe, 1947 ergänzt haben, indem
auch die Kinderlähmung diesem Gesetze mit seinen
zahlreichen Grundlagen des Eingriffs des Staates
unterstellt wurde. Dieser Eingriff des Staates,
dieser Schutz der gesunden, nicht infizierten Be-
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völkerung, wird auch für die Tuberkulose verlangt
werden müssen. Ich glaube, wenn wir das Recht
haben, gegen Diebstahl, gegen Feuerschad-en, gegen
Verbrechen und Sittlichkeitsdelikte den staatlichen
Schutz anzurufen, so haben wir auch das Recht,
den staatlichen Schutz für die Gesundheit von uns
selbst, aber vor allem auch von unseren Kindern
zu verlangen. Wir wollen damit nicht etwa einen
unglücklich betroffenen Kranken strafen. Wir wol-
len Bedauern mit ihm haben und ihm helfen, dass
er wieder gesund wird. Wir wollen ihm helfen, dass
er, seine Angehörigen und seine Familie, während-
dem er vielleicht längere Zeit für seine Gesundung
von der Familie und von seinem Arbeitsplatz ent-

fernt ist, ungesorgt und frei von seelischen Bedräng-
nissen der Gesundheit entgegengehen kann. Er muss
aber als Infektionsquelle wegfallen.

Die Tuberkulose ist zweifellos trotz grosser Er-
folge, die wir im Kampfe gegen sie zu verzeichnen
haben, heute noch die grösste Geissel der Mensch-
heit neben dem Krebs, dem Rheuma und den Herz-
krankheiten. Sie wird aber dadurch ausgezeichnet,
dass sie den Mitmenschen schwer gefährden kann,
was beim Krebs und bei den Herzkrankheiten nicht
der Fall ist. Der Kampf muss daher einzeln gegen
sie durchgeführt werden. Der Tuberkelbazillus ist
ein grosser Demokrat. Er verschont niemanden, den
er treffen will; hoch und niedrig erkranken an
ihm; arm und reich können von ihm betroffen
werden. Keine Menschenklasse ist vor ihm sicher.
Während früher das frühe Kindesalter der Haupt-
herd der Infektion war, kann nun festgestellt wer-
den, dass die Anstrengungen zur Bekämpfung der
Tuberkulose dazu geführt haben, dass das Haupt:
infektionsalter sich aus der frühen Jugend auf
einen späteren Lebensabschnitt verschoben hat, und
dass das 18. bis 30. Lebensjahr vorzugsweise davon
betroffen werden. Des historischen und geistig-
kulturellen Interesses wegen möchte ich -darauf hin-
weisen, dass zahlreiche Geistesheroen, die vielleicht
noch glänzende Leistungen hervorgebracht hätten,
der Tuberkulose erlegen sind : ich weise auf Raphaël,
auf Mozart, auf Chopin, auf Paganini, auf Schiller,
auf Musset, auf Dostojewski, auf Franz von Assisi
hin. Auch Napoleon hat eine schwere Tuberkulose
durchgemacht. Der Ärzte sind viele, die als Opfer
ihres Berufes der Tuberkulose erlegen sind.

Wir erkennen eine der Ursachen der Tuberkulose
sicher. Das ist der im Jahre 1882 von Robert Koch
gefundene Tuberkelbazillus, dessen Bedeutung nicht
überschätzt werden kann, aber auch nicht unter-
schätzt werden darf. Wir müssen immer wieder
darauf hinweisen, dass er allein nicht imstande ist,
eine Tuberkulose hervorzurufen, wenn nicht andere
Bedingungen äusserer und innerer Natur vorhanden
sind, die den Anlass zum Ausbruch dieser schweren
Krankheit bieten. Wir wissen heute insbesondere
auf Grund der wertvollen Untersuchungen während
des Aktivdienstes durch den Armeedurchleuchtungs-
dienst, dass auf 200 bis 500 Gesunde je nach Gegend
ein sogenannter Offentuberkulöser vorhanden ist,
also eine Person, die imstande ist, andere zu infi-
zieren. Im Kanton Zürich sind 1,6% Tuberkulöse
in der ganzen Bevölkerung festgestellt worden,
akute und mehr chronische Fälle zusammen-
gerechnet. Bei den Primitiven, bei einfachen Ver-
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hältnissen ist der Prozentsatz selbstverständlich mit
Rücksicht auf die äusseren und inneren Lebens-
bedingungen höher, und die Krankheit dement-
sprechend auch häufiger verbreitet.

Wie ich schon gesagt habe, hat Herr Professor
Lceffler eine grundlegende Arbeit über dieses Gebiet
veröffentlicht. Ich habe extra ein Merkblatt, dar aus
austeilen lassen, das ich bitte, sehr zu beachten,
und aus dem Sie ersehen können, wie überraschend
die „Streuer", die sogenannten gefährlichen Tuber-
kulösen verteilt sind, die die Urheber der Krankheit
bei Menschen sind, wo man sie vielleicht gar nicht
gesucht hätte. Diese Beispiele, die sich leicht ver-
mehren Hessen, und die jeder Arzt vielleicht selber
erlebt und erfahren hat, zeigen, wie notwendig es
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ist, auf ganz breiter Basis das Suchen nach diesen
Streuern vorzunehmen. Ich möchte nur darauf hin-
weisen, dass in einem Gymnasium von einem Lehrer,
der nicht wusste, dass er krank war, über sechs
Schüler infiziert worden sind, die dann lange Kuren
durchmachen mussten; dass ein Olympiasieger im
Skifahren sich als offen Tuberkulöser erwies,, ohne
dass er etwas davon gewusst hätte.

Es ist interessant festzustellen, dass im allge-
meinen die Städter weniger empfindlich sind als die
Landbevölkerung. Das mag daher rühren, dass eine
gewisse Durchseuchung bei ihnen schon im frühen
Jugendalter stattzufinden scheint, ohne dass die
Infektion jeweilen erkannt wird, und dass soge-
nannte Abwehrstoffe im Körper nachher immer
schon vorhanden sind. So hat vor vierzig Jahren
ungefähr Professor Nägeli in Zürich bei Sektionen
festgestellt, dass über 98 % aller Fälle eine Tuber-
kulose durchgemacht hatten. Diese Zahlen stimmen
heute nicht mehr, sondern wie Sie sehen, haben sich
die Verhältnisse seither etwas geändert.

Bis vor dem Kriege waren im Kampfe gegen die
Tuberkulose grosse Erfolge zu verzeichnen. Aber
der Krieg hat nun alle Dämme, wenigstens im Aus-
land, niedergerissen, so nicht bloss in Deutsch-
land, in Frankreich, sondern in allen Ländern, die
vom Krieg überzogen waren: überall ist eine uner-
hörte Zunahme der Tuberkulose festzustellen. Dar-
aus resultiert auch eine Gefährdung der neutralen
und der nichtkriegführenden Länder.

Im Jahre 1941 starben in der Schweiz auf
100000 Personen 8 Tuberkulöse, 1942 8,3, 1945
8,3; jetzt sind es wieder etwas über 7. Ich möchte
nicht auf die einzelnen Zahlen eingehen. 3644 Per-
sonen sterben in der Schweiz jährlich an Tuberku-
lose, d. h. alle 2% Stunden stirbt bei uns ein Mensch
daran, während es in Portugal 33 in 24 Stunden
sind und in ändern Ländern die Zahlen noch höher
gehen.

Die Berufe sind verschieden betroffen, je nach-
dem sie der Infektionsgefahr ausgesetzt sind;
Ärzte, Polizisten, Bäcker, Maler, Coiffeure, Schuh-
macher sind besonders von Berufes wegen für Tuber-
kulose empfindlich. Auf 119 Studenten entfällt ein
Tuberkulöser, je einer auf 172 Angestellte, 305
Gärtner, 590 Arbeiter. Sie sehen, dass bei den Arbei-
tern die natürliche Durchseuchung, die natürliche
Impfung schon stattgefunden hat. Besonders stark
gefährdet sind die Krankenschwestern. Da hat sich
gezeigt, dass dasjenige Pflegepersonal, das auf die
Tuberkulinprobe nicht reagiert, eher erkrankt als
die Reagenten. (Man kann ungefährlich an Men-
schen durch Einspritzung in die Haut feststellen,
ob er tuberkulös reagent sei oder nicht.) Das hat
dazu geführt, dass man auf diesemWege eine Schutz-
impfung, auf die ich noch zu sprechen komme,
eventuell durchführen soll. Selbstverständlich spie-
len Nahrungs- und Wohnungsverhältnisse eine
grosse Rolle. Mangelhafte Hygiene und Sauberkeit,
die Verminderung des Seifengebrauches kann da
auch mitwirken. Dann darf aber auch die körper-
liche und geistige Überarbeitung nicht vergessen
werden. Das allzu viele In-der-Stube-Sitzen, Geistes-
arbeit, Störungen des Nervensystems können die
Tuberkuloseinfektion begünstigen. Durchgemachte
Krankheiten wie Grippe, Syphilis usw., ferner die
sogenannten Pneumokosiosen, die wir letztes Jahr

bei der Unfallgesetzgebung behandelt haben, die
sogenannte Silikose, sind ebenfalls Mithelfer bei
der Entstehung der Tuberkulose, wie überhaupt
alle Blutkrankheiten, wie Zuckerkrankheit und Ver-
giftungen mit toxischen Substanzen. — Dabei darf
nicht vergessen werden, dass neben den zahlreichen
äusseren Bedingungen auch innere Bedingungen
vorhanden sind. Da steht in erster Linie die Heredi-
tät. Darunter verstehe ich nicht etwa die gewöhn-
liche Übertragung, sondern den Zustand des Kör-
pers zur Anfälligkeit für eine Infektion auf diesem
Gebiet. Wir wissen, dass Frauen im Wochenbett
stark gefährdet sind. Auch einzelne Blutgruppen
wurden von einem Arzt im Emmental als besonders
leicht auf Tuberkulose reagierend gemeldet. Die
Heredität ist das Terrain des Gewebes, das nicht
genügend.Abwehrstoffe besitzt, um der eintretenden
Tuberkulose Herr zu werden. Es handelt sich nicht
um eine Erblichkeit der Krankheit selbst, sondern
um die Erblichkeit der sogenannten Konstitution,
dessen, was einem die Vorfahren auf den Lebensweg
mitgegeben haben. Die einen Menschen reagieren
leichter auf Infektion als andere. Sie wissen, dass
man die schmalbrüstigen Personen besonders emp-
findlich für Tuberkulose betrachtet hat.

Alles was ich hier sagte, bezieht sich nur auf
die Begünstigung der Infektion. Ausgelöst wird
diese aber durch den Tuberkulosebazillus. Es gibt
verschiedene Formen dieses Bazillus. Wir kennen
den Typus Humanus, der die menschliche Tuber-
kulose verursacht, ferner den Typus Bovinus, der
die Tiertuberkulose macht, dann einen Typus der
Hühnertuberkulose.

Alle diese Typen sind miteinander verwandt
und können im Organ des ändern herumgezüchtet
werden. So ist der Tiertuberkulosebazillus für den

-Menschen ebenso gefährlich wie der Typus Huma-
nus. Von englischen Forschern wurde mit allem
Nachdruck hervorgehoben, dass der Mensch auch
imstande ist — das ist für die Landwirtschaft von
besonderer Bedeutung — die Tiere, die einem zur
Wartung anvertraut sind, mit menschlicher Tuber-
kulose zu infiszieren. Wir finden Tuberkulose beim
Schwein, beim Hund, bei der Katze, bei den Vögeln,
den Kaltblütern usw. Ich möchte besonders darauf
hinweisen, dass letzthin im zoologischen Garten
Kinder durch Spielen mit den Tieren tuberkulös
infiziert wurden. Der Elefant, der einging, hatte
eine schwere Tuberkulose. Die Eichhörnchen, die
heute an Kurorten zum Spiele benutzt werden,
tragen fast alle eine Tuberkulose in sich; es können
also auch dort Infektionen vorkommen.

Der tuberkulöse Mensch gefährdet andere haupt-
sächlich mit seinem Sputum. Ich habe hier Bilder
zirkulieren lassen, die vom Berner Forscher Ries
gemacht wurden, auf welchen das Sputum leuch-
tend gemacht worden ist. Daraus mögen Sie er-
sehen, was einem an den Kopf fliegt, wenn man
mit ändern spricht, insbesondere, wenn es Streuer
sind. Wenn wir also hier am Rednerpult einen der-
artigen Redner haben, so werden die Herren Steno-
graphen und das Büro manchmal sehr grossen
Gefahren ausgesetzt. Diese Husten- und Tropfen-
infektionen verursachen die Übertragung. Sie
wissen, wieviele alte Leute in ihr Schnupftuch
spucken und es zu Hause zum Trocknen aufhängen.
Dann fliegt das Zeug herum und dadurch werden
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die Kinder und andere Hausangehörige infiziert,
wie wir es übrigens im Film recht schön und dra-
stisch dargestellt gesehen haben. Ich möchte ganz
besonders mit Rücksicht auf das Obligatorium der
Durchleuchtung hervorheben, dass wir diese Leute
auch erfassen müssen. Sie wissen ja —• nehmen Sie
es mir nicht übe], wenn ich den guten Dialektaus-
druck gebrauche — wie mancher „Choderi" im
Restaurant, in der Eisenbahn und sonst überall
sein Sputum auf den Boden wirft, wo es eintrocknet
und während mindestens 14 Tagen,-wenn es nicht
unter direkter Sonnenbelichtung ist, infe'ktions-
gefährdend wirkt. Durch aufwirbelnden Staub kann
man sich infizieren. 90 % der Tuberkuloseinfektio-
nen werden durch Staub und direkte Infektion von
Mensch zu Mensch verursacht.

Auf dem Darmwege sind selbstverständlich
auch Infektionen möglich, und das insbesondere mit
der sogenanrtten unerwellten Milch. Früher glaubte
man, dass ungekochte Milch für die Kinder beson-
ders gesund sei. Die Ärzte haben längst verlangt,
dass man den Kindern unter keinen Umständen
mchtpasteurisierte oder nichtsterile Milch gebe.
Durch Beachtung dieser Erfahrung hatten wir den
Erfolg, dass die Infektionsquote bei Jugendlichen
unter 18 Jahren, nach den neuesten Forschungen
von Oehninger, 22 % Reagenten ausmacht, bei
Leuten von 20—25 Jahren schon 65 % und bei
Leuten zwischen 56 und 60 Jahren 81 %. Das letz-
tere ist beinahe die Zahl, die Nägeli vor bald
50 Jahren herausgefunden hat.

Der Infektionsmodus ist meist der: Zunächst
werden die Bazillen eingehüllt, sei es direkt in der
Lunge, sei es, dass man eine harmlose Brustfell-
entzündung durchmacht. Von da brechen sie ein
in die Drüsen im Brustfellraum und von dort können
sie in die Blutbahn einbrechen und alle Organe des
menschlichen Körpers infizieren, vor allem aber
die Lunge. Magen und Darm werden auch getroffen,
speziell bei den Kindern wird das Gehirn sehr häufig
betroffen. Man glaubte nun, im Streptomycin ein
sicheres Mittel zu haben, um der Gehirntuberkulose
bei Kindern, die so verheerend ist und einen so

.tragischen Verlauf nimmt, beizükommen. Die
Kontrollresultate haben noch nicht ergeben, dass
man mit aller Sicherheit bei einer Streptomycmkur
auf völlige Heilung rechnen dürfe, sondern im
Gegenteil, dass sehr viele Heilungen mit einem Aus-
fall -an geistigen und körperlichen Fähigkeiten in-
folge Störungen im Rückenmark verbleiben.

Der Ausbruch kann langsam, er kann brüsk
sein. Der ganze Körper wird aber nicht nur von der
Tuberkulose her getroffen, sondern vom Tuberku-
loseherd kommen Gifte in den Körper, die von den
Tuberkulosebazillen und dem Herd gebildet werden
und die schädigend auf das ganze Leben des Men-
schen in allen seinen Funktionen einwirken, schädi-
gend auf Körper und Gemüt. Daher hat das Gemüt
des Tuberkulosekranken, was nicht zu unterschätzen
ist und nicht als bedeutungslos betrachtet werden
kann, einen eigenen Einschlag, wie er so ausgezeich-
net im „Zauberberg" von Thomas Mann behandelt
worden ist.

Festgestellt werden kann unter allen Umständen
heute schon: Der Tuberkulose kann besser vor-
gebeugt werden, als dass sie geheilt werden kann.
Daher muss es unser Ziel sein, die Tuberkulose früh-
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zeitig zu erfassen und zu suchen, ihr vorzubeugen.
Wir wollen hier gerade feststellen, dass sich niemand
der Illusion hingegeben hat, die etwa demagogisch
in die Welt hinausposaunt wurde, dass es möglich
sein würde, den allerletzten Rest der Tuberkulose
zu zerstören. Dazu wird Menschenwerk nie imstande
sein! Aber doch viele zu finden und zu heilen,
wiederum gesund zu machen, wieder dem Arbeits-
leben zuzuführen, das können wir heute mit Sicher-
heit versprechen.

Wie ich Ihnen schon gesagt habe, ist die Um-
gebung des Patienten äusserst gefährdet. Man sieht
die Kettenbilder der kettenförmigen Infektionen,
wie das heute z. B. in den Bildern des Tuberkulose-
filmes gezeigt wurde. Der Grossvater hat eine offene
Tuberkulose, die Grosstochter wird infiziert, die
Arbeit ist ihr zu schwer, sie nimmt eine Stelle in
der Stadt an. Sie infiziert die Kinder ihrer Dienst-
herrschaft, und so geht es weiter. Das ist die Ketten-
infektion, wie sie auch in einzelnen Beispielen im
Merkblatt festgestellt wurde, das ich Ihnen gegeben
habe. Ferner gibt es die sogenannte Rosetteninfek-
tion, wobei von einem Einzelnen die ganze Um-
gebung angesteckt wird. Es gibt Beispiele plötz-
licher und explosionsartiger Infizierung.

Ich habe schon darauf hingewiesen, dass man
die Tuberkuloseinfizierten oder diejenigen, die ein-
mal eine- Tuberkulose durchgemacht haben, mit
sogenannten Tuberkulinproben usw. feststellen
kann und dass man auf diesem Gebiet vor
allem- in ändern Ländern die sogenannte BCG-
Impfung durchgeführt hat. Das gewährt einen
relativen Schutz, nicht einen ewigen, dauernden
Schutz. Das Problem ist noch nicht derart spruch-
reif, auf dass wir heute schon mit der Bekämpfung
der Tuberkulose beginnen dürften. Aber der Rahmen
des Gesetzes gestattet, auch diese Behandlungsart
unter allen Umständen aufzunehmen, was ich als
einen besonders wertvollen Hinweis im Gesetz
betrachte.

Die obligatorische Krankheitsmeldung. Sie ist
nichts Neues. Im Jahre 1733 hat die kleine italie-
nische Stadt Lucca, haben Spanien, Portugal und
Neapel eine obligatorische Krankheitsmeldung ver-
langt. In Neapel wurden drakonische Strafen auf
die Nichtinnehaltung der Meldung gesetzt, ähnlich,
wie es bei den Aussätzigen war. Das wollen wir
nicht, wir wollen keine drakonischen Strafen, wir
wollen helfen, wir wollen gesund machen. 1887, sind
gewisse Dispensorien = Überwachungsstätten ge-
gründet worden, aber die Aufklärung genügt nicht.
Die Aufklärung dringt nicht in alle Kreise, und es
gibt immer noch Leute, die sich gegen die Fort-
schritte der Wissenschaft wehren. Das Wesentliche
bleibt die frühzeitige Erkennung und anschliessende
Behandlung.

Es ist nicht zu verkennen, dass die Tuberkulose-
bekämpfung momentan an einem Wendepunkt an-
gelangt ist. Die grossen Resultate, die sie mit ihren
Methoden .erreicht hat, kommen nicht mehr weiter
vorwärts, und da hat es sich nun gezeigt, dass durch
die Röntgenphotographie, die rechtzeitige Durch-
leuchtung grosse Fortschritte zu machen sind und
gemacht worden sind. Es sind dies die Methoden
von Abreux, die sogenannte Schirmbildphotogra-
phie. Man erstellt also ein Bild der Lunge und kon-
trolliert nachher das Bild, ob eventuell etwas Ver-
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dächtiges zu sehen ist. In diesem Falle wird der
Patient zu einer genauen Untersuchung durch
seinen Hausarzt oder einen Spezialarzt veranlasst.
Es ist zweifellos, dass die Röntgendurchleuchtung,
die Röntgenphotographie, einen ganz grossen, noch
nicht übersehbaren Fortschritt in der Bekämpfung
der Tuberkulose bedeutet.

Sie haben vorhin den Schirmbildwagen da draus-
sen aufgestellt gesehen. Sie konnten sich überzeugen,
wie rasch die Bilder gemacht werden können: bis
120 in der Stunde, bis 1500 im Tag, so dass man
ein Aktenstück in Händen hat. Das heisst aber
unter keinen Umständen, dass die klinische Unter-
suchung und eventuell die Durchleuchtung der Ver-
dächtigen dahinfallen muss. Es ist also eine grosse
Suchaktion, die wir beginnen wollen. Selbstver-
ständlich sind auch hier die Apparate noch nicht
vollkommen, es können technische Fehler vorkom-
men, aber wo geschieht dies nicht in der Technik!
In Amerika ist diese Suchaktion durchgeführt
worden. Wir haben bei uns in der Schweiz — und
es darf dies vielleicht als eine der grössten Aktionen
des Aktivdienstes gebucht werden — die Reihen-
durchsuchung unserer ganzen Armee durchgeführt
und dort das wertvollste Material für unsere jetzige
Aktion erhalten und gefunden. Ich bin überzeugt,
dass alle Soldaten, die das durchmachen mussten,
sich klar darüber sind, was es bedeutet, wenn auch
das ganze Volk durchleuchtet werden kann. Es
wurden 516 879 Personen durchleuchtet, dabei wur-
den 395 offene Tuberkulosen und 572 geschlossene
aktive Tuberkulosen gefunden, so dass also in der
Armee 395 offene Streuer waren. Es ist der Fall
eines Feldweibels bekannt, der zwölf seiner Leute
von der Batterie infizierte. Ferner ist bekannt der
Fall eines Regimentskommandanten, der seinen
ganzen Regimentsstab infiziert hat. Aber es hat sich
gerade bei dieser Reihendurchleuchtung gezeigt,
dass, wenn Leute wieder in ihre heimatliche Um-
gebung zurückkommen, eine Superinfektion mög-
lich war, dass immer wieder neue Fälle gefunden
wurden, die zu Hause infiziert worden waren.

Das zeigt aber, dass es nur möglich ist, zu einem
guten Ende und zu einem sicheren Resultate zu
gelangen, wenn alle sich dem Schirmbildverfahren
oder der Durchleuchtung unterziehen müssen.
Gerade anschliessend an diesen Versuch in der
Armee hat die Militärversicherung grosse Lasten
auf sich genommen. Man muss das anerkennen, und
es ist zu erwarten, wenn das Gesetz durchgeht,
dass diese Lasten, die die Militärversicherung heute
tragen muss, ganz erheblich zurückgehen werden,
nicht heute oder morgen, aber doch in zehn, zwanzig
und dreissig Jahren. Man hat gemeint, dass vielleicht
nur mit einem gezielten Obligatorium der sämtlichen
Berufstätigen geholfen sei. Ich glaube das nicht.
Gerade damit erfassen wir viele Leute nicht, Leute,
die in Bewegung sind, in öffentlichen Lokalen, in
den Eisenbahnen, Theatersälen sich aufhalten,
Streuer, die immer und immer wieder gefährden
und die so alle unsere Bestrebungen zunichte
machen werden. Gerade diese Seitengänge müssen
wir erfassen.

Nun ist es selbstverständlich, wenn einer in der
gepriesenen Demokratie sich für zu nobel hält, sich
einer obligatorischen Schirmbilduntersuchung zu
unterziehen, wenn das für ihn nicht genug Befriedi-

gung bietet, es ihm natürlich frei steht, von einem
sachkundigen, zuständigen Privatarzt das Bild
machen zu lassen und ein Zeugnis einzuverlangen.
Es war eine Freude zu sehen, wie 1943 diese ersten
Anregungen zur Schirmbilduntersuchung einen
grossen Widerhall im Schweizervolk gefunden
haben und wie auf freiwilligem Weg, aus den west-
schweizerischen Kantonen vor allem, in Genf durch
Mistalle, in Neuenburg durch Humbert, in der
Waadt durch Rosselet, diese Idee aufgenommen
wurde und mit einem wahrhaft verdankenswerten
Eifer an die Sache herangegangen wurde. Gerade
in der Waadt wollte eine Lehrerin sich nicht durch-
leuchten lassen; sie wurde gezwungen mit der
Drohung, sonst die Stelle zu verlieren. Es war dann
richtig eine Streuerin.

Wohin kommen wir, wenn wir das Verfahren
nicht obligatorisch, zwangsweise, durchführen? In
Aargau haben Aider, in Zürich Schinz,' ich möchte
ganz besonders hervorheben, dass der Kanton
Zürich m dieser Beziehung vorbildlich vorgegangen
ist, die Auffassung vertreten, dass trotz intensivster
Aufklärung und Beratung immer noch ein Rest da
sein wird, der sich der Untersuchung nicht unter-
ziehen will, so dass das Obligatorium nötig ist. Im
Kanton Wallis, im Gomsergebiet, war es die Geist-
lichkeit, die die Leute zur Durchleuchtung, zum
Schirmbild gebracht hat. Wenn wir das Obligato-
rium der Durchleuchtung, des Schirmbildes nicht
feststellen, dann ist diese ganze Gesetzgebung ein
Schlag ins Wasser und wäre das Geld nicht wert,
das wir dafür ausgeben würden, dann mussten wir
.uns nicht wundern über eine wahrscheinlich rasch
steigende Gefahr und zunehmende Schäden. Ich
habe das vollendete Vertrauen in das Schweizer-
volk, wenn man ihm das sagt, dass es selbstver-
ständlich mit uns, seinen Beratern, einverstanden
ist.

Gefährlich ist die Sache deshalb, weil keiner
von seinem Zustand weiss. Ich selbst weiss nicht,
ob ich nicht in diesem Moment von der Tuberkulose
ergriffen bin und meine Mitmenschen gefährde.
Daher wird es auch richtig sein, dass man eben von
Zeit zu Zeit — man hat die Frist jetzt auf drei
Jahre angesetzt; meines Erachtens eine sehr lange
Spanne; man wird später kürzere Zeitspannen
nehmen — die Durchleuchtung oder das Schirmbild
wiederholen muss. Ein Beispiel: Es wird Ihnen mit-
geteilt, der Rekrut X ist in die Kaserne eingerückt,
er wird durchleuchtet, das Bild ist absolut einwand-
frei. Nach der achten Woche entdeckt man einen
Tuberkuloseherd ; man ist der Sache nachgegangen :
der Putz auf der betreffenden Etage hat eine offene
Tuberkulose, war a,ber vorher nicht ausgeschaltet
worden. So kommen immer wieder Reinfektionen
und Gefahrenherde vor, auch das zwingt uns, an
dem Obligatorium festzuhalten.

Die Deutung der Bilder ist ja nicht ganz einfach;
nur der erfahrene Arzt kann das durchführen. Es
kann, es darf nicht vorkommen, dass ein Arzt, wie
es passiert ist, vom Spezialisten orientiert wird, der
und der Patient habe bei Durchleuchtung und
Schirmbild einen Herd aufgewiesen und dass dieser
Arzt dann antwortet: Das kann ich schon behan-
deln, während der Betreffende dann doch im Ver-

. lauf der Zeit andere infizieren konnte, weil er nach
einem halben Jahr eine fast faustgrosse Kaverne
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hatte. Es ist von einem westschweizerischen Pro-
fessor eingewendet worden, wir hätten zu wenig
erfahrene Arzte auf diesem Gebiet, die die Bilder
deuten können. Da muss ich diesem Herrn Profes-
sor wirklich erwidern: Dam\steht es mit dem medi-
zinischen Unterricht und mit dem betreffenden
Lehrstuhl an dieser Universität sehr schlecht, wenn
so etwas vorkommt und auch noch als Grund gegen
das Schirmbildobligatorium angegeben werden
kann. Das hätte ich am allerwenigsten erwartet.

Es wird dann auch der Einwand, der ja heute
so beliebte und sicher demagogisch'zugkräftige Ein-
wand des Funktionarismus, der zu starken Zu-
nahme der Funktionäre, der Bürokratie, erhoben.
Ich muss Ihnen offen gestehen,.ich bin vorhin beim
Ansehen des Filmes über die Bekämpfung der
menschlichen Tuberkulose auch etwas erschrocken
über die Zahl der Formulare, die da ausgefüllt wer-
den mussten. Ich habe aber auch die vollendete
Überzeugung, dass gerade das Schirmbildverfahren
in der Lage ist, weil es uns einer ganzen Menge
anderer Untersuchungsmethoden enthebt, hier eine-
ganz wesentliche Einschränkung herbeizuführen,
so dass also mit der Behauptung der Zunahme des
Funktionarismus sicher nicht gefochten werden
kann. Und warum das ? Ich glaube, es werden sich
sicher wenige Ärzte finden, die ihr Leben lang nichts
anderes als Schirmbilder machen und deuten woll-
ten. Das würde für die Betreffenden eine schwere
Last bedeuten und zu einer einseitigen Medizin
führen, die nicht von Gutem wäre. Man muss auch,
und das ist ja das Schöne am ärztlichen Beruf und
das war das Schöne bei uns Altern, dass wir noch
allgemeine Ärzte sein konnten und die Medizin nicht
in beinahe unzählige Spezialitäten aufgespalten
war, die gar nicht immer im Interesse der Patienten
liegen, heute immer noch darauf abstellen.

Es wurde darauf hingewiesen, dass das ärztliche
Geheimnis verletzt würde. Das trifft nicht zu, ich
bin einer der schärfsten Vertreter, und zwar je und
je gewesen, für die völlige Aufrechterhaltung des
ärztlichen Geheimnisses und bin -es heute noch
unter allen Umständen, aber wir dürfen doch sicher
das verlangen, da'ss man bei den 4—500 Streuern,
die ihre Mitmenschen gefährden können, veran-
lassen darf und muss, dass sie ausgeschieden werden,
um für andere nicht mehr gefährlich zu sein. Ich
möchte diejenigen der Gegner sehen, wenn es ihnen
einmal passieren sollte, dass ein Kind oder Gross-
kind durch einen Lehrer oder durch einen Dienst-
boten usw. infiziert worden ist, einfach weil man es
unterlassen hat, ein Schirmbild zu machen!

Noch eine eigene neueste Mitteilung. In Deutsch-
land wird momentan mit Schirmbildern von gesun-
den Personen ein grossartiger Schwarzhandel ge-
trieben. Die Staaten Amerikas, und zwar von Süd-
und Nordamerika verlangen bei der Einwanderung
ein einwandfreies Schirmbild. Zu diesem Zwe"ck
werden heute in Deutschland Schirmbilder ver-
kauft. Vielleicht findet sich auch jemand hier, der
diesen Handel gern betreibt (Heiterkeit).

Wir dürfen nicht vergessen, dass wir schätzungs-
weise neben dem Rheuma, das ungefähr im Jahr
einen volkswirtschaftlichen Schaden von 200 bis
300 Millionen bringt — ein Problem, das auch seiner
Lösung entgegengeführt werden muss — durch die
Tuberkulose ca. 100 Millionen in unserer Volkswirt-

schaft einbüssen. Diese Zahlen werden sich in den
nächsten Jahrzehnten und Generationen auswirken.
Sie wissen, unsere Leistungsfähigkeit in der Welt-
wirtschaft beruht auf der allgemein bewunderten

o

und anerkannten Arbeitskraft unseres Volkes. Ist
es da nicht unsere Pflicht und Schuldigkeit, diese
Arbeitskraft zu erhalten, zu fördern und durch die
Gesundmachung von Kränken zu vermehren?

Das ist die volkswirtschaftliche Seite der Frage,
von der militärischen Seite, unsere Armee gesund
und kräftig zu erhalten, ganz abgesehen. Wenn ich
gerade vom Militärischen spreche, möchte ich fol-
gendes sagen: Es mutet mich ganz eigenartig an —
Sie werden es mir vielleicht am wenigsten übel-
nehmen, wenn ich es ausspreche: Der .Schweizer
muss sich ärztlich genau untersuchen lassen, um
den Feind als gesunder Mann totschlagen und tot-
schiessen zu können, sich selbst totschlagen und
totschiessen zu lassen; wenn es sich aber darum
handelt, gesund zu werden, heisst es, das sei ein
allzu grosser Eingriff in seine persönliche Sphäre. —
Da hört bei mir die Logik auf. Ich glaube, dass der,
Staat in diesem Fall wahrlich auch das Recht hat,
einen Menschen, wenn es möglich ist, wieder gesund
werden zu lassen. Man wendet ein, wir hätten nicht
genügend Betten. Für Solothurn ist errechnet wor-
den, dass es 30 Betten mehr braucht. Für den
Kanton Zürich wären es 150 Betten mehr als jetzt.
Das ist sicher noch zu erreichen. Es muss nicht ge-
rade am ersten Tag bei Inkrafttreten des Gesetzes
der Fall sein.

Es muss festgehalten werden: Der Patient darf
den ändern nicht mehr gefährden. Er muss geheilt
werden. Er hat das grösste Interesse daran, aber
die 'Heilung der Tuberkulose ist eine ausserordent-
lich teure Angelegenheit. Nicht nur der Unbemit-
telte, sondern oft auch der Besser- und Gutsituierte
leidet wirtschaftlich schwer mit seiner Familie, wenn
eines der Mitglieder tuberkulös geworden ist. Ich
bin nicht bekannt als Freund einer zu weitgehenden
sozialen Versicherung. Ich habe die Gründe für
meine Meinung hier nicht zu erörtern, aber in diesem
Fall bin ich rückhaltlos Anhänger, dass der Mensch
dem Menschen helfen muss, dass demjenigen, der
nicht in der Lage ist, die Heilungskosten zu bezah-
len, durch die Allgemeinheit geholfen wird. Es darf
nicht nur eine Fürsorge sein, sondern es muss ein
Anrecht da sein, dass wir dem Patienten, wenn wir
ihn aus seiner Familiengemeinschäft und seinem
Arbeitsplatz wegnehmen, datait er seine Umgebung,
seine Kinder und Grosskinder nicht mehr gefährden
und infizieren kann, nach bestem Wissen und Ge-
wissen die Lage erleichtern. Wir wollen nur — das
ist bescheiden — ein Obligatorium der Versicherung
für Unbemittelte. Wenn dieses Obligatorium an
einem Ort am Platz ist, ist es bei der Bekämpfung
der Tuberkulose. Da setze ich mich mit aller Ent-
schiedenheit ein und werde mit aller Entschieden-
heit gegen alle Gegner auftreten.

Schliesslich möchte ich noch auf folgendes hin-
weisen: Ich habe in meiner Motion im zweiten Teil
die Tiertuberkulose behandelt. Es ist auch der
Wunsch der Kommission, dass nebst diesem Gesetz
baldigst ein Gesetzesentwurf zur Bekämpfung der
Tiertuberkulose eingereicht wird. Die Vorarbeiten
hiezu sind durch das Eidgenössische Veterinäramt
weit vorgetrieben worden. Wir können bald an
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dieses Problem herantreten. Wir werden natürlich
den letzten Tuberkelbazillus niemals fangen, aber
wir können die Tuberkulose auf kleinere Reste ein-
dämmen. Im Jahre 1948, der Hundert Jahrtagung
unseres Bundesstaates, der unserm Volk so viele
Fortschritte gebracht hat, wäre es für unser Volk
das schönste Jubelgeschenk, das wir mit vollem
Herzen und Gemüt, aber auch mit scharfem Ver-
stand vertreten dürfen, .wenn wir ihm dieses Tuber-
kulosegesetz bringen würden und dadurch auf
kulturellem, wirtschaftlichem und vielleicht auch
auf politischem Gebiet einen grossen Fortsehritt
wie kein anderer Staat in der Welt feststellen
könnten. Ich empfehle Ihnen im Namen der ein-
stimmigen Kommission Eintreten auf die Vorlage.

M. Miéville, rapporteur: Après le très substan-
tiel et remarquable exposé de M. Bircher, mon
collègue, qui a épuisé, si j'ose dire, un sujet com-
plexe et très important, mon rapport sera assez
court. Il reprendra surtout les points les plus im-
portants du projet de loi fédérale.

Ce projet de loi met au premier plan de l'actualité
les problèmes concernant la prophylaxie et le traite-
ment d'une des maladies sociales parmi les plus
redoutables dont puisse souffrir les collectivités
humaines. Notre pays, malgré tous les progrès
accomplis, paye aujourd'hui encore un lourd tribut
à cette terrible affection.

Il conviendrait de résumer rapidement l'état
présent de la lutte contre la tuberculose en Suisse.

Notre législation actuelle est basée sur la loi du
13 juin 1928 complétée par les ordonnances I et II
respectivement du 2 janvier 1944 et du 16 juin 1947
concernant plus particulièrement l'organisation de
l'assurance-tuberculose par les caisses-maladie.

La loi de 1928, dite loi Chuard, est d'inspiration
vaudoise puisqu'elle a été promue en grande partie
par Mme Dr Olivier de Lausanne. Rappelons ici la
mémoire de cette femme remarquable qui consacra
toute sa vie à la lutte contre la tuberculose et qui
fut, dans notre pays, un de ses pionniers les plus
ardents.

Cette première loi fut avant tout une loi de sub-
ventionnement mais elle introduit déjà certaines
mesures indispensables de prophylaxie: mesures de
protection contre l'extention de cette maladie soit:
1° la déclaration obligatoire des cas présentant un
danger pour autrui; 2°,la surveillance médicale du
corps enseignant et des personnes appelées à s'occu-
per de collectivités d'enfants; 3° la désinfection et
l'obligation imposée au canton d'édicter des pres-
criptions sur l'hygiène des habitations,- etc.

La Confédération prend à sa charge de 20 à 25 %
des frais ainsi occasionnés au canton. Cette partici-
pation peut s'élever jusqu'à 50% lorsqu'il s'agit
d'écarter de l'enseignement des maîtres contagieux.

La Confédération subventionne la construction,
Fâchât l'installation et l'exploitation d'établisse-
ments pour tuberculeux, accorde son appui finan-
cier aux dispensaires et aux œuvres d'assistance des
associations antituberculeuses.

Enfin, l'article 15 de la loi donne à la Confédéra-
tion la possibilité d'allouer des subsides spéciaux
aux caisses-maladie qui'font bénéficier leurs mem-
bres de prestations'spéciajes en cas de tuberculose.

Notons le fait que l'assurance-tuberculose s'est
développée considérablement au cours de ces dix
dernières années. Alors qu'en 1938, il y avait en
Suisse 2 035 177 assurés, seuls 770 896 bénéficiaient
de l'assurance-tuberculose; en 1945, sur 2524599
assurés (le 57,3% de la population), 1870951 y
avaient droit.

La mortalité par tuberculose a passé en Suisse
de 2,8°/00 en 1891, à 1,55°/00 en 1920, et 0,83°/0(j
en 1945.

Le nombre de cas déclarés a augmenté par contre
de 3726 en 1926 à 4827 en 1945. L'augmentation
de la morbidité pouvant s'accompagner d'une dimi-
nution de la mortalité: plus tôt on découvre les
tuberculeux, plus on les empêche de mourir ce qui
vérifie la constatation que la durée moyenne de la
vie augmente avec le progrès social et technique.

En 1944, cette maladie emportait 3500 person-
nes, le nombre des tuberculeux dans notre pays
pouvant être estimé de 70 000 à 80 000.

Les anciennes méthodes de dépistage et de lutte
Semblent, malgré leur valeur, avoir donné leur
maximum. Comme l'a dit Dtr Urech, membre du
comité cantonal de la ligue vaudoise contre la
la tuberculose «si nous voulons faire de nouveaux
progrès, nous devons recourir à des moyens nou-
veaux. Les résultats actuels, si heureux soient-ils,
constituent encore un demi-échec. Il faut faire
mieux».

Trois raisons peuvent expliquer cette situation:
a) l'absence de remèdes spécifiques et la longueur

des traitements;
b) la tuberculose demeure une maladie contagieuse

évoluant d'une façon sournoise; de nombreux
tuberculeux contagieux ignorent entièrement
leur état et les dangers qu'ils font courir autour
d'eux;

c) enfin dans toutes nos agglomérations se trouvent
des tuberculeux connus, bacillaires, qui refusent
de se laisser soigner et disséminent l'agent d'in-
fection.
Aujourd'hui, il s'agit d'utiliser comme méthode

moderne, tout particulièrement la radiophotogra-
phie en série, méthode qui permettra de dépasser
le point mort où nous nous trouvons présentement.

C'est au Dr Bircher que nous devons l'initiative
du projet de la loi actuelle. Le 16 décembre 1943
il déposait la motion suivante au Conseil national:

«Afin d'enrayer la tuberculose le Conseil fédéral
est invité à élargir les bases légales et financières
de la lutte contre cette maladie en disposant que:
1° toute la population suisse soit soumise à un

examen radioscopique et qu'un classement des
'radiographies soit établi;

2° q'une attention plus soutenue soit vouée à la
tuberculose animale.»
Deux autres postulats vinrent s'ajouter à cette

motion le 25 septembre 1944 et le 28 septembre
1944 (postulat Spühler) et la motion Seematter dû
28 septembre 1943: «Le Conseil fédéral est invité
à présenter le plus tôt possible à l'Assemblée fédé-
rale un rapport et des propositions en vue d'intro-
duire l'obligation partielle de l'assurance-maladie,
notamment pour les classes à revenus modestes.»

Ces diverses interventions ont abouti au projet
de loi qui nous occupe aujourd'hui. Présenté aux
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Chambres dans un message du Conseil fédéral du
8 juillet 1947, il était adopté par le Conseil des Etats
le 3 décembre dernier avec quelques légères modifi-
cations, et discuté les 19—20 février dernier, à
Aarau, par une commission du Conseil national
présidé par le Dr Bircher. ,

La loi comprend 2 parties: ,
a) celle qui traite des mesures de dépistage par la

radiophotographie obligatoire de toute la popu-
lation ;

b) celle qui définit les moyens permettant de finan-
cer le traitement des tuberculeux ainsi décelés
en assurant 'obligatoirement contre la maladie
les classes à revenus modestes et en prévoyant
des mesures d'assistance pour les indigents qui
ne pourraient bénéficier de l'assurance.
Dans les discussions de commissions, soit au

Conseil des Etats, soit celles de la commission du
Conseil national, soit surtout dans les associations
professionnelles de médecins, tout particulièrement
à la Fédération des médecins suisses, et à son
comité central, des dix articles de la loi, l'article 4
suscita de nombreuses oppositions. Les organisations
professionnelles des médecins et la Fédération
suisse en particulier prétendent'que, par cet article,
les limites d'une revision de la loi sur la tuberculose
se trouvent dépassées, que l'article 4 prévoit une
revision partielle de la loi fédérale sur l'assurance
en cas de maladie et d'accidents, en ce sens qu'il
introduit une assurance-maladie obligatoire fédérale
pour les groupes de la population à revenus modes-
tes et crée la possibilité d'une nouvelle assurance
obligatoire cantonale limitée à l'assurance-tuber-
culose, s'étendant également aux classes aisées.

Ces organisations estiment qu'il est préférable,
et même primordial, que la question de l'assurance
obligatoire — que ce soit contre la maladie en
général ou contre la tuberculose seule — soit étudiée
dans le cadre de la revision totale de la loi fédérale
sur l'assuran ce-maladie.

Ces associations médicales voudraient que cette
assurance obligatoire suive ou s'incorpore, et non
précède l'assurance en cas de maladie et accidents
puisque, disent-elles, la commission d'experts
désignée par la Confédération est entrée en délibé-
rations en janvier de cette année.

Même si dans l'élaboration de cette nouvelle
loi, assurance-maladie-accidents, la commission
d'experts activait d'une façon toute particulière ses
travaux, rien ne permet de penser que ce soit dans
un avenir si prochain, et avant qu'une telle loi soit
adoptée, beaucoup d'eau coulera encore sous les
ponts de l'Aar. Ce qu'il importe c'est de rendre effi-
cace d'emblée le travail de dépistage des tubercu-
leux telle que l'envisage notre présente loi.

Dans une brochure publiée à l'occasion du 150e

anniversaire de l'indépendace vaudoise, le Dr Olivier,
relevant les caractères du nouveau programme de
lutte à mener dit entre autres: «Le pays tout entier
doit s'intéresser à cette lutte, il doit apprendre de
quoi il s'agit, comprendre que toute la population
a un rôle actif à jouer: Lutter contre la tuberculose
n'est pas seulement l'affaire des médecins spécia-
listes, d'autorités éclairées, le peuple doit y mettre
la main, travailler à son propre salut. Il ne suffit •
pas de choisir ce qui peut attirer ou plaire dans ce
programme, se déclarer partisan du sanatorium1

ou du dispensaire; il faut faire un plan général, ne
rien laisser dans l'ombre, ne rien abandonner au
hasard, et surtout porter la lutte dans le camp
même de l'ennemi, lui enlever l'initiative des opéra-
tions. Se borner à soigner des tuberculeux qui arri-
vent au médecin parfois après des années de mala-
die, alors qu'ils ont déjà contaminés nombre de
victimes, est une politique si contraire à tout bon
sens qu'il faut résolument l'abandonner.» Il est im^
possible de traiter un tuberculeux (ou un cardiaque)
sans tenir compte — dans le plus grand mesure —
de son milieu social.

Parmi les adresses que la commission du Conseil
•national a reçues, citons, par souci d'objectivité,
l'une d'entre elles qui marque.l'opposition la plus
nette au présent projet de loi. Elle est intéressante
à plus d'un titre parce'que très représentative d'un
certain état d'esprit essentiellement négatif. Cette
déclaration, signée de 90 médecins environ, n'ose
pas s'opposer nettement à la radiophotographie,
mais s'attaque au principe de l'o'bligation ce qui,
dans la pratique, enlèverait toute valeur à la
méthode de dépistage et tout sens à la loi.

Ils déclarent, ce qui est exact, qu'une concep-
tion purement bactériologique de la tuberculose est
incomplète, les facteurs terrain, virus filtrant,
hygiène du logement, et surtout conditions écono-
miques sont également vraies. Mais ces objections
ne sont que des prétextes, elles ne servent qu'à
déconsidérer la méthode proposée et non à ampli-
fier les moyens de lutter efficacement.

Que des milliers de nos citoyens puissent être
atteints de tuberculose, maladie sociale, semble
avoir pour eux moins-d'importance qu'une légère
atteinte qu'ils jugent non seulement «grave mais
intolérable» à leur précieuse liberté individuelle.
Certains de mes confrères, en croyant défendre l'in-
dividu se font une idée erronnée de ce qu'il faut
entendre par individu. Précisons le: «L'individu
purgé de toute valeur sociale est un mythe.» Il s'agi-
rait pourtant de savoir ce que l'on veut être: Un
homme parmi les hommes, dans une société déter-
minée, dans un monde qui agit sur lui et sur lequel
il agit, ou bien «l'acteur inconscient d'une pièce
dont on ignore tout, aussi bien l'intrigue que le
dénouement».

Ce qui est plus «vexatoire que les mesures envi-
sagées» et que redoutent tant ces messieurs, et
infiniment plus grave, c'est le lourd tribut que
payent tant d'honnêtes gens, surtout dans les classes
laborieuses et pauvres de notre pays. Cette maladie
essentiellement sociale coûte en réalité infiniment
plus cher à la collectivité que ne coûteront les dépen-
ses envisagées pour la combattre et plus encore la
faire disparaître.

Il faut bien admettre, toujours plus, que
l'homme est le capital le plus précieux, et en
disant l'homme, nous pensons à l'ensemble des
hommes qui forment la nation.

Certes, nous le savons, la santé dépend infini-
ment plus, dans les conditions sociales actuelles,
des facteurs économiques que des facteurs biolo-
giques. L'inégalité des hommes devant la maladie
•et la mort est fonction de l'inégalité sociale et
économique mais en attendant, est-ce une raison
de se croiser les bras, et faire comme Ponce Piiate
qui s'en lavait les rriains ?
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Rendons hommage à la ténacité du Dr Bircher.
Son idée de dépistage par radiophotographie pério-
dique appliquée à l'ensemble de la population suisse
a fait son. chemin. Taxée à l'origine d'utopique, elle
s'impose aujourd'hui.

Nous avons vécu longtemps dans un monde où
plus oh avait besoin de soins médicaux, tout au
moins pour un grand nombre, moins il y avait de
chance d'en avoir. La loi Bircher demande qu'on
applique dans la réalité d'aujourd'hui notre devise
nationale non en paroles mais d'une façon concrète.
Une idée juste et généreuse ne prend tout son sens
que dans l'action, ce qui revient à dire, que dans
le cadre de cette loi, la possibilité de se soigner n'est
plus subordonnée aux conditions économiques des
citoyens. ' •

En renseignant l'ensemble du peuple suisse
sur les buts et l'importance de cette nouvelle loi,
et en associant tout le Corps médical suisse qui, dans
sa grande majorité, est animée d'une haute concep-
tion de son devoir social et professionnel, nous som-
mes persuadés que l'adoption de cette loi progres-
siste aura des conséquences heureuses et utiles pour
notre patrie.

En conclusion, votre commission unanime vous
engage, monsieur le président et messieurs, à voter
la présente loi.

Hier wird die Beratung abgebrochen.
(Ici, le débat est interrompu.)

#ST# Vormittagssitzung vom 17. Juni 1948.
Séance du 17 juin 1948, matin.

Vorsitz •— Présidence : M. Picot.

5347. Arbeitszeit beim Betriebe der
Eisenbahnen.

Exploitations des chemins de fer.
Durée du travail.

Siehe Seite 127 hiervor. — Voir page 127 ci-devant.

Beschluss des Ständerates vom 15. Juni 1948.
Décision du Conseil des Etats du 15 juin 1948.

S c h l u s s a b s t i m m u n g . — Vote final.
Für Annahme des Beschlussentwurfes

108 Stimmen
(Einstimmigkeit)

An den Ständerat.
(Au Conseil des Etats.)

#ST# 5425. Teuerungszulagen an das
Bundespersonal.

Allocations de renchérissement au
personnel fédéral.

Siehe Seite 135 hiervor. — Voir page 135 ci-devant.

Beschluss des Ständerates vom 15. Juni 1948.
Décision du Conseil des Etats du 15 juin 1948.

D r i n g l i ' c h k e i t s k l a u s e l . — Clause d'urgence.

A b s t i m m u n g . — Vote.
Für Annahme der Dringlichkeitsklausel

105 Stimmen
Dagegen 6 Stimmen

S c h l u s s a b s t i m m u n g . — Vote final.
Für Annahme des Beschlussentwurfes

111 Stimmen
(Einstimmigkeit)

An den Ständerat.
(Au Conseil des Etats.)

#ST# Vonnittagssitzung vom 18. Juni 1948.
Séance du 18 juin 1948, matin.

Vorsitz •—• Présidence: M. Picot.

5282. Stimmabgabe der Aufenthalter.
Droit de vote des citoyens en séjour.

For tse tzung. — Suite.
Siehe Seite 110 hiervor. — Voir page 110 ci-devant.

Le président: Je rappelle que le débat général
est terminé et que vous avez pris la décision d'entrer
en matière. Nous passons donc à la discussion des
articles.

A r t i k e l w e i s e Be ra tung . —Discussion des articles.

Titel und Ingress.
Antrag der Komniissionstnehrheit.

Bundesgesetz
über

die Erleichterung der Stimmabgabe in
eidgenössischen Angelegenheiten.

Die B u n d e s v e r s a m m l u n g
der Schweizer i schen E idgenos senscha f t ,

gestützt auf Artikel 73, 90 und 122 der Bundes-
verfassung,

nach Einsicht in eine Botschaft des Bundesrates
vom 20. August 1947,

besch l iess t :
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Diese neue Bestimmung gehört ohne Zweifel in
jenen Zusammenhang.

Die Kommission ist sich darüber klar, dass, wie
andere ' mildernde Bestimmungen dieser Gesetzes-
novelle, auch diese neue Vorschrift von einem
geriebenen Drückeberger missbraucht werden kann.
Er kann z. B. Ratenzahlungen versprechen und
nachher in grossem Stil Lohnzessionen vornehmen
und damit den betreibenden Gläubiger übers Ohr
hauen. Immerhin wird hier ein gewisser strafrecht-
licher Schutz eintreten, indem ein solches Verhalten
immerhin den Tatbestand des Betruges erfüllen
dürfte. Bei den Alimentenzahlungen, an welche die
Kommission vor allem dachte, weil erfahrungs-
gemäss viele Schuldner sich dieser Zahlung mit
besonderer Energie zu entziehen suchen, ist ein
wirksamer strafrechtlicher Schutz durch. Art. 217
des Strafgesetzbuches gegeben.

Im übrigen ist die Kommission der Auffassung,
dass die Möglichkeit eines gelegentlichen Missbrau-
ches uns von der Verwirklichung eines Gedankens
nicht abhalten darf, wenn sein sozialer Gehalt eine
Berücksichtigung verdient. Diese Voraussetzung
scheint hier erfüllt zu sein, und wir beantragen
Ihnen daher einstimmig, auch. diesen neuen
Art. 4bis,'der auf eine Anregung von Herrn Meier-
Netstal zurückgeht, anzunehmen.

M. Maspoli, rapporteur: A l'article 4, M. Meier-
Netstal propose d'ajouter un 2e alinéa à l'ar-
ticle 93 de la loi pour permettre au préposé de
renoncer à la notification de la saisie du salaire
à l'employeur lorsque le débiteur s'engage à verser
à l'office des acomptes réguliers. On veut, par cette
proposition, empêcher que la saisie du salaire ne
puisse entraîner la ruine économique du débiteur.
Il arrive souvent que l'employeur, lorsqu'il ap-
prend que son employé fait l'objet d'une pour-
suite, cherche à s'en débarrasser. Du point de
vue moral et social, la proposition de M. Meier
mérite toute notre attention. Mais votre commission
éprouve quelques scrupules lorsqu'il s'agit de déci-
der si la modification proposée est conciliable avec
la structure de la loi. La saisie n'est effectivement
complète que lorsque la chose a été confisquée, ce
qui n'est possible que lorsque celui qui la possède
en est informé et tenu de ne pas s'en dessaisir. Et
ce n'est que par la notification à l'employeur qu'on
peut s'apercevoir si la créance existe ou si elle a
déjà été payée, compensée ou cédée.

Il y a là, sans aucun doute, une série d'incon-
vénients qu'on ne peut se dissimuler. Si cependant
nous vous proposons d'accepter la proposition de
M. Meier, c'est parce que nous sommes d'avis que
le côté moral l'emporte sur les préoccupations de
pure forme et que le danger de la ruine économique
du débiteur doit avoir la priorité vis-à-vis de con-
sidérations de caractère plutôt théorique. »

La solution que nous avons l'honneur de vous
proposer a- une certaine analogie avec celle qui fut
adoptée à l'article 123 et concernant l'ajournement
de la vente. Comme dans cet article, nous voulons
limiter le bénéfice de la non-notification de la saisie
du salaire à l'employeur à celui qui le mérite, c'est-à-
dire à celui qui se trouve dans des difficultés finan-
cières sans qu'il y ait faute de sa part et qui s'engage

à verser des acomptes réguliers en opérant immé-
diatement le premier versement.

Cette limitation permet de réduire sensiblement
la possibilité d'abus de la part du débiteur, abus
contre lesquels l'Office possède d'ailleurs des remè-
des, même de nature pénale, que la loi met à sa
disposition.

M. Meier avait proposé d'ajouter un second
alinéa à l'article 93. Mais cet article a trait à la
saisissabilité restreinte et n'a rien à voir avec le
procédé de la saisie des créances, lequel est réglé
par l'article 99 de la loi. C'est donc à cet article,
et non pas à l'article 93, qu'il convient d'ajouter
le second alinéa proposé par M. Meier. Désireuse
d'éviter tout changement dans la numérotation des
articles du projet de loi que vous avez adopté, votre
commission vous propose d'insérer la nouvelle
modification dans un article 4 bis dont la teneur
est la suivante:

«L'article 99 est complété par un 2e alinéa ainsi
conçu :

«Lorsque le débiteur rend vraisemblable qu'il se
trouve en difficultés financières sans faute de sa
part et qu'il s'engage à verser à l'office des acomptes
réguliers et opère immédiatement le premier verse-
ment, le préposé peut renoncer à notifier la saisie
du salaire à l'employeur. La notification aura néan-
moins lieu si les acomptes ne sont pas versés ponc-
tuellement. »

Angenommen. — Adopté.

Gesamtabs t immung. — Vote sur l'ensemble.
Für Annahme des Gesetzentwurfes 105 Stimmen

• (Einstimmigkeit)

An den Ständerat.
(Au Conseil des Etats.)

#ST# Zu 4484. Tuberkulosebekämpfung.
Lutte contre la tuberculose.

Fortsetzung. — Suite.
Siehe Seite 138 hiervor. — Voir page, 138 ci-devant.

Le président: Je vous rappelle que les rap-
porteurs ont déjà présenté leur rapport il y a quel-
ques jours. Nous abordons'donc aujourd'hui la dis-
cussion générale d'entrée en matière. Dix orateurs
sont inscrits (Rumeurs). La plupart d'entre eux ont
fait des propositions; ils ont donc le droit de s'ex-
pliquer sur l'ensemble du projet. M. Bûcher est le
principal auteur de propositions dérogatoires. Nous
lui donnerons éventuellement quelques minutes de
plus si c'est nécessaire.

Bucher-Zürich: Die Motion Bircher mit Eiiï-
schluss der Postulate Siegrist, ,Spühler und der
Motion Seematter stellen einen Marchstein in der
Entwicklung der Gesundheitspolitik unseres Landes
dar, einen Marchstein, dem man nur mit Begeiste-
rung folgen kann. Ich möchte gleich zu Anfang
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deshalb bitten, unter allen Umständen auf diese
Vorlage einzutreten. Die Vorlage stützt sich auf
Art. 69 und 34 bis der Bundesverfassung und auf
das Kranken- und Unfallversicherungsgesetz, Art. 2.
An ihrer Verfassungsmässigkeit kann kein Zweifel
bestehen.

Es haben sich mir nun beim Studium des Ent-
wurfes einige Bedenken ergeben. Bedauerlicher-
weise hatte ich aus äusserlichen Gründen nicht
Gelegenheit, meine Einwendungen der Kommission
vorzubringen, weshalb ich jetzt genötigt bin, hier
in- der Eintretensdebatte auf meine Vorschläge ein-
zutreten. Diese an sich glückliche Vorlage enthält
nämlich einige neuralgische Punkte, die unbedingt
ausgemerzt werden sollten, neuralgische Punkte,
die unter Umständen die Notwendigkeit und den
hohen Wert dieser ganzen Vorlage ausserordentlich
gefährden können. Wenn ich hier darüber rede,
dann selbstverständlich ohne irgendeine Interessen-
gruppe zu vertreten. Ich tue dies.lediglich aus der
vollen Überzeugung, dass das Gesetz in seiner gan-
zen Vorlage eben nur unter einem Gesichtswinkel
betrachtet werden muss, unter dem Gesichtswinkel
des Wohles für unsere Kranken.

Der erste neuralgische Punkt liegt in Art. 2,
wo von der einheitlichen Durchführung dieser
Methode gesprochen wird. Dieser Begriff der Ein-
heitlichkeit ;— ich werde das noch in der Detail-
beratung begründen — kann in dieser Form 'nicht
aufrechterhalten werden. Das ist erstens aus medi-
zinisch-technischen Gründen nicht möglich. Ich
kann nur kurz erwähnen, dass wir beim jetzigen
Verfahren ein Mass von 24:24 mm haben ; in Eng-
land beträgt es für das gleiche Verfahren 35:35 mm ;
in Amerika werden zwei Verfahren nebeneinander
angewendet, das eine im Mass 10,0:12,5 cm, das
andere im Ausmass von 75:65 mm, wobei die
ändern Verfahren die Möglichkeit offen lassen,
gleichzeitig radiographische Röntgenaufnahmen zu
machen, je nach der Situation, die man nach oder

• bei der Radioskopie findet. Wenn man die grosse
und rasche technisch-medizinische Entwicklung in
Amerika heute verfolgt, stellt man fest, dass fast
täglich Verbesserungen geschaffen werden. Im
Prinzip wird das jetzige Verfahren zwar bleiben,
aber in kurzer Zeit wesentliche Verbesserungen er-
fahren. Es ist selbstverständlich, dass man dann
nicht alle Apparaturen durch neue ersetzt, sondern
das wird sukzessive geschehen. So wird es kommen,
dass das Verfahren nicht einheitlich ist.

Zweitens der Einwand der „Société vaudoise de
médecine": Die Ärzte haben eine Eingabe gemacht,
auf die ich in der Detailberatung eingehe.

Der zweite neuralgische Punkt betrifft- Art. 4,
Abs. l, die Versicherungspflicht. Sie sehen, dass ich
im Antrag ,,versichern"' durch „sichern" ersetzt
habe. Es ist so, dass bei reiflicher Überlegung gegen
die jetzige Fassung schwere Einwände gemacht
werden müssen, weil sie an sich zu eng ist. Die Ein-
wände sind folgende: .

1. Vom staatspolitischen Standpunkt aus gese-
hen, muss man erwähnen, dass der Bund bis jetzt
nach Art. 34 bis den Beitritt zur Versicherung obli-
gatorisch erklären konnte. Nach Art. 2 des Kranken-
und Unfallversicherungsgesetzes sind die Kantone
ermächtigt, die Krankenversicherung allgemein
oder für spezielle Bevölkerungskreise obligatorisch

zu erklären, und im Schlussabsatz von Art. 2 heisst
es: „Es steht den Kantonen frei, ihre Befugnisse
den Gemeinden zu übertragen." Mit ändern Worten:
Die ganze Entscheidung über die Einrichtung der
Krankenversicherung, z. B. über die Beitrittspflicht,
liegt in der Kompetenz der Kantone und Gemeinden.

Heute macht der Bund zum erstenmal von
seinem verfassungsmässig niedergelegten Recht
Gebrauch. Das ist in Ordnung. Zum erstenmal ver-
pflichtet er den wenig bemittelten Bürger, der
untersucht worden ist, in die Versicherung einzu-
treten. Das wäre absolut in Ordnung, aber man muss
sich fragen, ob hier das Richtige getroffen sei. Die
Kantone und Gemeinden haben mit Recht die
Empfindung, dass hier ein Einbruch in ihre Souve-
ränität erfolgt sei, nicht im rechtlichen Sinn, son-
dern ein Einbruch, der im Widerspruch mit der bis-
herigen Praxis steht, denn vorher hat der Bund das
nicht getan, obschon er es hätte tun können. Nun
ist es wesentlich, dass wir uns überlegen, warum
der Bund bisher nichts unternommen hat. Erstens
hat er in weiser Zurückhaltung die Souveränität
der Gemeinden und vor allem des Individuums, des
Souveräns im engeren Sinn des Wortes, respektiert.
Er hat auf der ändern Seite sicher die geopolitischen
Gegebenheiten in unserem heterogenen Heimatland
berücksichtigt. Es war ihm klar, dass in jeder
Gemeinde eine andere finanzielle und wirtschaft-
liche Struktur herrscht, und auf diese Heterogenität
war Rücksicht zu nehmen. Beispielsweise erwies es
sich als richtig, dass in den .Kantonen Graubünden
und Tessin ein allgemeines Krankenversicherungs-
obligatorium eingeführt wurde, weil dort in vielen
Gebirgstälern relativ wenig bemittelte Leute woh-
nen, während anderseits z. B. im Kanton Zürich
eine starke Heterogenität besteht, weshalb die
Stadt Zürich für die weniger Bemittelten die obliga-
torische Versicherung eingeführt hat, während
andere Gemeinden, wie Kilchberg, Rüschlikon usw.,
die reicher sind, von, diesem Obligatorium abgesehen
haben.

Um jedem Missverständnis vorzubeugen, möchte
ich betonen, dass es unbedingt nötig ist — diese
Auffassung hat die Mehrheit der Ärzteschaft —,
eine allgemeine obligatorische Krankenversicherung
für Unbemittelte und weniger Bemittelte einzu-
führen, und zwar auf dem ganzen Boden der Eid-
genossenschaft. Das ist ein ethisches Gebot. Dieses
Ziel darf nicht angefochten werden. Damit fühlt
sich die Ärzteschaft einig mit dem, was in dieser
Vorlage gefordert wird.

Wenn wir trotzdem nicht der Meinung sind,
dass dieser Versicherungsgedanke im vorliegenden
Ergänzungsgesetz zu verankern sei, so haben wir
dafür weitere Gründe.

2. Der zweite Hauptgrund, warum man nicht
von „Versicherung" in diesem Gesetz reden sollte,
sondern nur von „Sicherung", ist gesetzgeberischer
Art. Der Einbau der Versicherung in dieses Ver-
sicherungsgesetz bedeutet die Abänderung eines
bereits bestehenden) Bundesgesetzes, nämlich des
Kranken- und Unfallversicherungsgesetzes. Dieses
würde durch das Ergänzungsgesetz abgeändert und
umgangen. Das widerspricht dem gesetzgeberischen,
gesunden Empfinden. Man kann sagen, das sei ein
Schönheitsfehler. Dieser Einwand ist auch im
Ständerat und an ändern Orten zum Ausdruck
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gekommen. Es ist zu sagen, dass die sedes materiae,
d. h. der Sitz der Materie, der Sitz des Versicherungs-
gedankens im Kranken- und Unfallversicherungs-
gesetz liegt, das jetzt in Bearbeitung ist, das unbe-
dingt einer genauen Revision bedarf und das, wie
uns Herr Bundesrat Stampfli in der Dezember-
session versichert hat, auch erwarten lässt, dass
endlich in zwei Jahren eine positive Lösung heraus-
kommt, nachdem schon Herr Kollege Schneider
seit vielen Jahren dazu getrieben hat. Man sollte
also vom gesetzgeberischen Standpunkt aus gut
überlegen, ob man, dem Kern der Materie vorgrei-
fend, hier das Versicherungsobligatorium festnageln
will oder-nicht.

3. Vom soziologischen allgemeinen Gesichts-
punkt aus ist zu sagen, dass der Gedanke der Ver-
sicherung ganz bestimmt zu eng gefasst ist. Was
will die Motion Bircher ? Sie will die Durchleuchtung
des Patienten. Sie will die Auffindung des kranken,
Tuberkulösen. Sie will, das ist durchaus in Ordnung,
die Verantwortung dafür übernehmen, dass man
bei demjenigen, der als krank befunden wird, für
die daraus entstehenden wirtschaftlichen Folgen
voll und ganz aufkommt; für die Behandlung, für
die Medikationen, für den Aufenthalt in der Heil-
anstalt und darüber hinaus, was Herr Ständerat
Klaus in seinem besonderen Antrag in Art. 4,
Lit. 2 c, beantragt hat, für die Versorgung der Familie.
Das ist vollkommen in Ordnung, das muss sicher-
gestellt sein. Darauf kommt es an, auf die Siche-
rung! Das Postulat Bühler seinerzeit spricht auch
vom Begriff der Sicherung. Der Begriff der Siche-
rung ist in allen Schriften, die wir zu sehen bekamen,
sehr deutlich inauguriert, ohne dass unbedingt pri-
mär von Versicherung die Rede ist. Sie verstehen,
was ich meine. Es geht darum, das Prinzip der
Sicherung für den Schutz des Kranken und seine Fa-
milie gesetzlich zu fixieren. Das kann man an dieser
Stelle. Aber man sollte nicht über das Prinzip hinaus
die Methode gleichsam als die Methode der Wahl
festlegen. Man sollte nicht sagen, jetzt muss hier
auch die Versicherung festgenagelt werden, denn es
war doch bisher so — leider hat es bisher nicht
immer gut gespielt —: die Versicherung allein als
soziale Zwangsversicherung, als ethisch hochste-
hende Versicherung, ist nicht imstande, die Leistun-
gen zu finanzieren. Als zweites kam selbstverständ-
lich die Selbsthilfe dazu. Weiter kam hinzu die all-
gemeine staatliche Fürsorge in Form der Subven-
tionen, ferner die private Fürsorge der Ligen, die
unendlich viel in dieser Richtung getan haben. Diese
vier Faktoren wurden von den Gemeinden je nach
der Möglichkeit abgewogen und müssen auch in
Zukunft sehr klar und subtil abgewogen werden.
Ich meine deshalb, es ist nicht richtig, hier unbe-
dingt von der Versicherung an sich zu reden. Das
Prinzip der Sicherung ja, unter allen Umständen!
Was man unter dieser Sicherung versteht, geht ja
deutlich aus Lit. 2a, b und c hervor. Die Leistungen,
die verlangt werden, die de'm Erkrankten zukom-
men und zugesichert werden müssen, sind klipp
und klar definiert und umschrieben. Daher hat der-
jenige, der heute, gestern oder morgen durch das
Schirmbildverfahren als krank erkannt wird, sofort,
wenn das Gesetz vom Bundesrat morgen oder über-
morgen in Kraft gesetzt wird, augenblicklich garan-
tierten und klar definierten Rechtsanspruch auf

diese Leistungen. Er kann zur Gemeinde gehen und
sie auffordern, ihm die Sicherung der Leistungen
zu garantieren. Er ist also nicht mehr armengenös-
sig. Das ist sehr, wesentlich, denn es kommt ein
weiterer Punkt hinzu. Wenn die Versicherung hier
gesetzlich fixiert wird, als einzige Methode der Wahl,
dann ist es notwendig, dass zuerst die Versicherungen
eingerichtet werden. Sie sind durchaus nicht überall
gleichmässig eingerichtet. Das braucht Arbeit und
Anlaufszeit. Wir haben neun verschiedene Ver-
sicherungsmethoden in der Schweiz in ganz unregel-
mässiger Art und Weise verteilt. Im Kanton Bern
existiert zum Beispiel keine obligatorische Kranken-
versicherung für Minderbemittelte, leider! Auch
nicht im Kanton Neuenburg, Solothurn usw. Ich
zeige Ihnen hier die Karte der obligatorischen Ver-
sicherungseinrichtungen in der Schweiz. Sie sehen
aus Distanz, was für ein merkwürdiges Gebilde von
Heterogenität wir vor uns haben. Bevor wir einem
Menschen als Versicherungsnehmer befehlen kön-
nen: Du hast Dich zu versichern, ist es notwendig,
auch vom Versicherungsgeber zu sprechen. Davon
steht in der heutigen Fassung nichts. Man nimmt
wohl an, das sei eine typische Krankenkasse. Das
ist richtig. Wenn wir aber von einer Verpflichtung
zur Versicherung reden, wird sie erst funktionieren
können, wenn diese Versicherungen tatsächlich aus-
gebaut sind. Wenn wir also die Verpflichtung zur
Sicherung der Leistung befehlen, das Prinzip, dann
wird jedermann in der Gemeinde hingehen und sich
Mühe geben, endlich darüber nachzudenken und
zu überlegen : Wie sichere ich meine Kranken ? —
Ich muss leider als Arzt feststellen, dass in unserem
Lande die Sorge urn die Kranken, das Interesse an
den Kranken gar nicht etwa so tief verwurzelt ist,
wie das der Schweizer vielleicht in seinem karita-
tiven Aushängeschild da und dort zur Geltung
bringt. Über eine ganz gewöhnliche Neugierde hin-
aus geht leider beim breiten Publikum, leider auch
bei sehr viel bessergestellten Kreisen die tatsächliche
Solidarität nicht. Wenn wir nun aber die Sicherung
befehlen, wird sich die Gemeinde überlegen: Wie
greifen wir das Problem an ? Sie wird zu den Kassen
gehen und wird ihnen sagen: Helfen sie mir jetzt,
es ist Zeit, es ist Not, wir wollen .endlich die Ver-
sicherung aufbauen. — Hier haben wir aber zeitlich
eine Spannzeit, in der wir unmöglich den nun
Untersuchten freilassen und ihn der Armengenössig-
keit überlassen können, denn wenn auch die Ver-
sicherung durch Gesetz vorgeschrieben, wird, so hat
er dennoch praktisch keinen Rechtsanspruch, so-
lange er nicht in praxi Versicherungsnehmer sein
kann. Wenn wir aber die Sicherung -an sich im
Gesetz festlegen, kann das Gesetz sofort in Kraft
gesetzt werden und der Kranke kann tatsächlich
von der Gemeinde verlangen, dass sie ihm vor Not
sichert und für die Mittel aufkommt.

Noch ein anderer Grund. Warum wollen wir
mit dieser Bestimmung der Ordnung dieser Fragen
im neuen KUVG vorgreifen? Das KUVG kann erst
dann ins Spiel kommen, wenn diese Versicherung
durchorganisiert ist.^Aber die ganze Krankenver-
sicherung ist ja nicht einfach hier in diesem Tuber-
kulosegesetz verständlich und zu fordern, sondern
es handelt sich um das ganze Gebiet der Mutter-
schafts-, Invaliditäts-, Unfall- und der Militärver-
sicherung. Alle diese spielen mit, man kann die
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riesigen einzelnen Versicherungsgebiete von Krank-
heit und Unfall nur als gesamtes Organisations-
gebilde betrachten und lösen. Es ist nicht richtig,
dass man hier nun diese einzige Lösung vorweg-
nimmt.

Ein kleiner Teil der Ärzteschaft hat eingewendet,
es werde hier versucht, durch die Vorlage, wie sie
jetzt unterbreitet wird, auf Umwegen ein allgemei-
nes Obligatorium zu erschleichen. Mit Recht hat
Herr Bundesrat Etter im Ständerat sich energisch
gegen diese, ich muss leider sagen, Unterschiebung
seitens eines gewissen Teils der Ärzteschaft zur
Wehr gesetzt. Ich möchte für meinen Teil sagen :
Mit einem derartigen Misstrauen, mit derartigen
Vermutungen dient man weder in der Aussen-
politik noch in der Innenpolitik einem wirklich
sauberen und bleibenden Kulturaufbau. Davon
kann keine Rede sein, ich bin selbst fest davon
überzeugt, wenn, wir das so formulieren, wie ich es
niedergeschrieben habe, und nur den Hinweis auf
das Krankenversicherungsgesetz stipulieren, dass
niemand sagen kann, man habe in die Souveränität
der Kantone und Gemeinden hineingefunkt, 'aber
man kann auch nicht sagen, es sei gesetzlich untrag-
bar, weil es das KUVG umgeht oder abändert.

Um allen diesen Einwänden möglichst sauber
aus dem Wege zu gehen, und das war der einzige
Beweggrund, habe ich hier versucht, das Prinzip
festzuhalten, nicht die Methode. Wir erreichen das-
selbe Ziel. Warum Schwierigkeiten in den Weg
legen, wenn man sie aus dem Wege räumen kann?
Es ist kein Unglück, wenn dieser Antrag bezüglich
Art. 4, Abs. l, nicht durchgehen sollte. Ich würde
es aber doch bedauern, denn es wäre ein Schön-
heitsfehler im Gesetz.

Anders steht es mit dem dritten neuralgischen
Punkt, Lit. c in Art. 4, der eine gesonderte Tuber-
kuloseversicherung fordert. Es sind auch weitere
Anträge in dieser Richtung eingereicht von den
Herren Allemann und Zeller. Das ist ein prinzipieller
Fehler, dem liegt ein Irrtum zugrunde, dem niemals
nachgegeben werden darf. Man behauptet, eine
besondere Tuberkuloseversicherung sei deshalb
nötig, weil ein gewisser Kreis von weniger Bemittel-
ten allmählich in die Zone der Minderbemittelten
hineinrutschen könne, weil sie durch die Krankheit
an sich verarmen, bzw. der Mittel beraubt werden.
Die Morbiditätskurve an Tuberkulose ist 5,5°/00,
man muss diese Zone der eventuell bedürftig Wer-
denden maximal mit 1°/00 ansetzen. Diese Über-
legung allein rechtfertigt es in keiner Weise, eine
gesonderte Tuberkuloseversicherung einzurichten.
Nun aber kommen medizinische Gründe dazu. Es
geht ja gar nicht an, dass man hier eine gesonderte
Versicherung aufstellt, denn die .Tuberkulose be-
ginnt nicht plötzlich, sie ist nicht für uns Ärzte auf
einmal feststellbar. Ein Scharlachkranker ist
wochen- und monatelang krank und trägt unter
Umständen auf dem Boden des Scharlachs die
Krankheit in sich, ehe sie für uns feststellbar ist.
So geht es mit den katarrhalischen Erkrankungen,
bis wir dazu kommen, festzustellen, dass Tuber-
kulose vorliegt. Ich habe manchmal erfahren, dass
es selbst unter Ausdeutung eines guten Röntgen-
bildes sehr lange Zeit braucht. Wie will man hier
wagen, versicherungstechnisch zu sagen, wo die
Tuberkulose beginnt und wo sie aufhört, wenn doch

während des Verlaufes interkurrente Krankheiten
mitspielen können, die die Tuberkuloseerkrankung
verlängern können ? Weiterhin schafft eine einmal
überstandene Tuberkulose eine veränderte Dispo-
sition zu katarrhalischer Erkrankung, die Leute
kommen viel eher wieder und melden eine Bron-
chitis usw. Dann ist selbstverständlich die erste
Annahme, dass wir an ein Rezidiv denken, dabei
muss es gar nicht so sein.

Als weiteren Grund gegen eine gesonderte Tuber-
kuloseversicherung möchte ich ins Feld führen, dass
wir ebensogut eine gesonderte Versicherung für
rheumatische Erkrankungen aufstellen könnten. Ver-
gleichen Sie: Wir haben beispielsweise bei der SBB
eine Statistik, die die Erkrankungen an Tuberku-
lose und Rheuma umfasst, aus den Jahren 1925/
1935. Es waren dort im ganzen Zeitabschnitt bei
den SBB 104 Fälle von Tuberkulose, dagegen
3700 Fälle von Rheuma. Es hat sich gezeigt, dass
an Krankheitstagen der Tuberkulösen 20 600 zu
verzeichnen waren, an Rheumatagen aber 91 400.
Auf der ändern Seite hat sich gezeigt, dass die
Morbidität, die Krankheitsziffer bei Tuberkulose-
kranken unter den SBB-Angestellten in diesem Jahre
3,1°/00 ausmachte, bei den Rheumaerkrankten aber
11,2°/00. Herr Prof. von Neergaard, der kürzlich ver-
storben ist, hat in einer ausgedehnten, statistisch
einwandfrei belegten Arbeit dargelegt, dass der
wirtschaftliche Schaden, der durch Tuberkulose
unserem Land pro Jahr erwächst, 110 Millionen
Franken betrage, der Schaden aus Rheuma dagegen
239 Millionen. Sie ersehen daraus, dass man ebenso-
gut von einer gesonderten Rheumaversicherung
reden könnte.

Und nun als letztes: Wir wollen uns darüber
klar sein, dass diese Vorlage richtigerweise eigent-
lich immer noch aus der historischen Betrachtung,
aus der Entwicklung der Tuberkulosekrankheit
heraus entstanden ist. Für uns und für Sie ist die
Tuberkulose das grosse schwarze Tuch, die unheim-
liche Pest, die vor uns steht. Wir stehen heute
glücklicherweise an einem grossen Wendepunkt der
Tuberkulosebekämpfung, der medizinischen For-
schung. Sie kennen das Penicillin, und nun hat sich
daneben in der gleichen Forschungsrichtung er-
geben, dass das Streptomycin ein ausgezeichnetes
Mittel zur Bekämpfung der Tuberkulosekrankheit
ist. Ich glaube, ich bin berufen, darüber zu reden,
da ich vor 22 Jahren Arzt an einem der grössten
Sanatorien der Schweiz war und mich seither immer
wieder wissenschaftlich, forschungsmässig mit der
Chemotherapie der Tuberkulose befasst habe. Das
Streptomycin heilt uns, wenn auch nicht hundert-
prozentig, die Hirnhauttuberkulose der Kinder, die
noch vor zwei Jahren hundertprozentig zugrunde-
gingen. Sie heilt in vielen Fällen die Kehlkopftuber-
kulose — die an ihr Erkrankten fanden ein scheuss-
liches Ende — und die Oberflächentuberkulosen.
Auch die Tuberkulose der Blase und Nierenbecken
können in wesentlichen Prozentsätzen geheilt wer-
den, neuerdings auch die Erkrankungen des Mittel-
ohrs. Durch Eingeben in die Kavernen der Lunge
gemäss der Maurerschen Kavernenöffnung, sind
ausserordentliche Erfolge zu erwarten. Wir stehen
an einem Wendepunkt. Ich kann Ihnen das ver-
sichern. Die Forschung ist heute in vollem Lauf,
und verbesserte Methoden, Präparate, ähnlich dem
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Streptomycin, werden grosse Erfolge bringen. Jeder,
der sich auskennt, kann das bestätigen. Wir dürfen
erwarten, dass in 10—15 Jahren diese Geissel weit-
gehend niedergeschlagen sein wird. Wir können die
Tuberkulose endlich am Genick packen. Das hin-
dert nicht, dass das Schirmbildverfahren obliga-
torisch erklärt wird, denn nach dem Verfahren, wie
es die Motion Bircher vorschlägt, erreichen wir nicht
nur die T.uberkulose, sondern stellen auch Herz-
erkrankungen, Erkrankungen der Brustorgane usw.
fest. — Das sind die Gründe gegen eine gesonderte
Tuberkuloseversicherung.

Nun muss ich auch gegen die Idee einer all-
gemeinen, d. h. die ganze Bevölkerung umfassenden
Versicherung Stellung nehmen, sei es Tuberkulose-,
sei es eine allgemeine Krankenversicherung. Ich
konstatiere immer wieder, dass die Begriffe der
Sozial- und Individualversicherung in weitesten
Kreisen des Volkes nicht klar bekannt sind. (Zwi-
schenruf Schneider: Das scheint mir auch der Fall
zu sein.) Ganz sicher, Herr Schneider! Die Sozial-
versicherung hat etwas Zwangsläufiges an sich. Sie
ist von höchstem Wert. Sie kann sich nur auf Wenig-
und Unbemittelte erstrecken. Bei der Sozialver-
sicherung ist das Primäre die kleine Prämie 'als
Selbsthilfe des Patienten, d. h. es ist mit einer
möglichst kleinen Prämie eine absolut hundert-
prozentige ärztliche Leistung zu garantieren. Die
Sozialversicherung ist vorerst ein Vertrag, bei
dem der Versicherungsnehmer mit einer kleinen
Prämie sich den Versicherungsgeber zu Leistungen
verpflichtet. Erst sekundär steht die Leistung da,
primär haben wir die niedrige Prämie. Diese ist nie
dazu da, die ganzen Unkosten zu decken, so dass
bei der Sozialversicherung der Teil der Kosten,
der durch die Prämie nicht gedeckt ist, unbedingt
durch die öffentliche Hand hereingebracht werden
muss. Wie das geschieht, sehen wir heute. Die
öffentliche Hand arbeitet mit Subventionen von
Gemeinde, Kanton und Staat, auch mit solchen der
privaten Ligen.

Die Versicherung imJSinn der Selbsthilfe ist
nicht der einzige Weg, auf dem der Selbsthi'lfe-
gedanke aufgegriffen werden kann. Ich darf Ihnen
kurz folgende neue Idee entwickeln. Es ist möglich,
dass neben der obligatorischen Versicherung für
Minderbemittelte der Rest der Deckung durch eine
progressive, gemeindeeigene Krankensteuer auf-
gebracht wird. Es ist nicht nötig, sie als solche zu
bezeichnen. Aber dann werden alle Teile der Be-
völkerung verpflichtet, progressiv, entsprechend
ihrem Einkommen und Vermögen, sich an dieser
Unkostendeckung zu beteiligen. Man könnte durch
ein Umlageverfahren die Lasten auf das nächste
Jahr verlegen. Dieser Vorschlag packt das Kranken-
versicherungs-Problem am Kernpunkt der Solidari-
tät, denn die Leute, die nicht unbemittelt sind,
partizipieren dann nicht an dieser Versicherung, wie
es heute zum Teil geschieht, wo sehr gutsituierte
Leute in die Krankenversicherung gehen, freiwillig,
und eine relativ kleine Prämie bezahlen. Sie saugen
dann mit Wonne bis zur Bewusstlosigkeit an den
Subventionen der Kantone und des Bundes. Mit
meinemVorschlag kommen wir endlich auf diesem Ge-
biet weitgehend von.der Subventionswirtschaft weg.

Ein Obligatorium der Krankenversicherung
kommt nicht in Frage. Eine vielverbreitete Meinung

geht dahin, wenn diese Versicherung auf alle Kreise
ausgedehnt werde, verbreitere man die Risi.kobasis
und bringe mehr Prämien herein. Dieser Satz hat
Gültigkeit für die Individualversicherung, nicht
aber für die Sozialversicherung, weil die Prämien
niemals die Unkosten decken. Wenn diese Ver-
sicherung allgemein ausgebreitet wird, nimmt man
nur um so mehr Risiken herein. Das lässt sich zäh-
lenmässig belegen. Damit steigt die Summe der
Subventionen ins Unermessliche. Das ist der Grund,
warum wir die Sozialversicherung niemals auf die
ganze Bevölkerung ausdehnen können. Es würde
nur zum Schaden der weniger Bemittelten gesche-
hen. In diesem Sinne habe ich beantragt, Abs. 3 von
Art. 4 zu streichen.

Der fünfte neuralgische Punkt liegt in Art. 5.
Dort ist leider auf die Fürsorge hingewiesen. Es
heisst in der Botschaft des Bundesrates auf Seite 27,
in Alinea 2, im letzten Satz: „Es ist möglich, die
Versicherung • über den Rahmen hinaus auszudeh-
nen, und mit der Zeit werden damit die Fürsorge-
leistungen nur vorübergehenden Charakter haben."
Das ist eine falsche Konzeption. Eine Sozialver-
sicherung, darüber müssen wir uns klar sein, wird
niemals ohne die Mittel der öffentlichen Hand exi-
stieren können. Ich bitte Sie, beim Erlass gesetzlicher
Vorschriften den Fürsorgegedanken mit Liebe zu be-
handeln. Man kann derartige subtile Probleme nicht
einfach in ein Gesetz hineinzwängen. Wenn darunter
die private Fürsorge verstanden sein sollte, was ich
nicht glaube, fühle ich mich verpflichtet, darauf hin-
zuweisen, dass dieses Gesetz und die Botschaft des
Bundesrates in den privaten Fürsorgekreisen grösste
Unruhe und Unsicherheit erzeugt hat, denn die private
Fürsorge kann man so wenig durch Befehl erzwingen
wie Wissenschaft, Kunst oder ein Glaubensbekennt-
nis. Was ist denn edler, religiöser, als der Gedanke
der reinen, unopportunistischen Nächstenliebe, der
selbstlosen Fürsorge ? Lassen Sie den vielen unge-
nannten, sich aufopfernden Menschen die Freiheit,
sich in der Hilfstätigkeit für die Kranken .still-
schweigend und ungenannt ausleben zu lassen, weil
in diesen Menschen ein tiefer Glaube an den Sinn
und das Wesen des Guten lebt. Der Fürsorge-
gedanke ist eines der edelsten und kulturtragendsten
Elemente, die wir nicht durch Gesetze berühren
sollten, da sie von höchstem Wert im ganzen Kultur-
gebaren unserer Nation sind.

Es ist durchaus nicht so bei allen jenen Kreisen,
wie es ab und zu den Eindruck erweckt. Ich denke
an gewisse Spenden. Man glaubt bei uns im all-
gemeinen, wir seien ausserordentlich karitativ. Bei
psychoanalytischer Betrachtung gewisser Unter-
nehmungen, die sich so karitativ betätigen, kommt
man darauf, dass das Prinzip des Schuld- und
Sühnegefühls nach Dostojewski wesentlich mit-
spielt.

Als letzter neuralgischer Punkt ist der Ab-
änderungsantrag in Art. 7 betreffend Einweisung
und Isolierungszwang zu nennen. Er ist nicht mit
hinreichender Klarheit dargelegt. Ich muss Sie bit-
ten, dann meinem zusätzlichen Antrag zuzustimmen,
denn es bestehen in verschiedenen Kreisen Zweifel
darüber, ob mit dem Isolierungszwang auch ein
Behandlungszwang verbunden sei. Es ist sicher,
dass bei der Bevölkerung hierüber starke Zweifel,
sogar Angst bestehen. Es darf hier keine Unklarheit
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geben. Es ist klar, dass die Einweisung die Behand-
lung in sich schliesst. Niemandem darf aber eine
chemotherapeutische Behandlung oder ein chirur-
gischer Eingriff aufgezwungen werden. Sie können
vom Patienten niemals verlangen, dass er sich eine
Kavernenöffnung oder eine Plastik usw. gefallen
lasse, Methoden, die sehr segensreich sind, aber man
kann einen Patienten nicht dazu zwingen. Das
würde nach meiner Ansicht auch kein einziger Arzt
in unserem Yaterlande tun.

Nun möchte ich Sie bitten, diese Gesichtspunkte
vielleicht sich noch zu überlegen und unter den
Aspekten, die ich dargelegt habe, meine Anträge
gutzuheissen. Ich darf Ihnen mitteilen, was die
Verbindung der Schweizer Ärzte, die Zentralorgani-
sation, am 16. Juni an Herrn Bundesrat Etter in
dieser Sache geschrieben hat: „Hochgeehrter Herr
Bundesrat, Herr Bucher hat uns Kenntnis gegeben
von seinem Antrag auf Abänderung von Art. 4 des
zur Beratung liegenden Entwurfes. Es liegt uns viel
daran, Sie wissen zu lassen, dass die schweizerische
Ärzteschaft den Bucher'schen Vorschlag begrüsst
und billigt und dass wir in ihm die Lösung erblicken,
die es uns ermöglichen wird, aus Überzeugung und
in voller Kraft für die Ergänzung einzutreten und
später in ihrem Rahmen mit Berufsfreude zu
wirken."

Ich komme zum Schluss. Es liegt vor uns ein
Gesetz. Lassen Sie uns dieses Gesetz schön und
einwandfrei gestalten! Lassen Sie in diesem Gesetz
keine Zweifel aufkommen! Ein gutes Gesetz ist ein
Gesetz, das den Stempel der Befreiung von Zweifel
und Unsicherheit trägt. Ein gutes Gesetz schafft
Sicherheit über das, was richtig ist und das, was
unrichtig ist. Es schafft Klarheit über das, was sein
soll und was nicht sein soll, und es atmet den
Respekt vor der freien Persönlichkeit und vor der
Verfassung. Die Motion Bircher ist ein hervorragen-
des Ereignis. Lassen Sie dieses Ereignis zu einem
ebenso hehren kontinuierlichen Erlebnis für uns alle
werden, für die Kranken in erster Linie, aber auch
für die Gesunden, für uns. Dann werden Sie ein
Gesetz haben, das dieses Jahres, das unserer Kultur
würdig ist, ein Gesetz, das wirklich Freude bringt,
eine Freude voll Innigkeit und Tiefe, voll jener
Tiefe, die uns vielleicht Beethoven in seiner IX.
so schön erleben lässt, wenn er sagt: „Freude,
schöner Götterfunken!"

Zeller: Es ist wohl eine der schönsten und vor-
nehmsten Aufgaben der Demokratie und der gesetz-
gebenden Behörden, in Hauptsache unverschuldetes
Unglück von den Bürgern fernzuhalten und sich,
sofern das Unglück bereits eingetreten ist, mit den
Unglücklichen in vollem Umfange solidarisch zu
zeigen.

Eine besondere Gelegenheit, eidgenössischen
Brudersinn zu üben, bietet Ihnen das vorliegende.
Ergänzungsgesetz zum Gesetz über die Tuberkulose-
bekämpfung. Als im Jahre 1928 „Das Bundesgesetz
betreffend Massnahmen gegen die Tuberkulose" in
Kraft gesetzt werden konnte, waren sich bedeutende
Mediziner und Hygieniker darüber klar, dass trotz
des grossen Fortschrittes, den das erwähnte Gesetz
auf dem Gebiete des Gesundheitsdienstes der
schweizerischen Bevölkerung bringen werde, doch
nicht alles genügend vorgekehrt sei, um dem Würg-

engel Tuberkulose rasch und erfolgreich'sein Hand-
werk — einigermassen wenigstens — lahmlegen zu
können. Innert den verflossenen 20 Jahren ist zu-
gegebenermassen sehr viel gearbeitet worden bezüg-
lich der vorbeugenden Massnahmen, der medizi-
nisch-chirurgischen Betreuung und Behandlung, die
zu einer Heilung oder doch wenigstens zu einem
Stillstand des Erkrankungsprozesses führten. Auch
die Fürsorgemassnahmen sind stark .verbessert
worden. Selbst die Mentalität der Bevölkerung hat
eine begrüssenswerte Wandlung erfahren, und zwar
in dem Sinne, dass man dem Vorbeugen, dem Ver-
schütten der Ansteckungsquellen, der Sanatoriums-
behandlung, der Rückführung ehemaliger Patienten
in den Arbeitsprozess, mehr Beachtung schenkt als
früher. Geblieben aber ist die Angst und der
Schrecken vor dieser Krankheit. Geblieben sind
ferner die mangelhaften Aufdeckungsmöglichkeiten
und die wirtschaftlich finanziellen Sorgen des Er-
krankten für sich und seine Familie während und
nach überstandener Krankheit.

Wer nun weiss, dass durch die frühe Entdeckung
der Tuberkulose die Heilung viel eher und rascher
und die Verhinderung einer weiteren Verbreitung
möglich ist, für den dürfte die in Art. l der Vorlage
vorgesehene obligatorische periodische Untersu-
chung der ganzen schweizerischen Bevölkerung eine
unbestrittene Notwendigkeit bedeuten.

Es ist nun verständlich, wenn der Mediziner und
Hygieniker das Kernstück des Ergänzungsgesetzes
in Art. l sieht, d. h. in der obligatorischen Unter-
suchung, aber der gewesene, der gegenwärtige und
der zukünftige Patient — davor, das zu werden, ist
niemand gefeit •— erkennt das Kernstück des
Gesetzes in der sozialen Sicherung mittels Rechts-
anspruchs und nicht Fürsorge. Wir haben mit die-
sem Ergänzungsgesetz ein Gebiet vor uns, sdas uns
verpflichtet, die humanitäre Mission der Demokratie
in den Vordergrund zu stellen. Im Blick auf den
ganzen Komplex der Tuberkulosebekämpfung muss
der sozialpolitischen Prophylaxis im Kampfe gegen
die Tuberkulose die grösste Bedeutung beigemessen
werden. Schliessen wir die Lücke in der sozialpoli-
tischen Abwehrfront, dann erschliessen wir den
wertvollsten Helfer im Kampfe gegen die Tuberku-
lose. Schenken wir unsere Mithilfe jedem einzelnen,
indem wir ihm die Hemmungen nehmen, schon
«beim leisesten Verdacht der Erkrankung an Tuber-
kulose zum Arzt zu gehen und sich der Schuld an
einer weiteren Verbreitung der Seuche durch Iso-
lierung zu entlasten.

Ich bitte Sie, die trockenen Paragraphen eines
Gesetzes, besonders in diesem Fall, lebens- und
wirklichkeitsnahe zu behandeln. Das wird nicht
schwer fallen, wenn man an das grosse Leid denktj
das die Tuberkulose schon in so viele Familien
unverschuldet gebracht hat, und wenn man die
Wahrnehmung machen kann, dass das Volk für
diesen Kampf aufgeschlossenen Geistes und offener
Hand ist.

Dieses Ergänzungsgesetz kann wegen seines
ethischen und auch demokratischen Inhalts zu einem
grossen Sozialwerk werden. Wir müssen es erschaf-
fen im Geiste eidgenössischer Solidarität. Besonders
die vielen Patienten auf den Liegehallen der Sana-
torien und ihre Familien schauen auf uns, sie appel-
lieren an unser soziales Gewissen und erwarten Ein-
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sieht. Ich gedenke nicht, auf die Anträge, die wir
im besondern in bezug auf die Versicherung unter-
breiten, einzutreten, aber ich möchte danken den
Herren Referenten für ihren starken Einsatz, ich
möchte allen Personen und Instanzen danken, die
an der Vorlage Anteil hatten, besonders dem Kom-
missionspräsidenten, Herrn Nationalrat Dr. Bircher.
In diesem Sinne empfehle ich Eintreten auf die Vor-
lage.

Allemann: Als einer, der selbst tuberkulosekrank
war, möchte ich im Namen aller Tuberkulosekran-
ken alles, insbesondere die gesetzlichen Massnahmen
begrüssen, die zu einer Verbesserung in der Bekämp-
fung dieser Krankheit führen. Was in den letzten
20 Jahren in dieser Richtung geschaffen wurde, hat
den Tuberkulosekranken viele Verbesserungen ge-
bracht, was sich darin zeigt, dass viel mehr Kranke
als geheilt entlassen werden konnten und die Sterb-
lichkeitsziffer sank. Seit 1945 steigt aber die Krank-
heit wieder an. Am besten zeigt sich das darin, dass
die Heilstätten immer überfüllt sind. Das mahnt
weitsichtige Menschen, Ärzte und Behörden zum
Aufsehen, und in einer, Motion von Herrn Dr. Bir-
cher wurde die Schirmbildaufnahme der ganzen

O

Schweizer Bevölkerung verlangt, Postulate von
ändern Nationalräten verlangten Sicherstellung der
Kurkosten und der sozialen Lage der Angehörigen.
Mit diesen Massnahmen will man den gesunden
Menschen schützen und die Krankheit früh erken-
nen, um die Kranken einer raschen Heilung entgegen-
zuführen. Das hat die Wirkung, dass der Kurauf-
enthalt in den Heilstätten verkürzt werden kann
und diese Menschen nicht allzu lange dem Arbeits-
platz fernbleiben müssen. Das hat grosse wirtschaft-
liche Bedeutung, denn nach Berechnungen verur-
sacht die Tuberkulose der Volkswirtschaft einen
Schaden von 100 Millionen Franken jährlich.

Das Ergebnis der Motion Bircher und der
Postulate liegt vor im Ergänzungsgesetz, das uns
der Bundesrat vorlegt. Die Tuberkulosekranken und
alle Menschen, die täglich damit zu tun haben, be-
grüssen die Vorlage und sind dem Bundesrat dafür
dankbar. Es liegt darin viel verwirklicht, was die
Vereinigungen gegen die Tuberkulose und die Ver-
einigungen der Kranken schon lange gewünscht
haben, bringt es doch die obligatorische Untersu-
chung der ganzen Bevölkerung, eine einheitliche
Durchführung der Vorschriften des Bundes, die
obligatorische Versicherung Minderbemittelter und
Bezahlung, des Lohnausfalls bis zu drei Monaten bei
nicht Vollarbeitsfähigen nach der Heimkehr, Be-
handlung der bedürftigen Schweizer Bürger, deren
Kosten nicht mehr auf Armenunterstützung ange-
rechnet werden dürfen. Das sind anerkennenswerte
Fortschritte, aber nach meiner Meinung hätte man
noch weitergehen dürfen. Dieses Ergänzungsgesetz
sieht keine obligatorische Versicherung der ganzen
Vevölkerung vor, oder keine obligatorische Tuber-
kuloseversicherung. Niemand ist vor dieser Krank-
heit sicher. Diese trifft wahllos reich und arm. Die
untern Volksschichten trifft sie viel mehr, weil
noch zu viele Wohnverhältnisse ganz ungenügend
sind. Gehen wir nur einmal durch die feuchten
Löcher in den Städten und auf dem Land, die man
nicht Wohnungen nennen kann. Dem sollte man in
erster Linie abhelfen, und dann wäre viel getan, was

Nationalrat. — Conseil national. 1948.

zur Beseitigung der Krankheitsherde nötig wäre.
Dann sind die Einkommensverhältnisse-vieler Mit-
bürger noch ungenügend, so dass sie sich nicht die
nötigen Lebensmittel und Kleider kaufen können,
derer man zu einer gesunden Lebenshaltung bedarf.
Es ist nicht nur damit getan, dass man sich täglich
sattessen kann, man sollte auch die nötigen Lebens-
mittel kaufen können, um dem Körper zum Aufbau
zu verhelfen.

Aber für alle Kreise, "die es trifft, ist die Krank-
heit eine grosse finanzielle. Belastung und führt
auf lange Dauer dazu, dass die öffentlichen und-pri-
vaten Fürsorgeeinrichtungen in Anspruch genom-
men werden müssen. Das macht der Schweizer
nicht ohne zwingendes Bedürfnis, und das bringt
neben der körperlichen noch eine moralische Krank-
heit, so dass sich die Heilung hinauszögert. Aber
auch der vermeintlich Besserentlöhnte bleibt von
dieser Gefahr nicht verschont, da sich die Krankheit
über Monate und Jahre hinauszieht und weil er
keine Versicherung hat. Wenn ein solcher Schweizer
sechs Monate seinen Lohn garantiert hat, glaubt
er, eine Versicherung sei nicht nötig. Dauert die
Krankheit länger, so ist er schlechter daran als
der andere.

Sie sehen daraus, dass nur eine obligatorische,
umfassende Versicherung Abhilfe schaffen würde,
auch wo der Schweizer über gutes Einkommen ver-
fügt, dass sie dem wirtschaftlich Schwachen_di« Kür
finanzieren hilft. Die Bundes- und Kantonsleistun-
gen sind.nicht derart hoch, dass durch die Steuer-
zahlung ein Ausgleich geschaffen wird.

Man will nun nach dem Ergänzungsgesetz für
die Kantone die Möglichkeit der obligatorischen Ver-
sicherung schaffen, aber wie mancher Kanton wird
eine solche einführen ? In dieser Hinsicht wird die
Bekämpfung der Krankheit zu wenig betont. Auth
sind keine Grenzen festgelegt, bei welchem Ein-
kommen man als minderbemittelt angesehen wird.
Im einen Kanton wird das bei 2000 Franken sein,
im ändern bei 6000—9000 Franken. Da sollten feste
Richtlinien aufgestellt .werden, an welche sich die
Kantone zu halten haben. Mit Halbheiten wird man
bei dieser Krankheit nichts erreichen, sondern nur
mit umfassenden Massnahmen. Ein Vollobligatorium
wäre das richtige und wird früher oder später kom-
men, wenn die heute regierenden Kreise von ver-
mehrtem sozialem Gefühl erfasst werden. Man
braucht keine neue Versicherung zu schaffen, denn
die heutigen Krankenkassen würden das bestimmt
übernehmen, wenn, man ihnen die nötigen Mittel
zur Verfügung stellt. Für viele Kranke bedeutet
eine Erkrankung-an Tuberkulose ein Absteigen von
der allgemeinen Lebenshaltung. Die Zahl der-
jenigen, die zum zweiten- oder drittenmal in einer
Heilstätte sind, spricht eine deutliche Sprache. Das
kommt grösstenteils daher, weil sie sich nach der
Heimkehr aus dem Sanatorium zu viel zumuten,
um das während der Krankheit Verlorene wieder
aufzuholen. Ein richtiges Bild von der Krankheit
und ihren Folgen kann man sich nur machen, wenn
man selbst von ihr betroffen war und in ein Sana-
torium eintreten musste. Der, bei dem das zutrifft,
setzt sich bestimmt für eine obligatorische Ver-
sicherung ein, weil er zu vernehmen bekommt, dass
viel mehr Kranke von der öffentlichen Hand unter-
stützt werden müssen, als man glaubt. Ein Chefarzt
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einer grossen Heilstätte in Davos hat mir erklärt,
dass von seinen Patienten über 50 % von der öffent-
lichen Hand unterstützt werden. Das ist ein er-
schreckendes Beispiel und sagt alles. Zudem gibt
es Gemeinden, die aus ihren Armenkassen die Kur-
kosten bezahlen müssen, dann aber die bezahlten
Kurkosten zurückverlangen, bevor der Unter-
stützte wieder ganz gesund ist. Ich will es an zwei
Beispielen belegen. Hier habe ich ein Schreiben
von einer Gemeinde in Appenzell. Da ist ein Mann
im Jahre 1946 krank gewesen, hat am 16. Septem-
ber 1946 die Arbeit wieder aufgenommen. Die Kur-
kbsten betragen 2048 Franken. Nach einem Jahr
hat die Gemeinde von diesem Mann die Kurkosten
zurückverlangt. Das kann doch ein Kranker, der
ein Jahr oder mehr in einer Anstalt gewesen ist,
nicht schon zurückzahlen. Zudem hat dieser Mann
drei Kinder. Ein weiteres Beispiel betrifft eine
Gemeinde im Kanton Freiburg. Der Mann war zwei
Jahre lang in Davos krank. Seine Frau arbeitet in
einem Sanatorium als Dienstmädchen. Der Arzt hat
verfügt, der Mann sollte in einer ändern Heilstätte
untergebracht werden, weil ihm das Klima in Davos
nicht zusagt. Er hat dafür gesorgt; dass der Mann
in eine tessinische Heilstätte eintreten könne. Die
Gemeinde hat ihren zusätzlichen Beitrag abgelehnt
— sie sollte 50 Rappen pro Tag drauflegen — und
verlangt, dass der Mann in Davos bleibe. Das ist
unverständlich. Man sieht, zu was es führt, wenn
wir nicht dafür sorgen, dass durch eine obligatorische
Versicherung den Menschen geholfen wird, die Kur
dort durchzumachen, wo es wirklich nötig ist.

Etwas mehr Aufmerksamkeit würde auch die
Nachfürsorge verdienen; sie sollte Organisationen
übertragen werden, die darin die nötigen Erfahrun-
gen besitzen. Denken wir nur an die Vereine gegen
die-Tuberkulose und „Das Band", die Vereinigung
der Kranken. Diese sollte man mit den nötigen
Mitteln ausstatten. Dann könnten sie ihre Aufgabe
voll erfüllen. Das wird von massgebenden Stellen
zugegeben und vermerkt, wenn diese Organisatio-
nen nicht da wären, müsste man sie schaffen. Ich
bin der Meinung, in der Bekämpfung dieser Krank-
keit sollte alles getan werden, denn für die Heilung
der Menschen ist doch bestimmt nichts zuviel. So
wäre es auch sehr begrüssenswert, wenn dem For-
schungsinstitut in Davos genügend Kredite zum
Ausbau und zur Führung gewährt würden. Dieser
Aufgabe wird in unserem Land viel zu wenig Auf-
merksamkeit geschenkt. Ohne eine grosse Anstren-
gung wird nichts Neues geschaffen. Ich möchte des-
halb die Kollegen bitten, für Eintreten zu stimmen
und den weitergehenden Vorschlägen alle Aufmerk-
samkeit zu schenken, zum Schütze des ganzen
Schweizervolkes.

Hier wird die Beratung abgebrochen.
(Ici, le débat est interrompu.)

#ST# Nachmittagssitzung vom 22. Juni 1948.
Séance du 22 juin 1948, après-midi.

Vorsitz •—• Présidence : M. Picot.

Zu 4484. Tuberkulosebekämpfung.
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Fortsetzung. — Suite.
Siehe Seite 183 hiervor — Voir page 183 ci-devant.

Arnold: Beim Ergänzungsgesetz zum IJundes-
gesetz vom 13. Juni 1928 betreffend Massnahmen
gegen die Tuberkulose handelt es sich um eine
ausserordentlich wichtige gesetzliche Neuerung,
durch welche die Vorteile einer bedeutenden wissen-
schaftlichen Errungenschaft im Kampfe gegen die
Tuberkulose, des Schirmbildverfahrens, der Volks-
gesundheit dienstbar gemacht werden sollen. Dem
Bund wird mit dem Gesetzesentwurf die Kompetenz
erteilt, periodische Untersuchungen bestimmter
Bevölkerungsgruppen, allenfalls auch der Gesamt-
bevölkerung auf Tuberkulose anzuordnen. Es wäre
wohl kaum zu verantworten, wenn diese Möglich-
keit nicht voll ausgewertet würde. Von ebenso
grosser Bedeutung wie die Anordnung der medi-
zinischen Untersuchungsmassnahmen ist aber auch
die Garantie der notwendigen ärztlichen Behand-
lung und die wirtschaftliche Sicherung der anläss-
lich dieser Untersuchungen als krank befundenen
Personen und ihrer Familien. Es ist sehr zu begrüs-
sen, dass der Bundesrat sich entschlossen hat,
gemäss Art. 4 des Entwurfes diesen wirtschaftlichen
Schutz grundsätzlich durch die Krankenversiche-
rung zu gewähren und dass die Hilfe durch eine
Fürsorge nur für spezielle Härtefälle vorbehalten
wurde. Abgesehen davon, dass eine Versicherungs-
lösung infolge des ihr innewohnenden Selbsthilfe-
gedankens der Schweiz im allgemeinen der sta,at- -
liehen Fürsorge vorgezogen wird, dürfte sich- auch
aus praktischen Gründen nicht rechtfertigen, die
bereits bestehenden verbreiteten Krankenversiche-
rungen, welche die Unterstützung Tuberkulöser mit
finanzieller Hilfe des Bundes durchführten, unbe-
nutzt zu lassen und durch Schaffung neuer Unter-
stützungseinrichtungen die Gewährung der wirt-
schaftlichen Hilfe für Tuberkulosekranke zu kom-
plizieren. Die volkswirtschaftliche Erwägung, dass
eine Regelung, welche den Tuberkulösen erst dann
finanzielle Hilfe zukommen liess, wenn sie über
keinerlei eigene Mittel mehr verfügen, unwürdig wäre,
haben in Verbindung mit Zweckmässigkeitsgründen
dafür den Ausschlag gegeben, dass der Bundesrat
die]|Versicherungslösung vorschlug.

Die Zweckmässigkeit verlangt vor allem, dass
der Kreis der Leistungsberechtigten weiter gezogen
wird, als dies bei einer Fürsorgelösung geschehen
könnte. Wenn nämlich die wirtschaftliche Hilfe vom
Patienten und seiner Familie erst bei gänzlicher
Mittellosigkeit in Anspruch genommen werden
könnte, so würde dadurch nicht nur oft der Hei-
lungsverlauf ungünstig beeinflusst, sondern haupt-
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einer grossen Heilstätte in Davos hat mir erklärt,
dass von seinen Patienten über 50 % von der öffent-
lichen Hand unterstützt werden. Das ist ein er-
schreckendes Beispiel und sagt alles. Zudem gibt
es Gemeinden, die aus ihren Armenkassen die Kur-
kosten bezahlen müssen, dann aber die bezahlten
Kurkosten zurückverlangen, bevor der Unter-
stützte wieder ganz gesund ist. Ich will es an zwei
Beispielen belegen. Hier habe ich ein Schreiben
von einer Gemeinde in Appenzell. Da ist ein Mann
im Jahre 1946 krank gewesen, hat am 16. Septem-
ber 1946 die Arbeit wieder aufgenommen. Die Kur-
kbsten betragen 2048 Franken. Nach einem Jahr
hat die Gemeinde von diesem Mann die Kurkosten
zurückverlangt. Das kann doch ein Kranker, der
ein Jahr oder mehr in einer Anstalt gewesen ist,
nicht schon zurückzahlen. Zudem hat dieser Mann
drei Kinder. Ein weiteres Beispiel betrifft eine
Gemeinde im Kanton Freiburg. Der Mann war zwei
Jahre lang in Davos krank. Seine Frau arbeitet in
einem Sanatorium als Dienstmädchen. Der Arzt hat
verfügt, der Mann sollte in einer ändern Heilstätte
untergebracht werden, weil ihm das Klima in Davos
nicht zusagt. Er hat dafür gesorgt; dass der Mann
in eine tessinische Heilstätte eintreten könne. Die
Gemeinde hat ihren zusätzlichen Beitrag abgelehnt
— sie sollte 50 Rappen pro Tag drauflegen — und
verlangt, dass der Mann in Davos bleibe. Das ist
unverständlich. Man sieht, zu was es führt, wenn
wir nicht dafür sorgen, dass durch eine obligatorische
Versicherung den Menschen geholfen wird, die Kur
dort durchzumachen, wo es wirklich nötig ist.

Etwas mehr Aufmerksamkeit würde auch die
Nachfürsorge verdienen; sie sollte Organisationen
übertragen werden, die darin die nötigen Erfahrun-
gen besitzen. Denken wir nur an die Vereine gegen
die-Tuberkulose und „Das Band", die Vereinigung
der Kranken. Diese sollte man mit den nötigen
Mitteln ausstatten. Dann könnten sie ihre Aufgabe
voll erfüllen. Das wird von massgebenden Stellen
zugegeben und vermerkt, wenn diese Organisatio-
nen nicht da wären, müsste man sie schaffen. Ich
bin der Meinung, in der Bekämpfung dieser Krank-
keit sollte alles getan werden, denn für die Heilung
der Menschen ist doch bestimmt nichts zuviel. So
wäre es auch sehr begrüssenswert, wenn dem For-
schungsinstitut in Davos genügend Kredite zum
Ausbau und zur Führung gewährt würden. Dieser
Aufgabe wird in unserem Land viel zu wenig Auf-
merksamkeit geschenkt. Ohne eine grosse Anstren-
gung wird nichts Neues geschaffen. Ich möchte des-
halb die Kollegen bitten, für Eintreten zu stimmen
und den weitergehenden Vorschlägen alle Aufmerk-
samkeit zu schenken, zum Schütze des ganzen
Schweizervolkes.

Hier wird die Beratung abgebrochen.
(Ici, le débat est interrompu.)
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Arnold: Beim Ergänzungsgesetz zum IJundes-
gesetz vom 13. Juni 1928 betreffend Massnahmen
gegen die Tuberkulose handelt es sich um eine
ausserordentlich wichtige gesetzliche Neuerung,
durch welche die Vorteile einer bedeutenden wissen-
schaftlichen Errungenschaft im Kampfe gegen die
Tuberkulose, des Schirmbildverfahrens, der Volks-
gesundheit dienstbar gemacht werden sollen. Dem
Bund wird mit dem Gesetzesentwurf die Kompetenz
erteilt, periodische Untersuchungen bestimmter
Bevölkerungsgruppen, allenfalls auch der Gesamt-
bevölkerung auf Tuberkulose anzuordnen. Es wäre
wohl kaum zu verantworten, wenn diese Möglich-
keit nicht voll ausgewertet würde. Von ebenso
grosser Bedeutung wie die Anordnung der medi-
zinischen Untersuchungsmassnahmen ist aber auch
die Garantie der notwendigen ärztlichen Behand-
lung und die wirtschaftliche Sicherung der anläss-
lich dieser Untersuchungen als krank befundenen
Personen und ihrer Familien. Es ist sehr zu begrüs-
sen, dass der Bundesrat sich entschlossen hat,
gemäss Art. 4 des Entwurfes diesen wirtschaftlichen
Schutz grundsätzlich durch die Krankenversiche-
rung zu gewähren und dass die Hilfe durch eine
Fürsorge nur für spezielle Härtefälle vorbehalten
wurde. Abgesehen davon, dass eine Versicherungs-
lösung infolge des ihr innewohnenden Selbsthilfe-
gedankens der Schweiz im allgemeinen der sta,at- -
liehen Fürsorge vorgezogen wird, dürfte sich- auch
aus praktischen Gründen nicht rechtfertigen, die
bereits bestehenden verbreiteten Krankenversiche-
rungen, welche die Unterstützung Tuberkulöser mit
finanzieller Hilfe des Bundes durchführten, unbe-
nutzt zu lassen und durch Schaffung neuer Unter-
stützungseinrichtungen die Gewährung der wirt-
schaftlichen Hilfe für Tuberkulosekranke zu kom-
plizieren. Die volkswirtschaftliche Erwägung, dass
eine Regelung, welche den Tuberkulösen erst dann
finanzielle Hilfe zukommen liess, wenn sie über
keinerlei eigene Mittel mehr verfügen, unwürdig wäre,
haben in Verbindung mit Zweckmässigkeitsgründen
dafür den Ausschlag gegeben, dass der Bundesrat
die]|Versicherungslösung vorschlug.

Die Zweckmässigkeit verlangt vor allem, dass
der Kreis der Leistungsberechtigten weiter gezogen
wird, als dies bei einer Fürsorgelösung geschehen
könnte. Wenn nämlich die wirtschaftliche Hilfe vom
Patienten und seiner Familie erst bei gänzlicher
Mittellosigkeit in Anspruch genommen werden
könnte, so würde dadurch nicht nur oft der Hei-
lungsverlauf ungünstig beeinflusst, sondern haupt-
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sächlich auch die bessere Einschaltung des ganz
oder teilweise Genesenden in das Erwerbsleben
unverhältnismässig erschwert. Demgegenüber gibt
die Versicherung einen Rechtsanspruch auf Leistun-
gen, welche den einbezahlten Beiträgen entsprechen,
und sie ist daher die geeignete Lösung für jene
Kreise, welche nicht direkt mittellos, aber doch so
wenig bemittelt sind, dass sie bei einer schweren
und lang dauernden Krankheit, wie die Tuberkulose,
ihr finanzielles Gleichgewicht unfehlbar verlieren
müssten. Ausserdem hat die Versicherung den nicht
zu unterschätzenden Vorteil, dass im grossen Um-
fang die Basis für die Verpflichtung, welche durch

' das Ergänzungsgesetz ausgesprochen werden soll,
bereits vorhanden ist (Botschaft des Bundesrates
vom 8. Juli 1947). Teilweise handelt es sich für die
Kantone nur'darum, den Kreis der freiwillig gegen
Krankheit Versicherten durch Einbezug der bisher
noch nicht versicherten wenig bemittelten Personen
zu erweitern, teilweise werden die schon bestehenden
Versicherungsobligatorien dadurch ergänzt werden
müssen, dass die Tuberkuloseversicherung als
Pflichtleistung der Kasse erklärt wird. Die Fest-
setzung der Grenze der Versicherungspflicht soll den
Kantonen überlassen werden, ebenso besteht die
Möglichkeit, dass die Höhe der Versicherungs-
leistung nach den verschiedenen Bedürfnissen fest-
gesetzt wird. Damit dürfte das Ergänzungsgesetz
eine glückliche Kombination gefunden haben,
welche möglichste Einheitlichkeit mit gleichzeitiger
Berücksichtigung der regionalen Verschiedenheiten
verbindet. Ich möchte auch hier dem Motionär wie
dem Bundesrat den Dank für die Behandlung dieses
Gesetzes aussprechen. Gestützt auf die bereits er-
gangenen Erwägungen möchte ich beantragen, auf
dieses Gesetz einzutreten.

Häberlin: Ich kann nicht als Fachmann in dieser
Debatte eingreifen, aber ich verfüge wenigstens
über eine gewisse indirekte Sachkenntnis : ich stam-
me aus einer Familie von Ärzten. Mein Vater war
ein Kollege von Herrn Dr. Bircher, mein Bruder
ist Chefarzt einer Heilstätte, ich selbst habe als
Patient die Bekanntschaft mit der Tuberkulose er-
litten. Das ist das, was ich als indirekte Sachkennt-
nis für mich in Anspruch nehmen möchte, wenn
ich einige Worte sage zur obligatorischen Einfüh-
rung des Schirmbildverfahrens, einer der wichtig-
sten Neuerungen, die diese Gesetzesvorlage bringt.

Ich trete für dieses Obligatorium ein, möchte
aber doch vor überschwänglichen Hoffnungen und
Erwartungen warnen, die besonders in einigen
Voten, die seinerzeit im Ständerat gefallen sind, an
dieses Verfahren geknüpft worden sind. Es klingt
beinahe komisch, aber es ist vielleicht doch nicht
überflüssig zu sagen, dass dieses Schirmbildverfah-
ren kein Heilmittel bedeutet, sondern lediglich ein
Hilfsmittel, das eine frühzeitigere und bessere Er-
kenntnis der Krankheit vermittelt, beides aller-
dings sehr wichtige Voraussetzungen für eine er-
folgreiche Bekämpfung der Krankheit. Das Schirm-
bildverfahren erleichtert die Diagnose, macht sie
aber nicht kinderleicht. In vielen Fällen wird nur
der erfahrene Facharzt das Schirmbild fehlerfrei
deuten können, und ob wir zur Zeit schon über die
genügende Anzahl solcher Fachärzte verfügen, das
steht nicht ohne weiteres fest, wird jedenfalls sicher

nicht allgemein so vorbehaltlos bejaht, wie das Herr
Dr. Bircher getan hat.

Es ist also auf jeden Fall vor einer überstürzten
Einführung und nachher vor einer forcierten Durch-
führung dieses obligatorischen Schirmbildverfah-
rens ganz ernstlich zu warnen. Ein behutsames Vor-
gehen lässt sich auch deshalb ohne weiteres recht-
fertigen, weil ja schon jetzt auf dem Weg der Frei-
willigkeit ausserordentlich schöne Resultate erzielt
worden sind. Ein behutsames Vorgehen drängt sich
aber auch noch unter einem ändern Gesichtspunkte
auf. Nach meiner Auffassung ist es mit einem ein-
fachen Beschluss über die Einführung dieses obli-
gatorischen Schirmbildverfahrens nicht getan, son-
dern ich halte dafür, dass die Bevölkerung auf dieses
Schirmbildverfahren, dem sie unterworfen werden
soll und das doch einen ausserordentlich schweren
Eingriff in die Sphäre der persönlichen Freiheits-
rechte bedeutet, was Herr Bundesrat Etter im
Ständerat ohne weiteres zugegeben hat — ich sage,
es erscheint mir notwendig, die Bevölkerung in sorg-
fältiger und überlegter Weise auf diese Einführung
vorzubereiten, und zwar hat nach meiner Auffas-
sung diese Aufklärung in zwei ganz verschiedenen
Richtungen zu erfolgen. Ich nenne zuerst eine
Gefahr,- obwohl ich sie nicht als die grösste be-
zeichne: nämlich, es könnte mit dieser Einführung
des Schirmbildverfahrens sich die Bevölkerung in
eine falsche Sicherheit einlullen lassen; denn dieses
Schirnibildverfahren ist nicht gleichzusetzen einem
Impfstoff, der, wenn er angewendet ist, nachher für
eine bestimmte Zeit die Immunität gegen die be-
treffende Krankheit garantiert. Wenn in der Wei-
sung des Bundesrates von einem zwei- bis drei-
jährigen Turnus für die Durchführung dieses
Schirmbildverfahrens gesprochen wird, so darf man
sich nicht zu der falschen Ansicht verleiten lassen,
dass während dieser zwei bis drei Jahre dann jeder
Einzelne vor einer Ansteckung absolut gefeit sei.

Ich zitiere hier einen typischen Fall, der aus der
Schirmbildaktion, die in der Stadt Zürich durch-
geführt worden ist, stammt: „Fall 12. Meldung
einer Betriebskrankenkasse, dass ein Patient, von
dem vor drei Wochen ein Schirmbild gemacht
worden war, wegen Tuberkulose in Behandlung sei.
Vom Hausarzt erfahren wir, dass es sich um eine
frische, aktive, hämatogene, miliare Streuung in
einem Oberlappen handle, die eineij Sanatoriums-
aufenthalt notwendig mache. Auf dem Schirmbild
ist bei der Nachkontrolle von der miliaren Streuung
nichts zu sehen."

Viel wichtiger scheint mir allerdings eine Auf-
klärung in anderer Richtung zu sein, nämlich eine
Beruhigung der Bevölkerung in dem Sinne, dass sie
sich nicht in eine übertriebene Angst vor der Tuber-
kulose hineintreiben lässt, denn es steht fest, dass
durch dieses Schirmbildverfahren eine ganz grosse
Zahl von Fällen bei Personen aufgedeckt wird, die
sich bis dahin absolut gesund gefühlt haben. Es ist
richtig, dass darunter schwere Fälle sind, es ist aber
ebenso richtig — und glücklicherweise ist es so •—-,
dass es sich bei der Grosszahl der aufgedeckten
Fälle um leichtere Fälle handelt, die nie zu einer
akuten Gefährdung des Betroffenen oder seiner
Umgebung führen und für die die bestimmte Aus-
sicht besteht, dass sie wieder ausheilen.
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Ja mehr noch: Bei diesem Schirmbildverfahren,
ergeben sich sehr viele Befunde, die zwar verdächtig
sind, die aber bei einer nachträglichen Abklärung
durch das sogenannte Durchleuchtungsverfahren
sich als absolut harmlos erweisen. Diese Fälle sind
nicht etwa selten. Ich habe hier einzelne Zahlen.
Bei der Aktion in der Stadt Zürich im Jahre 1946
haben sich 15 % der als verdächtig gemeldeten Fälle
nachträglich gar nicht als krank erwiesen. Bei der
Aktion im Zürcher Oberland, die in den Jahren
1946/1947 durchgeführt wurde, haben sich von
1632 zur Abklärung bestellten Fällen 744, also
45 %, nach der Durchleuchtung als gesund erwiesen.
Und in der Stadt Bern liegt aus dem Jahre 1947
ein Bericht des Schularztes Dr. Lauener vor, der
keine bestimmten Zahlen enthält, der aber bemerkt,
dass in vielen Fällen die nachfolgende Durchleuch-
tung keine Spur von dem im Schirmbild erkannten
Befund gezeigt habe.

Es wird jedenfalls zur Beruhigung ausserordent-
lich viel beitragen, wenn diese nachträgliche Ab-
klärung möglichst umgehend erfolgt, so dass die
Betroffenen nicht etwa lange in einer schwebenden
Pein gelassen werden, denn es ist auch in unserem
medizinisch ja sonst sehr aufgeklärten Jahrhundert
keine Kleinigkeit, auch nur unter dem Verdacht der
Tuberkuloseerkrankung zu stehen.

Ich schliesse und fasse meine Ausführungen da-
hin zusammen:

1. Es ist gut, dieses Schirmbildverfahren obli-
gatorisch einzuführen; aber es muss das in einer
durchdachten und sorgfältig studierten Form ge-
schehen.

2. Dieses Schirmbildverfahren ist in der Hand
des erfahrenen Arztes ein sehr wertvolles Hilfsmittel,
aber es bedeutet noch nicht den Sieg über die
Tuberkulose, sondern es bleibt auch fernerhin
Pflicht der wissenschaftlichen Forschung, Pflicht
der Ärzteschaft und der Öffentlichkeit, trotz des
Schirmbildverfahrens oder, besser gesagt, gestützt
auf das Schirmbildverfahren den Kampf gegen die
Tuberkulose mit unverminderter Energie weiter-
zuführen.

Spühler: Ich möchte mich den Worten der-
jenigen Vorredner, die vollumfänglich den Gesetzes-
entwurf begrüsst haben, anschliessen. Ich glaube,
diejenigen, die, sei es. als Motionäre oder als Postu-
lanten, dem Bundesrate Anregungen eingereicht
haben, können im grossen und ganzen genommen,
mit der Arbeit, die uns seitens des Bundesrates
vorgelegt wird, zufrieden sein.

Der Gesetzesentwurf bedeutet zweifellos eine
erhebliche Ergänzung der bisherigen gesetzlichen
Regelung der Tuberkulosebekämpfung durch neue
sozialpolitische und medizinische Massnahmen. Das
medizinische Ziel, das mit dem Gesetzesentwurf ins
Auge gefasst wird und das durch die Motion Bircher
zur Diskussion gestellt worden ist, darf wohl durch
diesen Gesetzesentwurf im grossen und ganzen als
erreicht betrachtet werden. Man hat höchstens noch
über Einzelheiten zu diskutieren, einmal über die
Abgrenzung der zu untersuchenden Bevölkerungs-
gruppen, über den Zeitraum bis zur völligen Durch-
leuchtung der ganzen Bevölkerung — der Ständerat
sieht 8 Jahre vor — und schliesslich noch — man
kann darüber verschiedener Meinung sein — in

welchem Turnus die Bevölkerung vom Schirmbild-
verfahren erfasst werden soll (zwei- oder dreijähriger
Turnus).

Herr Kollege Häberlin hat vorhin in einem
Votum darauf hingewiesen, es sei angezeigt, mit
der notwendigen Behutsamkeit vorzugehen. Ich bin
grundsätzlich durchaus mit ihm einverstanden, dass
das Schirmbildverfahren und die ganze Unter-
suchung nur dann einen Sinn haben, wenn alle.
Folgen, die sich aus einer Untersuchung im ein-
zelnen Falle und in der Masse ergeben, ausgewertet
werden. Das war ja auch .der Sinn meines seiner-
zeitigen Postulates: Ausbau der Fürsorge, um die
Kranken, die durch das Schirmbildverfahren erfasst
werden, auch wirklich, sowohl in medizinischer wie
auch in sozialer Hinsicht; vollständig zu betreuen.
Ich möchte dankbar anerkennen, dass die Botschaft
sich einlässlich mit meinem Postulat auseinander-
setzt. Nachdem sie aber erklärt, dass mit dem Er-
gänzungsgesetz mein Postulat im allgemeinen als
erfüllt betrachtet werden könne, wird man es ver-
stehen, wenn ich diese Erklärung etwas näher
überprüfe.

Punkt l meines Postulates ging dahin, dass eine
genügende Zahl von Tuberkuloseheilstätten mit
Unterstützung des Bundes errichtet werden solle.
Das Gewicht liegt auf dem Wort „genügende". Es
ist anzuerkennen, dass in den letzten Jahren seitens
der Kantone und der privaten Organisationen die
Bemühungen um -die Bettenbeschaffung verstärkt
worden sind. Es finden sich in der Botschaft auch
einige Hinweise darüber. Aber ich glaube, man über-
treibt nicht, wenn man sagt, dass diese Betten-
beschaffung immer noch ungenügend ist. Im Kanton
Zürich wurde im Jahre 1945 ein Bettenkataster
durchgeführt, d. h. eine Erhebung über die Zahl der
den tuberkulösen Kranken in den Sanatorien zur
Verfügung stehenden Betten. Das geschah also vor
der Schirmbildaktion im Kanton Zürich. Damals
wurde festgestellt, dass 29 Betten in Präventorien
fehlen, 83 Betten in Erholungsheimen, 181 in Sana-
torien (inzwischen wurde allerdings durch den'Kan-
ton ein neues Sanatorium eröffnet), für chronisch
kranke Patienten fehlten 128 Betten und für
geisteskranke Tuberkulöse, die ohnehin ein Speziai-,
problem darstellen, 12 Betten. Das war vor der
Schirmbildaktion. Durch diese wird eine erhebliche
Zahl neuer Fälle aufgedeckt. Auf Grund der Er-
fahrungen, die wir in Zürich mit den Schirmbild-
untersuchungen machten, wissen wir, dass ungefähr
1°/00 der Durchleuchteten als offen ansteckungs-
fähige und behandlungsbedürftige Tuberkulöse neu
aufgedeckt werden. 1°/00 kann wohl als Durchschnitt
für die ganze Schweiz angenommen werden. Eine
Arbeit von Press und Brunner stellt fest, dass 1000
bis 1200 Betten in der Schweiz nötig seien, um den
neuen Fällen, die durch das Schirmbildverfahren
aufgedeckt werden, richtig begegnen zu können.

Unter der Bettenbeschaffung darf man sich
nicht vorstellen, dass einfach eine entsprechende
Zahl von Betten in Tuberkuloseheilstätten erstellt
werden könne, sondern es ist ein ganzes System
verschiedener Krankenhäuser für Tuberkulosekrank-
heiten verschiedenen Charakters notwendig, z. B.
Heilstätten für offen Tuberkulöse, kleine für chro-
nisch Erkrankte, Präventorien und Arbeitsheilstät-
ten. Wenn man sich die Verschiedenheiten klar vor
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Augen hält, erkennt man sofort, dass es unmöglich
ist, dass jeder Kanton solche Spezialanstalten bauen
könnte. Für kleine Kantone, bei denen relativ
wenige Fälle auftreten, wäre das sehr .kostspielig.
Es ergäbe sich ein unrationeller Betrieb. Es ist des-
halb nötig, dass eine gesamtschweizerische Planung
und eine interkantonale Zusammenarbeit zustande-
kommt.

Ich stehe durchaus auf dem Standpunkt, dass
es Aufgabe der Kantone und nicht des Bundes ist,
die .Heilstätten zu bauen. Aber der Bund darf sich
nicht einfach darauf beschränken, den Bau solcher
Sanatorien zu subventionieren, sondern er muss aus
der Tatsache heraus, dass das Tuberkuloseproblem
kantonal nicht vollumfänglich gelöst werden kann,
die interkantonale Planung selbst an die Hand
nehmen. In dieser Hinsicht ist der vorliegende
Gesetzesentwurf kein Fortschritt. Er lässt alles beim
alten. Punkt l meines Postulates ist somit meiner
Ansicht nach nicht erfüllt. Ich habe mir deshalb
erlaubt, einen entsprechenden Antrag auf Abände-
rung von Art. 10 des Tuberkulosegesetzes bei
Art. 7 bis des vorliegenden Gesetzesentwurfes ein-
zureichen.

Zu Punkt 2 und 3 meines Postulates betreffend
die Finanzierung der Tuberkuloseheilung, die Kur-
finanzierung und die Existenzsicherung der Familie :

Es ist anzuerkennen, dass der Bundesrat inso-
fern eine fortschrittliche Lösung getroffen hat, als
er grundsätzlich den Weg der Versicherung beschrei-
ten will und nicht bloss den der Fürsorge. Ich
begrüsse deshalb die Einführung der Krankenver-
sicherungspflicht, verbunden mit der Pflicht der
besonderen Versicherung gegen Tuberkulose. Das
ist der einzige gangbare Weg zur Verwirklichung
des Postulates auf materielle Sicherung des Kranken
und seiner Familie. Diese Auffassung ist nun aller-
dings in der letzten Sitzung von Kollege Dr. Bucher
bestritten worden. Er hat sich in einer langen Rede
gegen die Versicherung ausgesprochen. Zur Begrün-
dung seines Standpunktes hat er Anleihen aus der
Rüstkammer der' Kollegen von der juristischen
Fakultät genommen. Ich glaube aber kaum, dass,
wenn die Universität Zürich in ungefähr 14 Tagen
Ehrendoktoren ernennen wird, dieser Exkurs in
juristisches Gebiet Herrn Dr.- Bucher den Ehren-
doktor der juristischen Fakultät eintragen werde.
Seine Argumentationen sind zu offensichtlich recht-
lich unhaltbar, als dass man lange darüber zu dis-

• kutieren brauchte. Er sagte, die Krankenversiche-
rungspflicht, ausgesprochen vom Bunde, bedeute
einen Einbruch in die Souveränität der Kantone.
Das Recht, das Obligatorium vorzuschreiben, sei
bisher bei den Kantonen gewesen. Kollege Bucher
vergisst wahrscheinlich, dass dieses Recht der
Kantone nur delegiertes Recht kraft Bundesrecht
ist und dass bei diesen Überlegungen allein die Tat-
sache zählt, dass der Bund kraft Bundesverfassung
das Recht hat, die Krankenversicherungspflicht vor-
zuschreiben. Kollege Bucher ist für die Sicherung,
nicht aber für die Versicherung. Wie diese Sicherung
aussehen soll, wurde uns allerdings nicht gesagt, klar
war nur, dass Kollege Bucher gegen die Versicherung
war. Er hat als Vertreter der Ärzteschaft gesprochen
und das auch ausdrücklich erklärt. Ich bedaure,
dass die Ärzteorganisation das Mandat, ihren Stand-
punkt zu vertreten, auf diese Weise vergeben hat;

denn daraus könnte gefolgert werden, dass die Ärzte
generell Gegner der Krankenversicherung wären
und sich damit erneut in Gegensatz zum Volks-
empfinden stellten. Ich weiss, diese Auffassung, all-
gemein ausgesprochen, ist unrichtig. Es gibt glück-
licherweise auch andere Ärzte, ihre Zahl ist nicht
gering, die einen ändern Standpunkt einnehmen.
Ich habe es als besonders gutes Omen empfunden,
dass zwei Ärzte, die Kollegen Dr. Bircher und
Dr. Miéville, die Referate für dieses Gesetz über-
nommen haben. Wenn man von Sicherung spricht,
gibt es nur zwei Wege, den der Fürsorge oder den
der Versicherung. Wenn Herr Bucher nicht die Ver-
sicherung will, so will er offensichtlich die Fürsorge.
Diesen Weg aber lehnt das Schweizervolk ausdrück-
lich ab. Es will die Sicherung der Existenz gegen
die Wechselfälle des Lebens, also im Fall von Alter,
Krankheit, Unfall, Arbeitslosigkeit, Invalidität. Es
will diese Sicherung nicht auf dem Weg des Almo-
sens, der Fürsorge, sondern durch die Versicherung.
Das heisst, jeder Schweizer will auf Grund eigener
Leistungen einen Rechtsanspruch auf gewisse Lei-
stungen haben. Die letzte machtvolle Willenskund-
gebung des Schweizeryolkes war die der Einführung
der AHV. Auf diesem Wege müssen wir weiter-
schreiten, wenn wir das Schweizervolk gegen die
verschiedenen Wechselfälle des Lebens einigermassen
materiell sichern wollen. Wenn ich die Einführung
der Versicherungspflicht mit voller Überzeugung
begrüsse, so bedaure ich höchstens, dass der Ge-
setzesentwurf diese Versicherungspflicht auf Min-
derbemittelte beschränkt. Man wird — ich verstehe
das — auf die allgemeine Revision des Kranken-
und Unfallversicherungsgesetzes verweisen wollen,
wenn man die Forderung erhebt, dass die Kranken-
versicherungspflicht allgemein sei. Ich begrüsse es
deshalb, dass wenigstens als Ersatz in dieser Zwi-
schenperiode, wenn ich so sagen darf, den Kantonen
die Kompetenz eingeräumt worden ist, das allge-
meine Volksobligatorium für die Tuberkulosever-
sicherung einzuführen.

Der Gesetzentwurf schlägt wohl grundsätzlich
die richtige Lösung vor, nämlich die der Versiche-
rung, konkret wird aber keine genügende, Gewähr^
für eine ausreichende Kurfinanzierung und eine
ausreichende Existenzsicherung der Familie ge-
troffen. Es wird nichts gesagt über die Höhe der
Pflegeleistungen, die den Insassen der Tuberkulose-
sanatorien zuteil werden sollen. Es wird auch nichts
gesagt über die Höhe des Taggeldes, die dem Kran-
ken bzw. seiner Familie ausgehändigt werden soll.
Dass das Gesetz durch die Versicherung allein keine
genügende Sicherung bringt, wird ohne weiteres in
Art. 5 des Gesetzentwurfes eingestanden, wo auf den
Weg der Fürsorge als Ergänzung zur Versicherung
verwiesen wird. Es heisst da: „Die Kantone sorgen
auf dem Wege der Fürsorge für die Behandlung von
Schweizer Bürgern usw., .. . wenn sie eines über
die bestehende Versicherung hinausgehenden wirt-
schaftlichen Schutzes bedürfen." Das sollte nicht
sein. Der wirtschaftliche Schutz soll durch die Ver-
sicherung vollständig gedeckt werden. Für die Für-
sorge sollte nur noch selten ein Raum vorhanden
sein müssen. Insofern ist der Gesetzentwurf nicht
vollständig den Weg zu Ende gegangen, den der
B-undesrat in seiner Botschaft als richtig bezeichnet
hat, nämlich den der Versicherung. Wir müssen die
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Forderung aufstellen, dass die Versicherung für alle
Normalfälle ausreichen soll. Daher sollte Art. 4 ent-
sprechend ergänzt werden. Es sollte durch das Ge-
setz der Grundsatz Verwirklichung finden, dass die
Versicherung für die Pflegeleistungen und für die
Aufenthaltskosten in Volksheilstätten aufkommt,
dass derjenige, der in einer Volksheilstätte als Kran-
ker sich heilen lassen muss, von der Krankenkasse
so viel erhält, dass er die Kur selbständig und voll-
ständig bezahlen kann. Weiter -sollten die Taggelder
so hoch angesetzt werden, dass die Existenz der
Familien der Tuberkulosekranken gesichert ist und
dass die notwendige Abstufung nach den Unter-
stützungspflichten vorgenommen und damit ein
Stück Familienschutz zugunsten der Tuberkulose-
kranken verwirklicht wird. Erst dann, wenn diese
Voraussetzungen gegeben sind, kann ich damit ein-
verstanden sein, wenn in der Botschaft des Bundes-
rates auf Seite 28 erklärt wird, dass Punkt 2 und 3
meines Postulates durch den vorliegenden Gesetzes-
entwurf erfüllt seien.

Nun das vierte, sowohl nach der Fürsorgeseite
als nach der medizinischen Seite hin besonders
schwierige, Problem, das der Nachfürsorge, der
Wiedereingliederung der Geheilten in den Arbeits-
prozess, der Arbeitsbeschaffung für die Teilinvaliden,
der allmählichen Arbeitsangewöhnung für Ent-
lassene, der Stellvertretung usw. Auch dafür finden
wir im Gesetzentwurf keine verpflichtenden' Vor-
schriften. Es wird diese Aufgabe ausdrücklich den
Kantonen und privaten Organisationen überlassen.
Auch hier bin ich der Meinung, der Bund sollte
etwas aktiver sein. Genau wie beim Tuberkulose-
heilstätten-Bau sollte er'mehr fördernd und planend
vorgehen als bisher. Ich möchte, damit kein Miss-
verständnis besteht, ausdrücklich sagen, er soll
diese Aufgabe nicht selbst an die Hand nehmen,
aber führend und wegleitend sein, die Kantone zu
gewissen Massnahmen verpflichten. Ich habe auch
in dieser Hinsicht einige Abänderungsanträge vor-
geschlagen. Ich werde mir vorbehalten, bei der
Emzelberatung darauf zurückzukommen, um wo-
möglich den Begehren speziell der Tuberkulose-
.patienten, die auf diesem Gebiet Erfahrung haben,
wie auch den Begehren vieler einsichtiger Ärzte
zum Durchb'ruch zu verhelfen.

Schneider: Nachdem zwei Mediziner Eintreten
auf die Vorjage beantragt haben und ein weiterer
Arzt, zwar etwas seltsam, dazu gesprochen hat,
gestatten Sie einem Organisator der ökonomischen
Seite des Kampfes gegen die Tuberkulose ein paar
Worte. Die beiden Referenten haben die medizi-
nische Seite des Problems überzeugend dargelegt.
Allerdings ist die Tuberkulose als soziales Problem
dabei etwas zu kurz gekommen. Als ich vor unge-
fähr 45 Jahren im Alter von 17 Jahren von einer
Tuberkulose befallen wurde, hiess sie allgemein*
die Proletarierkrankheit. Diese Benennung war
durchaus richtig. Sie befiel in der Hauptsache die
Schlechtestgestellten unseres Volkes. Je nach der
sozialen Lage zeigte es sich, dass diese .Schichten
mehr oder weniger krankheitsanfällig waren.
Schlechte Wohn- und Lebensverhältnisse waren die
Brutstätten der. Tuberkulose. Und wen sie befiel,
der sah. den Tod vor Augen, da der Kampf gegen
diese Volksseuche erst in den Anfängen steckte.

Die Lektüre der 'Botschaft zu diesem Gesetzes-
entwurf hat ein etwas erfreulicheres Bild aufgezeigt.
Wenn Sie die Zahlen sehen, können Sie den heutigen
gewaltigen Rückgang der Tuberkulosesterblichkeit
erkennen, obwohl auch heute noch jährlich etwa
3600 Personen der Volksseuche zum Opfer fallen.

Nicht allein der Kampf der Mediziner gegen die
Tuberkulose hat das Bild soweit gewandelt; sondern
die Hebung der sozialen Lage der breiten Volks-
schichten ist in der Hauptsache daran schuld. Sie
ist auch heute das beste Kampfmittel gegen die
Tuberkulose. Den Gewerkschaften und allen denen,
die für die Verkürzung der Arbeitszeit, die Erhöhung
der Realeinkommen der Arbeiter und Angestellten,
für bessere Wohnungen, mit einem Wort für gute
soziale Verhältnisse einstanden, gebührt das Ver-
dienst, am Rückgang der Tuberkulose in der Schweiz
wesentlich beteiligt zu sein.

Hand in Hand mit der medizinischen Bekämp-
fung der Tuberkulose muss deshalb der Kampf um
bessere soziale Verhältnisse unseres Volkes gehen.
Es wurde mir ausserordentlich eindrücklich, wie
weit die sozialen Verhältnisse als Verbreitungsfaktor
der Tuberkulose einzuschätzen sind, als mir vor
kurzem der Oberfeldarzt der amerikanischen Armee,
Dr. Bockjod, Chef des Gesundheitswesens der
Landesmilitärregierung Württemberg-Baden, die
Verhältnisse in seinem Bezirke schilderte. Auf
37 000 gemeldete Tuberkulosefälle entfallen 10 000
offene Fälle, ein Verhältnis, das geradezu erschrek-
kend ist. Er führt das auf die Wohnverhältnisse
der Bevölkerung in den zerstörten Städten zurück,
auf die schlechte Ernährung usw. Daraus ergibt sich
die Schlussfolgerung, dass der Kampf um die
ökonomische Besserstellung der beste Schutz gegen
die Tuberkulose ist.

Relativ spät, erst seit 20 Jahren, hat sich der
Bund aktiv an diesem Kampf beteiligt. Das nun
zu revidierende Gesetz hat seinen Zweck nur unvoll-
ständig erreicht. Ich kann mich an jene Verhand-
lungen erinnern und weiss, wie unser damaliger
Kollege Dr. Adolf Welti für weitergehende Postulate
eingetreten ist, ohne dass er hier im Rate Gehör
fand.

Es ist dringend nötig, dass die modernen Krank-
heitserkennungsmethoden auch hier zur Anwendung
kommen. Ich bin deshalb ein absoluter Anhänger
des Obligatoriums der Schirmbilduntersuchung,
wettn ich auch durchaus die Auffassung teile, die
vorhin Herr Kollege Häberlin dargelegt hat. Ich
werde darauf übrigens in einem ändern Zusammen-
hang noch kurz zurückkommen.

Es genügt aber nicht, die Fälle aufzuspüren.
Denn das würde grausam wirken, wenn nicht zu-
gleich für die Behandlung mit modernen therapeu-
tischen Methoden gesorgt würde. Das Obligatorium
der Schirmbilduntersuchung zieht unnachsichtlich
eine Vermehrung der Bettenzahl in unseren Sana-
torien nach sich. Es wäre grausam, jemandem zu
sagen: Du bist an einer Tuberkulose erkrankt, ohne
die Möglichkeit zu bieten, ihn zu behandeln und ihn
zu heilen.,

Deshalb habe ich es nicht ganz begriffen, dass
der Bundesrat anfangs Februar eine Reduktion
der Tuberkulosesubventionen beschloss, im gleichen
Zeitpunkt, da wir in den eidgenössischen Räten die-
ses Ergänzungsgesetz beraten, und wenn es rechts-
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kräftig wird, die Fälle,,die dadurch gefunden, wer-
den, sich noch stärker vermehren werden. Es ist
also notwendig, dass die Bettenzahl wesentlich .er-
höht wird, weil sie schon jetzt zu gering ist, um die
Erkrankten aufzunehmen. Hunderte, von denen
feststeht, dass sie krank sind, dass sie sich selbst
und die Umgebung gefährden, warten heute schon
auf Aufnahme in die Sanatorien, weil diese über-
füllt sind, weil die nötige Bettenzahl nicht vor-
handen ist.

Aber auch die andere Seite darf nicht vernach-
lässigt werden. Es ist sehr leicht, mittels des Schirm-
bildverfahrens einen Tuberkulosefall festzustellen.
Es ist aber ausserordentlich schwer, dann den Mann
oder die Frau aus ihrer Umgebung herauszunehmen,
und das nötige vorzukehren, damit er oder sie
geheilt wird und für ihre Umgebung nicht mehr eine
Gefahr besteht. Denn die Tuberkulosebehandlung
nach moderner Art ist ausserordentlich kostspielig.
Die wenigsten, die von der Tuberkulose befallen
werden, sind in der Lage, die Mittel aufzubringen,
um diese Kuren zu bezahlen. Das, was bis heute
auf Grund des Gesetzes von 1928 getan worden ist,
ist ausserordentlich viel, ich gebe das zu, aber bei
weitem nicht genug, um den Kampf gegen die
Tuberkulose .noch erfolgreicher zu gestalten. Wenn
ein Familienvater von der Tuberkulose befallen
wird, wenn er in ein Sanatorium eingeliefert werden
muss, wenn seine wirtschaftliche Lage schlecht ist,
dann wird auch der Heilerfolg nicht hundertprozen-
tig sein, weil er von Sorgen um die Seinen während
der Kur geplagt wird.

Deshalb kann ich es wirklich nicht verstehen,
dass Herr Dr. Bucher gegen das Obligatorium der
Krankenversicherung und der Tuberkuloseversiche-
rung aufgetreten ist. Grundsätze hoch in Ehren.
Aber Grundsätze dürfen nicht tot sein, sondern sie
müssen lebenskräftig sein. Sie dürfen nicht bei ihrer
Wahrung das Leben im Grunde genommen gefähr-
den oder gar ertöten. Das, was notwendig ist, das
was im Gefolge des Schirmbildverfahrens nötig ist,
ist die obligatorische Sicherstellung der Heilungs-
kosten und der Existenz für diejenigen, die von der
Tuberkulose befallen worden sind.

Sicherung statt Versicherung: Es ist bereits
darauf hingewiesen worden, dass Kollege Dr. Bucher
vergessen hat, zu sagen, wie er sich diese Sicherung
vorstelle. Wir haben jetzt schon eine Art Sicherung,
nämlich die Tuberkulosefürsorge und die Armen-
pflege. Letztere kann zwar nicht als Sicherung gegen
die wirtschaftlichen Folgen der Erkrankung an
Tuberkulose angesehen werden, da sie erst hilft,
wenn die Voraussetzungen der Armengenössigkeit
erfüllt sind. Die Tuberkulosefürsorge kann nur den
Bedürftigen helfen. Armenpflege und Fürsorge
bedeuten daher nicht Sicherung der wirtschaft-
lichen Existenz, denn sie kommen ja erst in Frage,
wenn ein bestimmtes soziales Niveau unterschritten
worden ist. Zum Begriff der Sicherung gehört meines
Erachtens ausserdem das Kriterium des Rechts-
anspruches. Auf die Tuberkulosefürsorgeleistungen
hat nach der bisherigen Gesetzgebung niemand An-
spruch. Diese sind freiwillig. Auf die Leistungen
der Armenpflege hat nur der einen Rechtsanspruch,
der von keiner ändern Seite mehr Hilfe erwarten
kann. Die Versicherung ist daher für die wenig
bemittelten Kreise der Bevölkerung die einzige

Möglichkeit, den wirtschaftlichen Folgen einer Er-
krankung an Tuberkulose zu begegnen, ohne die
Fürsorge beanspruchen zu müssen, oder in die
Armengenössigkeit abzusinken. Deswegen kann ich
der Auffassung, die Herr Dr. Bucher dargelegt hat,
unter keinen Umständen zustimmen. Wenn er mit
einem Scheine von Recht erklärt, die Frage des
Obligatoriums der Krankenversicherung müsse bei
der Revision des Kranken- und Unfallversicherungs-
gesetzes beantwortet werden, hätte er meines Er-
achtens logischerweise einen ändern Antrag stellen,
nämlich beantragen müssen, die Beratung dieses
Gesetzes abzubrechen; bis die Revision des Kranken-
und Unfallversicherungsgesetzes vollzogen sei. -Aber
ich kann durchaus begreifen, dass Herr Bucher
angesichts der zunehmenden Fälle von Tuberkulose-
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erkrankungen einen derartigen Antrag nicht stellte.
Wenn man schon den Kampf gegen die Tuberkulose
will, muss man aber das Ganze wollen, nicht nur
das Obligatorium der Schirmbilduntersuchung,
sondern auch das der Krankenversicherung, damit
auch die ökonomische Seite des Kampfes gegen die
Tuberkulose gesichert ist.

Der ständerätliche Entwurf bietet das, was unter
den heutigen Verhältnissen meiner Ansicht nach
möglich ist. Oft ist das Bessere der Feind des Guten.
Einzelne Bestimmungen des-Entwurf es sind durch-
aus verbesserungsfähig. Wir haben uns in der Kom-
mission überlegt, was noch zu geschehen habe, sind
aber zum Schlüsse gekommen, dass in der Haupt-
sache die Zustimmung zu den Beschlüssen des
Ständerates gegeben sei. Es scheint Ihnen vielleicht
merkwürdig, dass ich nach den Beschlüssen des
Ständerates vom letzten Freitag und Samstag bei
diesem Gesetze Zustimmung zu seiner Schlussnahme
empfehle. Das kommt nicht jeden Tag vor, aber
wenn der Ständerat in der Dezembersession des
letzten Jahres eine sehr fortschrittliche Geste ge-
macht hat —• und das bedeutet sein Entwurf — so
wollen wir das durch Zustimmung zu seinen Be-
schlüssen anerkennen. Ich bin als Praktiker der
Krankenversicherung davon überzeugt, dass mit
diesem Gesetzestext durchaus die ökonomische
Sicherung als Voraussetzung des Kampfes gegen die
Tuberkulose geschaffen werden kann. Der Gesetzes-
text bietet die Handhabe, um die Krankenkassen
zu verpflichten und sie in die Lage zu versetzen,
nicht nur die Kuren zu finanzieren, sondern auch
die Existenz des Kranken und seiner Familie zu
sichern. Das scheint mir die richtige Sicherung zu
sein. Wir wissen, dass durch die Tuberkulosever-
ordnung II vom Juni 1947 schon ausserordentlich
viel geleistet worden ist und dass die Krankenkassen
heute schon in der Lage sind, die Kuren weitgehend
zu finanzieren, wenn sie selbst auch das nötige
soziale Verständnis aufbringen und nicht nur den
Kassenstandpunkt vertreten. Es gibt nämlich auch
das 'letztere.

Darum komme ich persönlich dazu, in der
Hauptsache die gestellten Anträge abzulehnen und
Zustimmung zum Ständerat zu beantragen. Wenn
wir auch den Art. 4 des Entwurfes zum Gesetze
erheben, haben wir ein Werk geschaffen, das als
scharfe Waffe im Kampfe gegen die Tuberkulose
dienen kann. Dann wird man in 20 oder 30 Jahren
sagen können, dass dieses Gesetz mit dazu beige-
tragen habej die Tuberkulose in unserem Lande
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noch weiter in rückläufiger Bewegung zu halten,
als das seit der Jahrhundertwende möglich gewesen
ist. Ich möchte Ihnen also Eintreten beantragen.

Odermatt: Die Ergänzung des Bundesgesetzes
vom 13. Juni 1928 betreffend Massnahmen gegen
die Tuberkulose ist von weit grösserer Bedeutung,
als das textliche Ausmass der Vorlage vermuten
lässt. Mit dieser Vorlage sollen zugleich zwei Obli-
gatorien eingefüh'rt werden, das des Schirmbildver-
fahrens, dem sich die gesamte schweizerische Be-
völkerung zu unterziehen hätte, und das teilweise
Obligatorium der Krankenversicherung.

Die Einführung eines Volksobligatoriums auf
diesem oder jenem Gebiete bringt immer den Ver-
lust eines Teiles der Individualrechte mit sich. Ein
persönliches Recht darf aber nur zugunsten eines
höheren Interesses der Gesamtheit der Staatsbürger
geopfert werden. Dieses höhere Interesse, die Förde-
rung und Erhaltung der Gesundheit des Volkes,
wird mit der Tuberkulosebekämpfung zu erreichen
versucht, indem einerseits die gesunden Menschen

' vor der Ansteckung durch die Tuberkelbazillen-
streuer bewahrt werden sollen und anderseits, indem
die bereits erkrankten und die noch unbekannten,
nicht entdeckten Streuer erfasst und soweit als
möglich der Gesundheit entgegengeführt werden
sollen.

Eine absolute Sicherung der Volksgesundheit
auf dem Gesetzgebungswege gibt es nicht, wohl aber
gibt es Mittel und Wege, um auf diesem Gesetz-
gebungswege die Volksgesundheit zu fördern. Die
Gesundheit ist die Voraussetzung für die Prosperi-
tät, die Lebensbejahung und die Lebensfreude eines
Volkes. Von dieser Lebensfreude haben wir am ver-
gangenen Sonntag ein beredtes Zeugnis erhalten.
Es erscheint auch selbstverständlich, dass die Fort-
schritte der medizinischen Wissenschaften und die
diagnostischen Hilfsmittel der Technik in den
Dienst der Diagnostik und der Therapie gestellt
werden, aber auch insbesondere in den Dienst der
Bekämpfung der Volksseuchen. Von diesem Ge-
sichtspunkt aus muss die Einführung des obliga-
torischen Schirmbildverfahrens begrüsst werden.
Wir können dabei feststellen, dass diese Unter-
suchung auch eine psychologische Bedeutung hat,
und zwar für diejenigen, die sich dem Verfahren
unterziehen müssen. Diejenigen, welche als tuber-
kulosekrank entdeckt werden, werden dadurch
sicher psychisch sehr bedrückt und sie werden auch
wirtschaftlich die Folgen dieser Krankheit zu
spüren bekommen. Glücklicherweise ist aber deren
Zahl nur gering. Anderseits bedeutet aber der nega-
tive Befund .bei dieser Untersuchung eine Entlastung
von einem Druck und gibt ein Gefühl der Sicherheit
in bezug auf die Gesundheit. Man muss sich aber
hüten, bei der Schilderung der Übertragungsmög-
lichkeiten dieser sicher gefährlichen Krankheit allzu
sehr schwarz zu malen, sonst bedingt dies, dass die
Leute ständig in Angst leben, nicht etwa nur die
Stimmenzähler hier vorn, die zu Beginn der Ein-
tretensdebatte am Samstag alle das Feld geräumt
haben. Die Intensivierung der Tuberkulosebekämp-
fung auf breiter Basis will rückblickend nicht besa-
gen, die Tuberkulosebekämpfung hätte unter den
gegenwärtig noch geltenden gesetzlichen Bestim-
mungen vollständig versagt. Im Gegenteil, wir dür-

fen feststellen, dass die bisher alljährlich aufgewen-
deten Mittel aus öffentlicher Hand — im Jahre 1945
waren es beinahe 5 Millionen Franken —• gut an-
gewendet waren. Dabei sei auch einmal darauf hin-
gewiesen, dass die Aufwendungen für die Bekämp-
fung der Tuberkulose beim Menschen die Aufwen-
dungen in der Tuberkulosebekämpfung beim Tier
gerechterweise bedeutend überwiegen, ein Umstand,
den man gerne, insbesondere in kantonalen Parla-
menten, ins Gegenteil umzuwandeln versucht. Ich
glaube, die Tätigkeit der Tuberkulosefürsorgestellen
darf bei der Behandlung dieser Gesetzesvorlage
auch anerkannt und verdankt werden. Es ist sicher
so, dass ihre Tätigkeit bei Annahme dieses Gesetzes
in Zukunft absolut nicht überflüssig wird, im Gegen-
teil.

Wir dürfen auch die finanzielle Bedeutung der
Vorlage für den Bund und die Kantone sowie den
einzelnen Bürger nicht übersehen. Die Kosten der
Durchführung des Verfahrens, die Heilkuren für
die vermehrt anfälligen Patienten und die Beiträge
der in Art. 4 des Gesetzes vorgesehenen obligato-
rischen Krankenversicherung bedingen eine bedeu-
tende Leistung.

Die Einführung des Versicherungsobligatoriums
gegen Krankheit ausserhalb des Kranken- und Un-
fallversicherungsgesetzes erscheint als die am wenig-
sten sympathische Seite der Vorlage. Man muss
jedoch zugeben, dass vom abstimmungspolitischen
Standpunkt aus die Einführung des Obligatoriums
in Verbindung mit dem Ergänzungsgesetz für die
Tuberkulose geschickt gewählt worden ist. Die Ver-
sicherungsfrage hat auch in der Kommission am
meisten Anlass zu Debatten gegeben. Herr Kollege
Schneider hat dabei erklärt, dass die ideologischen
Differenzpunkte zwischen Ärzten und Kranken-
kassen, zwischen Föderalisten und Zentralisten nicht
jetzt schon, sondern erst bei der Revision des Kran-
ken- und Unfallversicherungsgesetzes ausgetragen
werden müssen. Ich glaube aber, dem ist nicht so.
Denn die Hauptfrage des Obligatoriums des Kran-
ken- und Unfallversicherungsgesetzes wird in diesem
Nebengesetz bereits vorentschieden, nicht nur
präjudiziert. Herr Kollege Schneider hat das auch
indirekt zugegeben, indem er die Meinung vertrat,
dass bei der seinerzeitigen Revision des KUVG die
Bestimmung des Art. 4 der jetzigen Vorlage in jenes
Gesetz übernommen werden könne, wobei in der
Schlussbestimmung Art. 4 des Tuberkulosegesetzes
ausser Kraft erklärt werden könne. Deshalb kann
die Lösung der Versicherungsfrage in einem Neben-
gesetz als legislatorisch nicht einwandfrei bezeichnet
werden. Ich frage, ob vielleicht bei dieser Vorlage
und mit der Einführung des Versicherungsobliga-
toriums gegen Krankheit der Weg des geringsten
Widerstandes gewählt werden sollte. Ich glaube,
die Absicht, die in -der Vorlage vertreten wird, ist
absolut ehrlich. Wenn das Sprichwort: Der Zweck
heiligt die Mittel, irgendwann seine Berechtigung
hat, so glaube ich hier, bei dieser Vorlage. Es gibt
meines Erachtens keinen ändern gangbaren Weg
als Dauerlösung für die Hilfe an die Tuberkulose-
kranken als jenen des Versicherungsobligatoriums
für die minderbemittelten Bevölkerungskreise. Zu
diesen Kreisen gehört ganz besonders die Berg-
bevölkerung. Der Auffassung von Herrn Kollege
Dr. Bucher, Sicherung müsse verlangt werden, ist



22. Juni 1048 — 197 — Tuberkulosebekämpfung

bereits widersprochen worden. Ich halte auch dafür,
als Sicherung kann nur die Versicherung gelten. Ich
bin nicht einer von jenen, die den Versicherungs-
obligatorien mit Freude zustimmen. Ich halte auch
dafür, dass das Wägelchen der obligatorischen Ver-
sicherungen bald einmal so reich beladen sein wird,
dass es die ganze Schweizer Jugend nicht mehr zu
ziehen vermag. Dieser Einsicht, dass das Versiche-
rungsobligatorium notwendig sei, hat sich auch
unsere Fraktion nicht verschlossen. Sie hat sich mit
grosser Mehrheit in ihrer Beratung für die Vorlage
ausgesprochen. Daher erscheint auch der Vorwurf
als nicht ganz fair, der in einem sozialdemokrati-
schen Parteiorgan am 18. Mai erhoben worden ist,
als seien die Konservativen mit der Senkung der
Subvention für die Tuberkulosebekämpfung, wie
sie durch den Bundesra-tsbeschluss vom 13. Februar
1948 angeordnet wurde, einverstanden, einverstan-
den deshalb, um die Ausgaben des Bundes so zu
reduzieren, dass die im Beschlussentwurf für die
Bundesfinanzreform vorgesehene Tilgungssteuer
nicht mehr notwendig sei. Ich glaube, eine solche
Unterschiebung ist nicht am Platz, besonders im
Hinblick auf die Ärmsten unter den Armen, auf die
Tuberkulosekranken.

Die Handhabung des Gesetzes wird an die Ärzte
grosse Anforderungen stellen. Ich frage mich, ob
genügend ärztliches Personal gefunden werden wird,
das die Auswertung der Schirmbildaufnahmen vor-
nehmen wird. Prof. Aider hat in der Kommission
erklärt, dass die Assistenzärzte gewöhnlich nicht
länger als für 2—3 Monate bereit seien, diese Auf-
gabe zu übernehmen; denn sie hat ja mit ihrem
eigentlichen ärztlichen Beruf nichts mehr zu tun.

O ••

Aber ich glaube, dass die Ärzte trotzdem dieses
Gebiet der Diagnostik für sich behalten werden —
sie sollen das auch — und es nicht irgendwie den
Technikern überlassen.

Dann wird es zur Durchführung des Gesetzes
auch noch notwendig sein, dass die Ärzte streng
darauf halten, die notwendigen Massnahmen zu er-
greifen, damit die Wirksamkeit dieses Gesetzes, die
Erfassung und Heilung der Kranken und der Schutz
der Gesunden, gewährleistet ist. Ich glaube, auch
die Humanmedizin wird trotzdem die Versuche mit
Impfstoffen fortsetzen, die bisher unternommen
worden sind. Ich habe erst heute in der „Neuen
Zürcher Zeitung" gelesen, dass an der Jahresver-
sammlung der schweizerischen Schulärzte verlangt
wurde, dass die BCG-Impfung in grösserem Umfang
durchgeführt werde. Offenbar vertritt man in Ärzte-
kreisen die Auffassung, dass in diesem Sektor der
Humanmedizin noch Erspriessliches gegen die
Tuberkulose getan werden kann.

Ich empfehle Ihnen Eintreten.

M. Jeanneret: Celui qui vous parle a le bonheur
— ou le malheur — de lutter depuis trente-huit ans
contre la tuberculose en qualité de médecin, d'abord
comme assistant dans un sanatorium, puis comme
médecin dans un dispensaire et enfin comme méde-
cin privé, médecin de famille. Cette longue carrière
m'a permis ae constater qu'il est impossible de
maîtriser la tuberculose par ce qu'on a appelé la
médecine libre. L'intervention des pouvoirs publics,
par le jeu des assurances, est absolument indispen-
sable pour arriver à chef. C'est peut-être là l'une
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des raisons pour lesquelles je me suis lancé-dans la
politique et ai l'honneur de siéger dans cette salle.

Ceux qui ont assisté l'autre jour à la projection
du film sur la lutte contre la tuberculose ont cons-
taté que cette dernière nécessitait une paperasserie
considérable. Nous avons entendu plusieurs collè-
gues rire en constatant que de nouveaux certificats
devaient être signés à chaque instant par un tel,
puis par tel autre. Il est certain que la lutte moderne
contre les maladies entraîne beaucoup de paperas-
serie. Mais il ne faut pas croire que cette dernière
est réservée aux assurances ou à la médecine d'Etat.
Dans la médecine privée, il faut également remplir
actuellement toutes sortes de formulaires, même
pour des cas qui n'ont absolument rien à voir avec
ceux qui sont prévus par la présente loi : lettres aux
radiologues, aux spécialistes, etc. Tous les médecins
ayant de la pratique se trouvent en face de monceaux
de papiers tels qu'ils rappellent quelque peu ceux de
la chancellerie fédérale. Par conséquent, il ne faut
pas avancer comme argument que l'adoption de ce
projet de loi provoquerait une nouvelle paperasserie,
car les médecins doivent actuellement déjà remplir
toutes sortes de feuilles, déclarations, etc.

En 1910, quelque vingt-cinq personnes sur
10 000 mouraient de tuberculose. Il y a une dizaine
d'années, il n'en mourait plus que huit. Le progrès
était remarquable et on pouvait espérer vaincre la
tuberculose comme maladie sociale. Mais, depuis,
on n'a pas progressé. Pourquoi ? Parce qu'on a
négligé d'accroître encore les efforts de dépistage.
Certes, on a amélioré les conditions d'hygiène
générale de la population, la médecine décèle des
tuberculeux qui sont un danger pour leur entou-
rage. Mais il y a un nombre assez considérable de
personnes malades qui croient n'être ni malades,
ni contagieuses et qui contaminent leurs proches.
Je rappelle, par exemple, le cas cité par le Dr Bir-
cher d'un sous-officier qui, durant la mobilisation,
infecta beaucoup d'hommes alors que lui-même ne
se sentait pas malade et fit tout son service. Ce sont
ces cas-là qu'il faut dépister. Lorsque nous avons
à faire à un tuberculeux, nous retrouvons très
souvent les sources de contagion. Mais, dans cer-
tains cas, on n'y parvient pas, notamment lorsqu'il
s'agit d'anciens porteurs de caverne qui se croient
de simples bronchiteux, qui n'ont pas de fièvre et
continuent à travailler normalement. Ces gens-là
sont un danger pour leur entourage et, pour les
dépister, il faut que l'examen radiologique soit
applicable à tous et non pas seulement à certaines
couches de la population.

Permettez-moi de vous citer un cas que je con-
nais personnellement: Une jeune bonne en place
dans une famille depuis six mois, est tombée subite-
ment malade de tuberculose. jOn a fait des recher-
ches dans son entourage, sans trouver aucun cas
de maladie. Sa- patronne, qui est une dame riche,
tousse, mais ne veut pas se faire examiner et on ne
peut pas l'y obliger. Or, c'est peut-être elle 'qui a
contaminé cette jeune fille et un examen aux rayons
X eût été nécessaire, car il est possible qu'une nou-
velle jeune Suissesse allemande de seize ans vienne
à nouveau chez elle en qualité de. bonne et soit
contaminée à son tour.

Il est évident que l'examen de tous doit égale-;
ment comporter une couverture financière. En effet,
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tous les' vieux médecins savent par expérience que
la tuberculose coûte beaucoup d'argent. Lorsqu'on
veut lutter contre elle, on se heurte toujours à une
question d'argent. Il faut de'l'argent pour soigner
ou hospitaliser quelqu'un reconnu tuberculeux.
Mais s'il s'agit d'un homme marié, l'entretien de
sa famille joue aussi un rôle considérable. Il arrive
qu'un tuberculeux puisse continuer à travailler
mais, la plupart du temps, ce n'est pas possible.
J'ai vu dernièrement un ouvrier gagnant ainsi
650 francs par mois qui croyait être atteint de bron-
chite et n'avait pas de fièvre. J'ai constaté qu'il
avait une petite caverne et ai dû l'informer qu'il
devrait être hospitalisé pendant un an au moins.
Sa réponse fut immédiate: «Et ma famille!» Il n'a
pas voulu être hospitalisé avant que j'aie trouvé
le moyen, grâce à l'assurance, de garantir l'entretien-
de sa famille.

C'est un drame épouvantable, pour ceux qui
ne se croient pas gravement malades, d'apprendre
qu'ils doivent renoncer à leur gagne-pain pendant
un an et souvent même davantage afin de se faire
soigner sans que l'existence de leur famille soit
assurée. C'est pourquoi j'ai demandé, par voie
d'amendement, que la loi précise mieux les secours
financiers qui pourraient être accordés à un homme
reconnu malade lors d'un examen radiophotogra-
phique. Il est 'certain que les deux lois citées à
l'article 4 et qui sont à la base de la loi actuelle ne
garantissent pas grand'chose. On .arrive, dans de
rares cas, à une indemnité maximum de 8 à 12 francs
par jour, alors que ce devrait être un minimum lors-
qu'un père de famille doit renoncer à son gagne-
pain pour entrer dans un sanatorium. Il n'y a pas
de raison qu'on ne donne pas, en cas de tuberculose,
au moins autant qu'en cas d'accident. Il faut que
la loi fixe une certaine somme. Je sais qu'il n'est
pas bon d'inscrire des chiffres dans une loi parce
que la valeur de l'argent est variable, mais je crois
néanmoins que c'est nécessaire. Lorsque la nouvelle
loi sur l'assurance obligatoire sera au point, il faudra
en tout cas modifier cet article 4. On pourrait sans
crainte aucune admettre les chiffres que j'ai propo-
sés pour les deux ou trois ans qui se passeront avant
l'adoption de la loi générale sur l'assurance.

Notre collègue, M. Bûcher, a avancé un argument
qu'on entend régulièrement de la part des adver-
saires des lois sociales, qui ne se prononcent jamais
ouvertement contre, mais avancent toutes sortes
d'arguments pour essayer de les faire échouer. Dans
le cas particulier, si l'assurance n'est pas déclarée
obligatoire, cela équivaudra à un sabotage, on
n'obtiendra aucun résultat. On dit que la strepto-
micine, la pénicilline et les conquêtes nouvelles de
la .science permettront peut-être d'arriver au but
dans un avenir prochain. C'est possible. A condition
pourtant de pouvoir étendre l'utilisation des nou-
velles méthodes : en s'appuyant sur l'assurance obli-
gatoire et l'examen universel. Cependant, la péni-
cilline n'a aucune action sur la tuberculose et la
streptomicine n'est efficace que dans certains cas
extrêmement aigus qui sont rares* Jusqu'à mainte-
nant, elle n'a pas permis d'abaisser le taux de
mortalité par tuberculose, dans notre pays, même
d'un quart pour dix mille. Nous espérons que la
découverte de nouveaux médicaments analogues à
la streptomicine se développera encore et qu'on

trouvera peut-être d'autres nouveaux moyens théra-
peutiques. Mais, en attendant il faut voter cette loi.
Ce n'est que lorsqu'elle, commencera à porter ses
fruits qu'on p'ourra entonner l'hymne à' la joie de
la IXe symphonie du grand Beethoven.

M. de Coulon: On pourrait facilement taxer
d'antisocial celui qui ne peut se déclarer que par-
tiellement d'accord avec le message du Conseil
fédéral et la loi qui nous est présentée pour intensi-
fier la lutte définitive contre la tuberculose.

Je me trouve dans cette catégorie et pourtant
j'ai participé à cette lutte, ou plus exactement les
fabriques où je collabore ont entrepris dès 1944/1945
l'organisation du dépistage en se procurant les
appareils pour la photocopie et la photographie, en
organisant également une équipe qui a circulé dans
les endroits où sont nos usines et où tous nos ouvriers
ont eu la possibilité de se faire examiner.

Nos assistantes sociales ont collaboré avec les
sœurs visitantes des ligues antituberculeuses et ont
contribué par la persuasion à ce que notre personnel
puisse bénéficier de cette occasion. Nous avons
même été plus loin encore. Nous avons, avec les
représentants de nos ouvriers, la F.O.M.H., créé
une assurance maladie contre tous les mauvais ris-
ques. Ainsi, au point de vue social, nous avons fait
un certain travail. Ce travail nous a mis en contact
avec les médecins qui avaient la responsabilité des
visites. Nous avons pu discuter avec eux. Ainsi nous
nous sommes fait une idée sur les possibilités de
réussite de la loi qui nous est maintenant proposée. (
Nous avons également discuté avec les représentants
du corps médical neuchâtelois et de ces discussions,
nous tenons à vous faire part de ce qui suit:

A. Qu'il faille intensifier la lutte contre la tuber-
culose, cela ne fait pas de doute. Les avis ne sont
pas unanimes pour affirmer que la tuberculose ait
marqué une recrudescence sensible; il semblerait
même que malgré tout ce qu'on fait, sa fréquence
continue à régresser sensiblement depuis le début
du siècle. De toute façon, même si en quelques en-
droits on a pu constater une recrudescence, elle n'est
que sporadique et régionale. Cela ne veut pas dire
qu'il ne faille rien faire, mais simplement qu'il n'y
a pas urgence; des chiffres incontestables et incon-
testés provenant de plusieurs régions de la Suisse
établissent cela en toute objectivité. Notre sana-
torium neuchâtelois est bien à même de juger de la
question, lui qui a réalisé ses engagements avec le
canton de Fribourg pour réserver ses lits aux «dépis-
tés» du canton'de Neuchâtel qui est un des premiers
cantons où la radiophotographie a été pratiquée
d'une façon systématique et étendue. A fin 1946,
après 40000 radiophotographies (sans les soldats),
notre sanatorium n'a reçu que ... onze cas!

Il n'en reste pas moins que tant ^qu'on n'aura
pas découvert un spécifique de cette maladie, ni
réussi à l'extirper en tant qu'endémie, il sera néces-
saire d'utiliser toutes les méthodes que la science,
en constant développement, met à la disposition
de l'art médical.

B. Il semble que le législateur, voulant certaine-
ment bien faire (et la commission du Conseil des
Etats après lui) ait dépassé le but dans son projet
— et dépasser le but ce n'est plus l'atteindre -— cela
par deux dispositions qui- nous paraissent ihcontes-
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tablement inopportunes et qui sont, l'une, les
mesures de dépistage obligatoire dans toute la
population suisse et l'autre, l'assurance obligatoire
d'une partie de la population contre la tuberculose.

L'examen obligatoire de toute la population
suisse satisfait l'esprit de celui qui, voulant extirper
le mal, veut le découvrir partout où il existe; c'est
incontestablement une mesure logique. Mais pour
qui veut bien réfléchir quelques instants à l'exécu-
tion de cette mesure et à ses conséquences — qui
doivent être logiques aussi — une certaine réserve
s'impose immédiatement. Obligation veut dire gen-
darme ; allons-nous donc envoyer le gendarme dans
tous nos villages, dans toutes nos fermes isolées
pour obliger grands-pères, grand'mères, aïeux à se
présenter devant l'appareil ? Evoquer cette image,
c'est en montrer l'absurdité: «l'Etat met déjà son
œil dans tous nos porte-monnaies et dans tous nos
bas de laine; qu'il nous laisse tranquilles dans notre
peau». v

Convaincre les collectivités par l'exemple des
examens faits sans contrainte les apprivoisera et
les amènera à se prêter à l'examen quand ils auront
appris que les conséquences de ces examens ne
seront pas si inquiétantes qu'il y paraît à première-
jugeote. En effet, que fera-t-on de tous ces dépis-
tés ? La réponse est assez simple lorsqu'il s'agit de
jeunes, tombés malade récemment, qui l'ignorent
et qui veulent guérir. Ils accepteront facilement
d'aller au sanatorium. Mais que faire des incurables,
des caverneux qui s'ignorent, hommes âgés et capa-
bles de travailler pour lesquels aucun traitement
quelconque ne peut plus rien ? Ils vivront encore
vingt ans sans souffrir de leur mal, mais pendant
ce temps, ils infecteront leur voisinage; poser la
question c'est évoquer la léproserie. Il ne faut pas
se leurrer: la lutte systématique et logique pour
extirper la tuberculose comporte le gendarme et la
léproserie. Pense-t-on vraiment pouvoir réaliser cela
en Suisse? Poser la question c'est y répondre, et
c'est pourquoi nous sommes contre -l'obligatioii
dans son ensemble, car no\is sommes persuadés
qu'une loi qui dira «on peut» plutôt que «on doit»
a plus de chance d'arriver au résultat recherché:
obtenir la collaboration de tout un chacun dans la
lutte contre ce fléau.

La deuxième mesure proposée qui nous paraît
arbitraire et contraire à la loi est d'inclure dans le
projet de loi actuel des dispositions qui créent ou
ne créent pas l'assurance obligatoire contre la tuber-
culose. La revision de la LAMA (assurance maladie
accident) est en cours, elle avance rapidement; elle
se poursuit dans un esprit de très bonne entente
entre les diverses instances qui s'en occupent et il
serait absurde de prendre, à l'occasion d'une loi
-secondaire, des dispositions préjugeant celles de la
loi principale. Pour l'assurance maternité on a
décidé sagement d'attendre; rien n'empêche qu'on
fasse de même dans cette loi-ci. Au moment où le
peuple suisse est en tram de reviser ses lois sociales
il doit le faire en toute sérénité et avec son bon sens
coutumier. Et, je le répète, il n'y a aucune urgence
en la matière; ce n'est pas une affaire de quelques
mois qui va aggraver la situation.

En faisant appel à la compréhension et à la
collaboration du peuple on arrivera certainement
à de meilleurs résultats que par l'obligation géné-

ralisée. Par contre, nous recommanderions l'examen
obligatoire et annuel pour tous les enfants en âge
de s'colarité. Cet examen est facile à faire. Un enfant
qui n'aura pas été visité une année le sera l'année
suivante. Par ce moyen on touche des milieux
étendus de la population, en tout cas la grande -
majorité des familles, c'est-à-dire les cercles où
la contagion est le plus à craindre. Dès qu'un enfant
est reconnu porteur de bacilles, le dépistage pourra
s'étendre à' toute sa famille, éventuellement aux
familles apparentées ou voisines, et de cette façon
on décèlera facilement les foyers d'infection.

Nous proposons de confier aux ligues cantonales
pour la lutte contre la tuberculose, partout où elles
existent déjà, les responsabilités nécessaires par
l'intermédiaire des cantons pour intensifier cette
lutte en donnant aux ligues les moyens techniques
modernes nécessaires. Là où des ligues n'existent
pas, "elles devraient être créées.

En conclusion, je proposerai des amendements
aux articles premier et 4 conformément à ce que
je viens de déclarer.

Schmid-Oberentfelden : Ich habe das Wort vor
allem verlangt, weil ich die Meinung habe, dass
wichtige Bestimmungen des Tuberkulosegesetzes
von 1928 nicht in Vergessenheit geraten sollen, weil
jetzt das Schirmbildverfahren und die Feststellung
der Tuberkulose auf diesem Wege wichtig geworden
ist. 1928 wurde im Bundesgesetz vom 13. Juni über
die Massnahmen gegen die Tuberkulose in Art. 11
festgestellt: „Die Kantone stellen zur Bekämpfung
der Tuberkulose .Vorschriften über die Wohnungs-
hygiene auf. Sie können namentlich das Wohnen
und Benützen von Räumen, die von der zuständigen
Behörde als tuberkulosefördernd erklärt worden
sind, verbieten."

• Es ist festzustellen, dass die letzten 20 Jahre
der Ausführung dieses Artikels nicht 'immer sehr
günstig waren, besonders die letzten 10 Jahre nicht.
Wir müssen konstatieren, dass der Wohnungsbau
zu einer gewissen Zeit stockte, dass man die Men-
schen, die trotzdem wohnen mussten, zum Teil sehr
eng ineinander pferchte, und dass auf diese Art und
Weise die Tuberkulose gefördert worden ist. Man
wagte es nicht einmal, bestimmte Räume, die als
menschliche Wohnungen nichts mehr wert waren,
als unbewohnbar zu erklären.

Man kann die ̂ Gefährlichkeit der Wohnungsver-
hältnisse bei der Tuberkuloseerkrankung nicht
leugnen. Man darf dieses . Moment nicht ausser
acht lassen.

In meinen Augen war es eine grosse Errungen-
schaft, dass wir wenigstens im Bundesgesetz von
1928 diese Pflicht der Wohnungskontrolle den
Kantonen überbunden haben. Ich glaube, man
sollte der Beobachtung dieser Vorschrift vermehrte
Aufmerksamkeit schenken. Mit Recht hat Herr
Schneider darauf hingewiesen, dass die Tuberkulose
eine Proletarierkrankheit war. Im Frühzeitalter der
Industrie, bei der ungeheuer langen Arbeitszeit,
bei den schlechten hygienischen Verhältnissen, bei
der mangelhaften Ernährung, bei der Kinder- und
Frauenarbeit, hat sich die Tuberkulose in einer Art
und Weise verbreitet, dass die Leute schon mit 30
und 40 Jahren an ihr dahinstarben, in noch viel
grösserer Zahl als heute. Aber wenn man auch die
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Tuberkulose in diesen 1% Jahrhunderten seit da-
mals mehr und mehr bekämpfen konnte, sind die
Voraussetzungen, die zu ihr geführt haben, riach
wie vor da. Wenn wir Zustände erleben, wie sie
im heutigen Europa bestehen, wo der Krieg die

„Menschen gesundheitlich geschwächt hat und die
ungeheure Zerstörung der Wohnungen die Wohn-
verhältnisse derart verschlimmerte, muss man sich
nicht verwundern, dass die Tuberkulose in Europa
so stark zunimmt.

Ich würde es als verhängnisvoll betrachten,
wenn man die vorbeugende Seite der Tuberkulose-
bekämpfung nicht stärker beachtete. Ich glaube,
man darf den sozialen Charakter dieser Krankheit
nicht übersehen. Man muss sich bewusst sein, dass
die Wurzeln der Tuberkulose sehr stark in den
sozialen Verhältnissen liegen. Ich gebe zu, dass
auch andere Ursachen mitspielen, in erster Linie
die Ansteckung, die einen Menschen trifft, der nicht
widerstandsfähig und daher leicht anfällig ist. Wenn
man die Menschen vor einem Mitmenschen behüten
kann, indem man bei diesem feststellt, dass er
tuberkulosekrank ist, so ist das ein grosser Vorteil.
Trotzdem teile ich die Auffassung von Herrn Häber-
lin, der darauf aufmerksam gemacht hat, wie sehr
es in der heutigen Zeit wichtig und notwendig ist,
dass man nicht zu einseitig nur von diesem Schirm-
bildverfahren spricht und eine förmliche Propaganda
dafür entfaltet. Die Propaganda war vielleicht in
einem bestimmten Moment notwendig; aber sie
kann allein nie die Grundlage für die Revision
bilden.

Ich teile die Auffassung von Herrn Dr. Häberlin
auch in einer ändern Hinsicht, nämlich in 'jenem
Punkte, wo er sagte, dass unter Umständen jemand
von Angst und Furcht befallen wird, der vielleicht
gesundheitlich nicht sehr stark ist, wenn man ihn
psychologisch nicht ganz geschickt behandelt; in-
dem man ihm, statt ihn sorgfältig nach der alten
Methode zu behandeln, unvermittelt das Schirm-
bild zeigt, das wie ein Schock wirken kann.

Sicher ist dabei auch nie zu vergessen, dass man
die Mitmenschen vor ihm schützen muss. In dieser
Beziehung hat der Referent alles gesagt, was not-
wendig ist. Ich will darüber kein weiteres Wort
verlieren. Im Art. 12 des Tuberkulosegesetzes vom
Jahre 1928 heisst es (es ist darin wiederum eine
Pflicht der Kantone statuiert) : „Die Kantone sorgen
für angemessene Belehrung über Wesen, Gefahren
und Verhütung der Tuberkulose". Sie zu erfüllen,
ist sehr wohl möglich, wenn Leute da sind, die auf-
klärend wirken, z. B. Schulbehörden, die dieser
Frage die nötige Aufmerksamkeit widmen; wenn
auch die Ärzte dazu Zeit haben, dann sollten sie an
der Aufklärung mitwirken.

Man muss aber nicht nur über die Krankheit,
die Ansteckung und die Heilung, sondern auch über
andere Dinge, wie Nahrung, Wohnung, Überan-
strengung, sprechen. Es wurde von Kollege Schnei-
der mit Recht betont, dass man infolge der Arbeits-
zeitverkürzung weitgehende Möglichkeit geschaffen
habe, damit die Leute mehr Luft und Licht genies-
sen und sich mehr im Freien ergehen können. Ich
zweifle daran, dass, wenn diese freie Zeit restlos
dazu benützt wird, um die letzten Kräfte beim
Sport und Spiel • auszugeben, vom Samstagmittag
bis Sonntagabend, dann eine richtige Widerstands-

fähigkeit erreicht wird. Auf diesem Gebiete sollte
man ebenfalls aufklärend wirken.

Sie haben es vielleicht als unbescheiden erachtet,
dass ich in diesem Stadium noch das Wort ergriffen
habe. Aber ich glaube, es sei nötig, dass wir die neue
Vorlage in alle Massnahmen hineinstellen, die bis-
her schon getroffen wurden. Ich möchte nochmals
an die ungeheure Rolle der Wohnung erinnern.
Beim grossen Zwiespalt über die Förderung des

, Wohnungsbaues ist es doppelt nötig, dass wir den
Art. 11 des Gesetzes vom Jahre 1928 strenger hand-
haben. Er überbindet den Kantonen die Pflicht,
die Benützung, von Wohnungen, durch welche die
Tuberkulose gefördert werden könnte, einfach zu
verbieten. Die Kantone wären anzuweisen, sich der
heute schon gegebenen Mittel der Tuberkulosever-
hütung und bekämpfung stärker zu bedienen als
das in den letzten Jahren der Fall war.

Bucher-Zürich: Ich fühle mich verpflichtet, auf
die Anhiebe der Herren Spühler und Schneider
einige kleine Bemerkungen anzuführen. Wenn ein
Chirurg in der Auswahl seiner Instrumente vor der
Operation so gründlich daneben greifen würde, wie
die Herren Spühler und Schneider in der Auswahl
der Waffen, mit denen sie mich skalpiert haben,
sich vergriffen haben, müssten wir allerdings ein
allgemeines Versicherungsobligatorium der Bevölke-
rung gegen chirurgische Missgriffe einführen.

Ich betone ausdrücklich, man sollte, wenn man
in dieses Thema einsteigt, genau aufpassen und auf-
merksamer zuhören, was der Votant gesagt hat und
dann auch genau bei der Richtigkeit, um nicht zu
sagen Wahrheit bleiben. Die Herren Spühler und
Schneider sagten, ich hätte mich gegen die obliga-
torische Versicherung ausgesprochen, und Herr
Spühler sagte insbesondere, die Ärzteschaft hätte
offenbar die gleiche oder eine ähnliche Ansicht.
Ich habe das stenographische Protokoll meiner Aus-
führungen vom Samstag vor mir. (Zwischenbemer-
kung Spühler: Aber alles vorlesen.) Ich werde alles
lesen, Herr Spühler! ',Um jedem Missverständnis
vorzubeugen, möchte ich betonen, dass es nötig
ist — ich weiss mich hier einig mit der Auffassung
der Ärzteschaft — eine allgemeine obligatorische
Krankenversicherung für Unbemittelte und Minder-
bemittelte einzuführen, und zwar auf dem ganzen
Boden der Eidgenossenschaft. Das ist ein ethisches
Gebot. Dieses Ziel darf nicht angefochten werden.
Damit fühlt sich die Ärzteschaft einig mit dem,
was in dieser Vorlage gefordert wird."

Das ist doch offenbar deutlich und klar. Ich habe
ausdrücklich betont, dass die Auffassung der Ärzte-
schaft dahin geht, dass dieses Teilobligatorium nicht
in diesem Ergänzungsgesetz niedergelegt werden
soll, jedenfalls nicht in der Form, wie es hier vor- •
geschlagen wird. Im übrigen, wenn Sie, Herr Spüh-
ler, Art. 4, AI. 2a und b meines Ergänzungsantrages
lesen, sehen Sie, dass deutlich gesagt wird: „Wo
zu diesem Zwecke eine obligatorische Kranken- und
Tuberkuloseversicherung eingeführt wird, hat sie
. . .". Damit ist doch klipp und klar vom Obliga-
torium die Rede.

Dann hat Herr Spühler gesagt, ich hätte er-
wähnt, dass die Vorlage verfassungswidrig ,sei. Das
ist gar nicht der Fall. Ich habe ausdrücklich erklärt:
„Heute macht der Bund zum erstenmal von seinem
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verfassungsmässig niedergelegten Recht Gebrauch.
Das ist in Ordnung. Zum erstenmal verpflichtet er
den wenigbemittelten »Bürger, der untersucht wor-
den ist, in die Versicherung einzutreten. Das wäre
absolut in Ordnung. Aber man muss sich fragen,
ob hier das Richtige getroffen sei".

Als Drittes haben die Herren Schneider und
Spühler erzählt, ich hätte von Sicherung gesprochen,
aber in keiner Weise gesagt, worin diese Sicherung
bestünde. Sie wissen ganz genau, dass schon heute
nicht die Krankenversicherung an sich allein das
Mittel der Wahl war, um die Unkosten für die
Heilung und Behandlung eines Patienten zu decken.
Die soziale Versicherung reicht mit ihren notwen-
digerweise kleinen Prämien in einem Minimum dazu
aus. Es- ist nötig, den Rest durch die öffentliche
Hand im Sinne der staatlichen Subventionen auf-
zubringen. Sie wissen, was auf der ändern Seite als
tertium comparationis die private Fürsorge der
Ligen leistet. Das ist immer so. Ich'habe Ihnen aus-
drücklich einen Weg gezeigt und gesagt: „Es ist
möglich, auf de,m Wege der Krankensteuer vor allem
auch das Prinzip der Selbsthilfe zur. Geltung zu
bringen und dadurch in dieser Hinsicht ungemein
solidarischer vorzugehen als zum Beispiel bei einer
allgemeinen obligatorischen Versicherung, an deren
Leistungen dann alle partizipieren.

Es tut mir leid, ich habe den Eindruck gewon-
nen, dass zwischen den Voten der Herren Spühler
und Schneider eine gewisse Koordination bestehe.
Ich will die weiteren Hintergründe hier nicht ana-
lysieren, vielleicht bietet sich hiefür noch Gelegen-
heit.

Zum Antrag der Herren Kollegen Schneider und
Spühler : Es hat den Eindruck erweckt, als ob gerade
Herr Spühler daran wäre, einen Graben zwischen
Ärzteschaft, und Krankenkassen aufzureissen. Es
ist absolut nicht so, dass die Ärzteschaft Gegner der
obligatorischen Versicherung der Kranken wäre.
Wenn wir nun endlich eine Lösung dieses Problems
anstreben und die Ärzteschaft mit mir hier für die
Sicherung eintritt, dann aus dem ganz einfachen
Grunde, weil wir selbst zu gut wissen, dass, wenn
Sie die Versicherung hier in diesem Gesetz vorweg
obligatorisch erklären, also vor Inkrafttreten des
neuen Kranken- und Unfallversicherungsgesetzes,
Sie dann etwas beschliessen, das Sie im Augenblick
gar nicht durchführen können. Wenn Sie ein"Ver-
sicherungsgesetz beschliessen, den Versicherungs-
nehmer zwar genau bezeichnen, diese differenzierten
Leistungen angeben, auch die Versicherungsleistun-
gen, zu denen die Ärzteschaft verpflichtet wird, da-
gegen den Versicherungsgeber nicht genau nennen,
werden sie ein entsetzliches Chaos bekommen, denn
kein Mensch weiss dann, wer und unter welchen
Bedingungen dem Versicherten die geforderten
Leistungen zu geben verpflichtet ist. Sie schreiten
hier zu einer Verpflichtung des anonymen Versiche-
rungsgebers, z. B. zwischen Kasse und Arzt, trotz-
dem auf weiten Gebieten des Landes im Sinne der
obligatorischen Versicherung noch keine Verträge
bestehen. Die obligatorische Krankenversicherung
ist in zwei Dritteln des Gebietes noch nicht einge-
richtet. Es ist klar, dass es eine lange Zeit braucht,'
mindestens ein Jahr, die Versicherung auszubauen,
z. B. Anwerbung des geeigneten Personals, Miete
und Einrichtung der Lokalitäten usw. Sie kennen

die Organisation einer Krankenversicherung, Herr
Schneider, wo nebenberuflich irgendein Beamter
auf den Landgemeinden die Versicherung irgendwie
schaukelt. Wenn dieses Gesetz morgen in Kraft
tritt, und die Sicherstellung der Mittel sollte doch
schon heute erfolgen, hat wohl der Durchleuchtete
Versicherungsanspruch, aber er kann diesen An-
spruch nicht geltend machen, weil das Instrument
für seine Versicherung noch gar nicht geschaffen
ist\ Mit meinem Vorschlag hat er ab morgen Rechts-
anspruch auf alle vorhandenen Mittel. Das ist der
ganze Grund, warum wir sagen: Nehmt doch die
Sicherung, sie ist viel weiter gefasst, sie wird ge'nerell
gesehen viel wirkungsvoller sein und sofort mit
allen Teilfaktoren spielen. Unterdessen sind die
Gemeinden gezwungen, endlich die Versicherung
rasch auszubauen, und dann ist auch das KUVG
da. Die heutige Fassung überbindet Ihnen eine Ver-
antwortung für eine Sache, die Sie in dieser Form
gegenüber den Kranken im jetzigen Augenblick
nicht übernehmen dürfen und können. Und ich sehe
für unsere Kranken bittere Konflikte und Ent-
täuschungen voraus.

Siegrist: Wer den Werdegang der vorliegenden
Gesetzesrevision kennt, wird etwas vorsichtig sein
mit Anträgen, die er stellen will. Zwar anerkenne
ich, dass wohl die meisten Anträge gut gemeint
sind, es namentlich gut meinen mit den Kranken,
die dieses Gesetz erfasst ; aber wer ein neues Gesetz
aufstellt, oder revidiert, kann nicht einfach mit
Wünschen und Träumen aufrücken, sondern er hat
die Pflicht, sorgfältig die Grenzen des Möglichen
und Tragbaren zu erwägen. Aus dem Werdegang
der gegenwärtigen Vorlage möchte ich nur er-
wähnen, dass der* Weg mühsam und dornenvoll
gewesen ist und darum auch so lange gedauert hat.
Die ursprüngliche Absicht, mit einer Bundesrats-
verordnung auskommen zu können, musste aufge-
geben werden, weil die gesetzlichen Grundlagen zu
wenig breit dafür waren.

Der vorliegende Gesetzesentwurf ist entstanden
aus der Zusammenarbeit zwischen dem Departe-
ment des Innern und den Kantonen — ich komme
darauf noch zu sprechen gegenüber Herrn Bücher
—, und zwar in besonders aktiver Zusammenarbeit
mit der Sanitätsdirektorenkonferenz. Dabei sind wir
uns bewusst, dass einige Neuerungen im vorliegen-
den Entwurf einen grossen Fortschritt bedeuten.
Ich nenne dabei die periodische gesundheitliche
Untersuchung grosser Bevölkerungskreise, die Mög-
lichkeit der obligatorischen Krankenversicherung
für Minderbemittelte, die Möglichkeit eines Teil-
oder Vollobligatoriums für die Tuberkulosever-
sicherung und schliesslich, da man sich bewusst war,
dass die Versicherungsleistungen allein nicht in
allen Fällen vor Not zu schützen vermögen, die zu-
sätzlichen Fürsorgeleistungen. Ich stelle mit Genug-
tuung fest, dass die Kantone zugestimmt haben.
Ich freue mich mit dem Herrn Kollegen Schneider
ebenfalls über die Zustimmung im Ständerat. Das
war ein.Markstein im Dasein des Ständerates, so
dass man fast Lust haben könnte, ihm anzugehören,
nachdem hier so merkwürdige Anträge aufgestellt •
worden sind! Auf Grund dieser Situation und der
eingehenden Beratung in der nationalrätlichen Kom-
mission trete ich für, die Vorlage ein, wie sie aus
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der Beratung im Ständerat und in unserer Kom-
mission hervorgegangen ist.

Wenn ich jetzt schon in aller Kürze auf einige
Anträge aus dem Rate Bezug nehme, so tue ich das
nur darum, um mir und Ihnen das Sprechen bzw.
das Zuhören bei den einzelnen Artikeln zu ersparen.

Während fast von allen Seiten Anträge postu-
liert werden, die weitergehende Einzelvorschriften
für die Versicherung enthalten und ins KUVG hin-
eingehören, verlangt Herr Kollege Bucher die Eli-
minierung einer jeden Versicherungsbestimmung
aus dem Tuberkulosegesetz. Das ändert auch seine
neue Einstellung zum Obligatorium nicht, selbst
wenn er es zum dritten Male sagen sollte.

Warum sind die Anträge unannehmbar, bei-
spielsweise der Antrag des Herrn Kollegen de Cou-
lon ? Er geht zu wenig weit, denn das, was er ver-
langt in bezug auf die Untersuchung der Schüler,
ist bereits im bestehenden Tuberkulosegesetz ent-
halten. Die kleine Verbesserung, die beantragt wird,
liegt darin, dass eine Ausdehnung bis zum 19. Alters-
jahr stattfindet. Das ist eine vollständige Verken-
nung der heutigen Verbreitung der Tuberkulose-
seuche im Volke, eine Verkennung der Notwendig-
keiten im Kampfe gegen die Tuberkulose. Ebenso
ungenügend ist sein Antrag zu Art. 4 und sein An-
trag zu Art. 6. Da'können auch die föderalistischen
Kantone ruhig zustimmen und haben zugestimmt.
Wenn für kantonale Massnahmen Bundesbeiträge
erhältlich werden, ist es gegeben, dass die zugehöri-
gen Vorschriften der Kantone vorher vom Bundes-
rat genehmigt worden sind. Das wollen wir ruhig
in Zusammenarbeit mit dem Bund zubilligen. Das
haben die Kantone, auch die westschweizerischen,
in den Vorbehandlungen nicht bestritten.

Der Antrag des Herrn Kollegen Moulin ist mir
der sympathischste. Ich habe eine besondere Vor-
liebe für stärkere Hilfen dort, wo das notwendig
ist. Das billige ich ohne weiteres für die Gebirgs-
bevölkerung zu. Aber wir können diesem Antrag
doch nicht entsprechen, weil das eine ausgesprochene
Angelegenheit der Krankenkassen ist. Derartige An-
träge müssen bei der Inangriffnahme der KUVG-
Revision unterbreitet und eingehend studiert wer-
den.

Dem Antrag des Herrn Kollegen Jeanneret würde
ich mit grosser Freude zustimmen, wenn nicht
die finanzielle Belastung, die mit diesem Antrag
dem einzelnen Versicherten aufgebürdet wird, ein-
fach unerträglich wäre. Ich habe untersucht, ob es
beim .kantonalen Obligatorium möglich wäre, 2 Fr.
Taggeld einzusetzen. Hier stehen 8 und 12 Fr. für
Familienväter. Es wäre schön und recht.und sogar
notwendig, l Fr. Taggeld bedingt aber eine Prämien-
leistung von l Fr, im Monat, also 12 Fr. im Jahr.
Bei 12 Fr. Elternleistung macht es 144 Fr. Beitrag
aus nur für die Taggeldversicherung. Man kann
sagen, man.solle das verbessern. „Herrgott, schmeiss
Geld herunter", damit man diese Prämien nicht
leisten muss. Es wäre ja schön und recht, gehört
aber auch in die KUVG-Revision hinein, ist zur
Zeit für den einzelnen Versicherten, aber auch für die
Leistungen der öffentlichen Hand nicht realisierbar.

Herr Kollega Meier-Netstal, mein lieber Freund,
ich hätte gern hier geschwiegen. Aber ich muss
sagen: „Es tut mir in der Seele weh, dass ich dich
in der Gesellschaft seh". Der0 Antrag Meier-Netstal

bedeutet einen grossen Rückschritt. Ich muss das
hier offen sagen; sonst müsste ich beim Art. 4 dar-
über sprechen. Mit diesem - Antrag fällt, Arm in
Arm mit Herrn Dr. Bucher, die Möglichkeit der
Einführung des Krankenversicherungsobligatoriums
auch in bescheidenstem Rahmen dahin. Das lesen
wir auch in stockbürgerlichen Zeitungen als Anre-
gung und Bestrebung derjenigen, die nicht mit dem
Referenten einiggehen, sondern vielleicht auf dem
Boden von Herrn Dr. Bucher stehen oder die noch
viel rückständiger sind in der Anerkennung der
Notwendigkeit eines Obligatoriums. Also, man
sollte diesen Antrag ruhig zurückziehen.

Die Anträge Allemann und Zeller würdige ich
als Gegengewicht gegen den Antrag Bucher. Der
erste Absatz von Art. 4 bildet ja eigentlich nichts
Neues und Originelles. Es ist ein bisschen umredi-
giert; das ist alles. Im Ernst wird man nicht sagen
können, dass in einem Bundesgesetz der Rahmen
der Verpflichtungen gestützt auf Einkommens-
grenzen geschaffen werden kann, dass man etwa
von 10 000 oder 7000 Franken im Ernste sprechen
könnte. Wir müssen die Verhältnisse von Kanton
zu Kanton, sogar von Stadt zu Land berücksich-
tigen; das kann zweckmässig nur durch die Aus-
führungsbestimmungen in den Kantonen geordnet
werden. Wir können das nicht zentralisieren. Es
könnten die Kantone auch gar. nicht zugestehen,
dass wir ihnen in diese Sache hineinregieren. Das
sind aber ausgesprochene Anträge zur internen
Krankenkassenrevision.

Zu den Anträgen von Herrn Dr. Bucher: Ich
möchte ganz allgemein den Ausführungen und An-
trägen vorausschicken : Nicht das Wort im Gesetz
macht es aus, auch wenn es noch so gut gemeint
und noch so „gesichert" wäre; sondern es kommt
darauf an, was bei der Gesetzesauslegung der Prak-
tiker aus dem Worte macht. Das bezieht sich auf
dieses Wort, auf diesen „Sicherheits"-, auf diesen
Sicherungskomplex. Wenn einer im Rat ist, der
verstanden hat, was mit dieser Sicherung eigentlich
praktisch im Vollzug des Gesetzes gemeint sein
kann, so bitte ich ihn, zu meiner Belehrung und
vieler anderer, ans Mikrophon zu kommen und uns
das zu erklären. Ich komme nicht nach. Was, Herr
Dr. Bucher, bedeutet beispielsweise der Ausdruck
„Sicherung" für einen Gemeindefunktionär, der das
Gesetz anzuwenden hat und vor der Notlage eines
an Tuberkulose erkrankten Familienvaters steht ?
Was glauben Sie, wird man in kleineren und mitt-
leren Ortschaften, die heute noch keine Institution
der Sozialfürsorge kennen, sondern nur die Armen-
pflege und die Armenfürsorge, unter Ihrer wohl-
und richtiggemeinten Sicherheit der Familie ver-
stehen ? Sie wissen das selber. Ich brauche Ihnen
nicht zu antworten. Bei allen modernen Armen-
gesetzgebungen ging unser Kampf gegen die be-
stehenden alten Begriffe von sogenannter Sicher-
heit, weil diese Begriffe unzulänglich sind und Sie
mit diesem Ausdruck lediglich Verwirrung anstiften.
Für mich ist eines gewiss : Durch Annahme des
Antrages Bucher würde lediglich eine allgemeine
grosse Unsicherheit in bezug auf die sozialen Pflich-
ten den Erkrankten und ihren Familien gegenüber
geschaffen. So sieht das in der Praxis aus.

Warum, frage ich sodann, bekämpft Herr
Dr. Bucher die bescheidene obligatorische Kranken-
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Versicherung für Minderbemittelte, nachdem, wie er
soeben selber betont hat, auch die Ärzte offiziell
bei der Beratung der Revision des Kranken- und
Unfallversicherungsgesetzes bereits zugestimmt
haben ? Und wer stand an der Spitze dieser Ärzte-
delegation ? Ihr hochverdienter Präsident, Herr
Dr. Garraux in Langenthal, ausgerechnet der Mann,
der dort zugestimmt hat, und den Sie jetzt als
Kronzeugen für die Richtigkeit Ihrer Auffassung
betreffend die Nichtaufnahme des Versicherungs-
obligatoriums zitiert haben! Wenn Sie in gleicher
Art und Weise antworten, wie Sie Herrn Kollega
Spühler geantwortet haben, werden Sie mir natür-
lich auch erklären, Sie seien für das Obligatorium
und wollen es nur jetzt nicht. Warum denn jetzt
nicht, wo sich die ausgezeichnete Gelegenheit bietet,
jetzt schon, dieses Jahr schon, die Möglichkeit des
unbestrittenen Versicherungsobligatoriums einzu-
führen ? Warum wollen Sie denn die Gelegenheit
nicht beim Schöpfe packen, nachdem Sie sich doch
für die Sicherung Ihrer armen Patienten einsetzen ?
Das kommt mir etwas verdächtig vor, so wie das
Verhalten jener Waadtländer Ärzte, die etwas allzu
rasch unterschrieben haben, und in ihren Zeitungen
ganz generell gegen das Obligatorium der Kranken-
versicherung aufgetreten sind. Ich habe ein bisschen
den Verdacht, dass man in gewissen Kreisen Zeit
gewinnen will, um jetzt nicht das Obligatorium ge-
setzlich zu verankern. „dZyt muess' schaffe", da-
mit eine gewisse reaktionäre Einstellung gegenüber
dem Obligatorium Oberwasser gewinnen kann. Dar-
auf sind wir gefasst. Die Zeiten sind darnach!

So leid es mir tut, ich verstehe das : Verhalten
von Herrn Kollega Bucher einfach nicht, beim
besten Willen nicht. Angesichts dieses Gesetzes
kommt er mir vor wie jemand, der auf einer Blumen-
wiese herumtrampelt : entweder zerstört er böswillig
Gras und Blumen und begeht damit etwas Übles;
oder aber er zertritt sie unabsichtlich; dann aber
— und einzig darin stimme ich ihm bei — ist eine
psychoanalytische Behandlung durchaus am Platze.

Ich komme zum Schlüsse. Eines möchte ich
nachdrücklich betonen: Voraussetzung für eine
wirksame Tuberkulosebekämpfung sind ansehn-
liche Bundesbeiträge. Ich erinnere in diesem Zu-
sammenhang dringend an mein Postulat. Sonst
wird in breitesten Kreisen die Bekämpfung der
Tuberkulose illusorisch.

Es ist erstaunlich und war niemals denkbar, was
man in der Rindertuberkulosebekämpfung im Kan-
ton Graubünden erreicht hat, wo die Bestände frei
von Tuberkulose geworden sind. Selbstverständlich
ist der Vergleich mit Vorsicht aufzunehmen. Was
beim Ochsen gelang, geziemt sich nicht für Jupiter!
Aber dennoch wird auch bei der Bekämpfung der
menschlichen Tuberkulose der Erfolg gesichert sein,
einmal auf Grund der Struktur unserer schweize-
rischen menschlichen Gesellschaft, dann mit Hilfe
einer rechtzeitigen Erkennung der Tuberkulose und
in der Anwendung der Fortschritte der medizini-
schen Behandlung. Das vorliegende Gesetz schafft
in Verbindung mit dem bestehenden Tuberkulose-
gesetz vorzügliche gesundheitliche und soziale Mög-
lichkeiten und Fortschritte. Darum wollen wir ihm
unsere Zustimmung geben.

Schneider: Ich möchte Herrn Dr. Bucher er-
klären, dass er sich beruhigen darf. So diabolisch

bin ich nicht, dass ich beabsichtigte, eine Kluft
zwischen Krankenkasse und Ärzteschaft aufzureis-
sen, nachdem in der Subkommission der Experten-
kommission für die Revision des Kranken- und
Unfallversicherungsgesetzes, nicht ohne mein Zu-
tun, die Anfänge einer Verständigung gemacht
worden sind. Ich darf wohl unseren Kommissions-
präsidenten dafür als Zeugen anrufen.

Weiter betone ich, dass es ein Irrtum von Herrn
Bucher ist, wenn er sagt, dass die Organisation zur
Durchführung der obligatorischen Versicherung
heute noch nicht vorhanden sei. Ihre Durchführung
gemäss Art. 4 des Entwurfs kann von den Kranken-
kassen ohne weiteres übernommen werden. Das wird
nicht die geringsten Schwierigkeiten bieten. Ich
wollte das feststellen, damit hierüber keine Legende
entsteht.

Dass ich Herrn Bucher richtig verstanden habe,
als er seine Rede hielt, geht aus folgendem hervor:
Ich habe in unserer Zeitung über die Revision dieses
Gesetzes geschrieben und mich ebenfalls mit dem
Antrag Bucher befasst und folgendes ausgeführt:
„Wo im Gesetz von der Versicherung die Rede ist,
will er sie durch Sicherung ersetzen. Damit möchte
er die Kantone und Gemeinden zwingen, alles zu
tun, was zur Bekämpfung der Tuberkulose nötig
ist, bis zur Streptomycin-Behandlung. Wir hören
alle wohl die Botschaft, doch fehlt uns der Glaube.
Wie käme es praktisch heraus, wenn ein Tuberku-
losekranker zum Gemeinderat von Hinterfultigen
käme, um das Geld für die Behandlung zu verlan-
gen und gleichzeitig wirtschaftliche Sicherung seiner
Familie zu fordern ? Das kann man an den Fingern
einer Hand abzählen: Der grossartige Gedanke
Buchers würde praktisch in einem Feilschen mit
der Armenpflege untergehen."

•

Spühler: Ich werde ganz kurz sein, aber nachdem
Kollege Bucher erklärte, Herr Schneider und ich
hätten ihn skalpiert und hier gewissermassen
Indianersitten eingeführt, möchte ich kurz ent-
gegnen. Als Indianer hätten wir wahrscheinlich zu-
letzt den Kopf des Herrn Bucher auserkoren.

Kollege Bucher war offenkundig erbost. Er hat
seine eigene Rede zitiert, aus der hervorging, dass
er sich in der Tat für die Versicherung ausgesprochen
hat, wenigstens in dem, was er zitierte. Aber es
kommt nicht nur darauf an, dass man theoretisch
für etwas ist, sondern dass man für etwas prak-
tisch ist, wenn man vor die Möglichkeit gestellt
wird, wie es bei diesem Gesetz der Fall ist, den Ge-
danken zu verwirklichen. Sie können nicht einfach
erklären, Sie seien für die Versicherung, sogar für
ein gewisses Obligatorium, um bei der ersten Gele-
genheit, wo eine Möglichkeit konkret geboten wird,
sich ganz kategorisch gegen deren Verwirklichung
auszusprechen und als Hausaufgabe überall beim
Wort „Versicherung" die Vorsilbe „Ver" herauszu-
streichen. Darum habe ich die Auffassung, die-
jenigen, die sich zur Rede von Kollege Bucher
geäussert haben, hätten richtig gehört.

Herr Bucher hat aber, wenn man schon vom
Richtighören spricht, mich nicht richtig gehört.
Ich habe ihm nicht vorgeworfen, er habe erklärt,
dieses Gesetz sei verfassungswidrig. Diesen Aus-
druck habe ich nirgends verwendet, sondern ich
sagte, es sei unrichtig, zu behaupten, durch diesen
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Entwurf werde, die Souveränität der Kantone tan-
giert. Ich habe darauf hingewiesen, dass die Bundes-
verfassung ganz klar dem Bund die Möglichkeit
bietet, das Obligatorium selbst einzuführen.

Die Koordination zwischen Herrn Schneider und
mir ist nicht durch eine Besprechung, sondern auto-
matisch durch das zustande gekommen, was Herr
Bucher sägte. Es ist kein Zufall, dass alle Herren,
die sich mit dem Votum des Herrn Bucher befassten,
sich übereinstimmend geäussert haben. Hingegen
muss ich mich dagegen verwahren, ich sei offen-
sichtlich dabei, einen Graben zu schaffen zwischen
den Krankenkassen und der Ärzteschaft, wie Herr
Bucher behauptete. Das ist eine leere Verdächtigung,
die ich zurückweise und die Herr Bucher durch
nichts beweisen könnte. Er gehe nach Zürich und
versuche einen Beleg dafür zu finden; bei den
Krankenkassen und der Ärzteschaft wird er das
Gegenteil .feststellen.

Bircher, Berichterstatter: Wenn einer Grund
hätte, böse zu sein, wäre ich es, und zwar wegen
der langen Zeit, die verstrich, bis dieses Gesetz
vor den Rat gebracht werden konnte. Ich stellte
1943 meine Motion, habe dann immer gewartet und
bin entgegen meinem Temperament eigentlich nie
grob geworden. Das hat weitherum Aufsehen er-
regt. Aber ich bin etwas geduldig geworden und
habe mir meine Überlegungen gemacht, die ich
Ihnen nicht vorenthalten möchte, denn, wenn man
eine Motion stellt und sie angenommen wird, hat
man eine gewisse Verantwortung für die Durch-
führung; Ich habe mir zunächst eine andere Vor-
stellung gemacht. Ich dachte an eine sogenannte
Tuberkulosesteuer. Der Ausdruck Steuer klingt an
sich unangenehm. Aber aus ihr sollte das ganze
Tuberkuloseproblem gelöst werden. Dazu wären
noch die freiwilligen Beiträge der Tuberkulose-
bekämpfungsligen gekommen, aber auch die Bei-
träge der Militärversicherung, der Suval usw. Das
hätte eine grosse Summe gegeben, denn ich muss
immer betonen, es ist heute leider nicht gesagt
worden, wir können das Tuberkuloseproblem nur
lösen, wenn wir nicht allein die menschliche Tuber-
kulose, sondern auch gründlich, wie das in den
Kantonen Graubünden, St. Gallen und ändern Kan-
tonen schon geschehen ist, die Tiertuberkulose be-
kämpfen. Ich war eben der Auffassung, dass der
Mensch auch seine Pflicht hat, an die Bekämpfung
der Tiertuberkulose sein Scherflein beizutragen.
Nun bin ich nicht unglücklich darüber, dass nicht
beides sofort miteinander gelöst werden kann. Ich
bin froh, dass wir heute endlich so weit sind, dem
Rat ein Tuberkulosegesetz vorlegen zu können.

Es sind die beiden Extreme in den Auffassungen
von Herrn Dr. Bucher und der Herren Zeller und
Allemann hervorgehoben worden. Ich habe mich
überzeugt, dass es mit meiner Idee einer Gesetz-
gebung allein nur für die Tuberkulose nicht gehen
würde; die Sache wäre nicht durchführbar. Wir
müssen die Sicherung, der Tuberkulosekranken
auf anderem Wege, durch die Versicherung, her-
beiführen. Ich bin sicherlich in meiner ganzen
Tätigkeit als Arzt nicht bekannt, dass ich für die
Versicherung mit Fanatismus eingetreten wäre,
aber es kommen Zeiten, wo man nicht einfach sagen
kann: Wir können uns mit der Situation nicht

abfinden, wir versichern einfach nicht, wir schwim-
men gegen den Strom. Der Versicherungsgedanke
ist in unserem Volke und auch in anderen Völkern
derart verankert, dass man sich eigentlich mehr oder
weniger lächerlich machen würde, wenn man ihn
heute restlos bekämpfen wollte.

Ich stimme der Vorlage gerne zu, weil sie eine
weise Lösung des Problems bringt mit einem Ver-
sicherungsobhgatorium für die minderbemittelten
Kreise. Ohne einen solchen Pfeiler in diesem Gesetz
hat das ganze Gesetz keinen Sinn, und ich würde
zuletzt, wenn das fallen sollte, bei der Schlussab-
stimmung den Antrag stellen," das Gesetz ,zu ver-
werfen. Ich bedaure, dass es Ärztekreise gegeben
hat, die vor der Beratung im Ständerat aus diesen
Momenten heraus gegen das Versicherungsobliga-
torium aufgetreten sind. Ich habe ein Zirkular —
die Herren haben es auch erhalten —, wo steht, man
glaube, was ich nie geglaubt habe, dass man durch
dieses Hintertürchen das Obligatorium einführen
könne. Dazu hätte ich mich nicht hergegeben. Nun
hat die- Expertenkommission seinerzeit einem Teil-
obligatorium mit 29 Stimmen gegen 6 Stimmen zu-
gestimmt. Das ist zweifellos eine ganz deutliche
Zustimmung. Der Antrag der Ärzte lautet: „Die
Kantone sind zu ermächtigen, die Krankenversiche-
rung für die minderbemittelten Volkskreise obliga-
torisch zu erklären. Sie können diese Befugnis den
Gemeinden übertragen." Also auch in der Experten-
kommission haben die Ärzte mit der Anerkennung
und Schaffung eines Obligatoriums implicite ihre
Zustimmung erklärt. In der Expertenkommission
für Ärztefragen haben die Ärzte auf der Voraus-
setzung eines beschränkten Obligatoriums die Ver-
handlungen geführt. Wenn mich Herr Schneider
vorhin als Zeugen zitiert hat, so bestätige ich, dass
wir infolge seines Entgegenkommens in der Kom-
mission heute auf dem besten Wege sind, zu einer
Verständigung zwischen Ärzten und Krankenkassen
zu kommen, zu einer vernünftigen Lösung des
gesamten Ärzteproblems in der zukünftigen Kran-
kenversicherung. Ich würde es unendlich bedauern,
wenn die Diskussion hier im Rate zu Missverständ-
nissen in dieser Richtung führen würde. Wir sind
auf gutem Wege und es wäre wirklich schade, wenn
dadurch, dass wir heute einander in die Haare
geraten sind, dieser gut angebahnte Weg wieder ver-
schüttet werden sollte.

Wenn ich dem Antrag Zeller-Allemann, der mir
persönlich sehr sympathisch wäre, Opposition
machen muss, so tue ich das, weil wir immerhin
auch noch für die Bundesfinanzen verantwortlich
sind. Wir müssen weise mit unserem Gelde haushal-
ten. Herr Kollega Bucher hat mit vollem Recht
gesagt : Es gibt noch andere Probleme medizinischer
Natur, die früher oder später gelöst werden müssen.
— Er hat auf die Rheumabekämpfung hingewiesen.
Die Rheumabekämpfung ist ein viel, viel schwieri-
geres Problem als das Tuberkuloseproblem, weil wir
ja nicht einmal sicher die Ursachen kennen. Das
kostet noch wesentlich mehr Geld. Wir müssen in
dieser Richtung also etwas sparen und vorsichtig
sein.

Im weitern hat man versucht — es klang so aus
dem Votum von Herrn Kollege de Coulon mit, man
solle jetzt zuwarten mit der Tuberkuloseversiche-
rung, bis das neue Krankenversicherungsgesetz

,o
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kommen würde, es pressiere ja nicht so. Wir haben
fünf Jahre zugewartet. Ich möchte keine Stunde
länger zuwarten und als Arzt und Mensch die Ver-
antwortung übernehmen für das, was in dieser Zeit
an Krankheit und Schaden an unseren Miteidgenos-
sen geschehen ist, weil wir hoch nicht so rasch vor-
wärts machen konnten. Es ist unverantwortlich,
wenn man heute sagt, wir warten noch länger zu,
es macht ja nicht so viel, im Kanton Neuenburg
sind nicht so viele neue Zugänge gewesen, wir wollen
unsere Volkskreise dem krankmachenden Keim
noch aussetzen. Ich habe heute morgen die Tuber-
kuloseabteilung im Kantonsspital besucht. Da war
ein 22jähriges Mädchen mit einer schweren Tuber-
kulose. Sie war Serviertochter in einem Restaurant.
Wie viele sie angesteckt hat, das kann man heute
noch nicht ermessen. Das hat mir aber neuerdings
die Überzeugung gegeben, mit aller Entschiedenheit
darauf zu dringen, dass jetzt dieser eigentlich
unschönen Situation ein Ende bereitet wird.

Eine .Subkommission der Expertenkommission
hat übrigens den Einbau der Tuberkuloseversiche-
rung in das neue Krankenversicherungsgesetz vor-
bereitet. Es wird also gar keine Schwierigkeiten
dort geben, diesen Einbau durchzuführen. Wenn
ich in der Tuberkuloseversicherung mir selber ein
Bedenken zerstreuen musste, so ist es das:.Wenn
Sie nicht alle Leute für alle Krankheiten versichern,
so bekommen Sie bei einer reinen Tuberkulosever-
sicherung, einem Obligatorium, in den Kranken-
kassen jene unangenehmen Disputationen und
Zwiste, jene elenden, unangenehmen Missstimmun-
gen und Zwiste mit den Patienten, wie es bei der
Militärversicherung der Fall ist, wo es heisst: Ja,
Tuberkulose; aber die Hälfte oder ein Viertel oder
ein Drittel ist vordienstliches Leiden! — eine Sache,
die jedem überzeugten und gewissenhaften Arzt
einmal zum Ekel wird, hier den Lotteriespieler
machen zu müssen. Daher müssen wir das Gesamt-
problem in dieser Sache erfassen.

Herr Kollege Häberlin hat zur Vorsicht gemahnt,
hat geraten, nichts zu überstürzen. Ich habe mit
seinem Vater manchen Disput gehabt, aber nicht
wegen Überstürzung. Oder wenn schon, dann hat
er überstürzt, und ich war damals der Bremser. Ich
glaube, er wäre heute in dieser Frage auf meiner Seite.

Man hat von Angst und Furcht gesprochen.
Durchaus einverstanden. Wir wollen den Leuten
nicht Angst machend Denn Angst ist der schlech-
teste Nährboden für die Heilung und der beste
Nährboden für die Krankheit. Das, weiss man von
der Krebsfurcht her. Aber man kommt eben als
Arzt in die wirklich oft schwere, tragische Situa-
tion: entweder dem Patienten die Wahrheit sagen
— es hängen manchmal sehr wesentliche Interessen
geschäftlicher oder anderer Natur damit zusammen
— und damit den Weg für eine wirksame Behand-
lung öffnen, oder ihm die Unwahrheit sagen zu
müssen und damit die Heilungsaussichten zu ge-
fährden. Darum kommen wir nicht herum. Aber
der Schock wird sowieso einmal eintreten, ob früher
oder später, weil das Schirmbild eben die Krankheit
gezeigt hat.

Ich gebe mich dabei keinen Illusionen hin, dass
wir mit dem Schirmbild den Stein der Weisen in
der Tuberkulosebekämpfung gefunden hätten. Die-
sen Optimismus habe ich nie zur Schau getragen.

Nationalrat. — Conseil national. 1948.

ïch bedaure nochmals, auf die Behauptung zu-
rückkommen zu müssen, es sollen-nicht genügend
Fachärzte vorhanden sein. Ich stehe da auf dem
Standpunkt: Es müssen ja nicht alle von Fach-
ärzten untersucht werden. Aber die Hausärzte sollen
orientiert werden, wenn das Schirmbild einen ernst-
haften Befund gibt. Sie sollen dann die Gewissen-
haftigkeit haben — leider gibt es auch Ausnahmen,
wie 'Herr Prof. Aider uns an einem Falle gezeigt
.hat — den Patienten zum Facharzt zur Unter-
suchung zu schicken. Ich glaube, hier wird es nicht
am ärztlichen Personal fehlen.

Man spricht sehr viel von Funktionalismus. Ja-
wohl, wenn Sie die Sache der Fürsorge allein über-
geben, sie der Gemeinde überlassen, dann riskieren
wir, dass es sogenannte Fachärzte gibt, die die
Sache an sich reissen und nicht mehr den Hausarzt
das entscheidende Wort mitsprechen lassen. Da
liegt die grosse Gefahr, wenn man die Sache nur
mit Sicherung und Fürsorge behandeln will.

Auch ich muss Herrn Kollege Bucher sagen:
Ich bin aus seinen Angaben nicht ganz klar gewor-
den, und insbesondere, wenn Sie die Sache aus dem
französischen Text übersetzen : „garantir" heisst eben
nicht „sichern". Es ist mir beinahe so vorgekom-
men wie einmal einem Deutschschweizer, der im
•Französischen noch etwas unbeholfener war als ich:
Als ihm das Licht nicht mehr brannte, telephonierte
er: „II a nettoyé l'assurance — Es hat die Sicherung
geputzt" (Heiterkeit). So ist es auch mir beim
Lesen dieses Textes gegangen.

In einem Punkte möchte ich indessen Herrn
Bucher Recht geben: Wir haben nun viele Ver-
sicherungen nebeneinander : Tuberkuloseversiche-
rung, Krankenversicherung, Mutterschaftsversiche-
rung, was alles ja innerlich zusammenhängt. Darum
sollte man das alles auch zusammenfassen. Ich habe
den Antrag in der Expertenkommission für die
Militärversicherung gestellt, das Problem zu studie-
ren. Da hätten Sie aber den heiligen eidgenössischen
Bürokratius sehen sollen, was ich da erlebt habe!
Glücklicherweise hat aber die nationalrätliche Kom-
mission, ohne meinen Antrag, beschlossen, ich hätte
hier bei der Militärversicherung ein Postulat zu
stellen, dass dieses ganze Problem einmal geprüft
werde. Es wird ja ohnehin Jahre und Jahrzehnte
dauern, bis wir da zu einem guten Ende kommen.

Herr Kollege Häberlin hat. auch von Eingriffen
in die persönliche Freiheit gesprochen. Das ist aber
sicherlich kein Eingriff in die persönliche Freiheit,
wenn man einem ein Röntgenbild macht, was ja
bloss in seinem eigenen Interesse 'und im Interesse
seiner Mitmenschen geschieht. Das Impfen ist schon
ein viel grösserer Eingriff. Dort haben wir schon
gelegentlich Nachteile, dann auch beim Jodsalz, wo
ich immer wieder Schädigungen festgestellt habe.
Da liegen tatsächlich Eingriffe in die persönliche
Freiheit vor, oder wenn wir die TPT-Impfung ein-
führen sollten, wo man sich schon fragen könnte,
ob das richtig und berechtigt sei.

Herr Kollege Bucher hat das letztemal in inter-
essanten Ausführungen auf die Bedeutung des
Streptomycins hingewiesen. Da muss ich hier, weil
es an einem Ort geschehen ist, wo es nun doch einen
grossen Widerhall in der Bevölkerung gefunden hat,
darauf hinweisen, dass dem ersten grossen, schönen
Erfolg eine grosse Ernüchterung gefolgt ist, und dass
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wir uns doch bei diesem ausserordentlich teuren
Mittel auch keinen Illusionen hingeben dürfen. Für
akute Fälle: wunderbare Erfolge; nach einem Jahr:
schlechter; nach zwei Jahren: noch schlechter. Von
12 von Panconi vorgelegten Fällen von Meningitis
sind innert l^ Jahren 11 gestorben. Bei chroni-
schen Fällen waren die Erfolge noch wesentlich
ungünstiger, so dass die Frage des Streptomycins
noch immer nicht abgeklärt ist. Es steht in der
letzten Nummer der „Schweizerischen Medizini-
schen Wochenschrift" eine zusammenfassende Ar-
beit, die in folgenden Schlussfolgerungen gipfelt:

„Vieles ist bei der Streptomycinbehandlung der
Tuberkulose heute noch nicht abgeklärt oder noch
nicht klar umrissen. Einzelne strikte Indikationen
sind aber schon einwandfrei festgelegt, so bei den
akuten hämatogenen Streuformen und bei ders

Meningitis. In dieser Beziehung ist das Strepto-
mycin für den Spitalarzt von grösserer Bedeutung
als für den Sanatoriumsarzt, weil diese Fälle mei-
stens ja in Kliniken und Spitälern und nicht in
Sanatorien zur Behandlung kommen.

Aber auch für den Sanatoriumsarzt bedeutet die
Einführung des Streptomycins eine ausserordent-
lich wertvolle Bereicherung seiner therapeutischen
Möglichkeiten. Es steht aber heute schon fest, dass '
durch das Streptomycin an den bewährten Metho-
den der Sanatoriumskur und der Kollapstherapie
nichts Wesentliches geändert wird. Das Wichtigste
dabei wird wohl die Möglichkeit sein, viele bisher
inoperable Fälle von Lungentuberkulose der Kol-
lapstherapie zuzuführen. Auch gibt uns die Tat-
sache, dass wir ein Mittel besitzen, das bei frischen
Prozessen und bei bronchogenen und hämatogenen
Streuungen schon jetzt als souveränes Mittel an-
gesehen werden darf, vor allem bei operativen Ein-
griffen, sei es an den Lungen, sei es an ändern
Organen (z. B. bei Nierenoperationen) ein grösseres
Sicherheitsgefühl und eine grössere Bewegungs-
freiheit."

Und gerade Herr Kollega Bucher verlangt ja in
einem seiner letzten Postulate, dass kein Patient
zu einer Operation gezwungen werden kann. Durch-
aus einverstanden. Es ist meines Erachtens selbst-
verständlich, dass man Keinen — ich habe das
auch in der Militärversicherungskommission ver-
treten — zu einer. Operation zwingen kann. Ich
glaube, das gehört auch nicht ins Gesetz, sondern
das ist ein allgemeines Recht.

Mit dieser kurzen Ergänzung möchte ich noch-
mals an Sie appellieren und nochmals wie mein Vor-
redner sagen: Das Schirmbild bringt uns vorwärts
in der Behandlung und Bekämpfung der Lungen-
tuberkulose. Für die übrigen, nicht pulmonaren
Tuberkulosen der Weichteile, der Knochen, des
Darmes usw. sind wir auf andere Wege angewiesen.
Es werden andere Proben noch gemacht werden
müssen. Aber vor allem müssen wir dafür sorgen,
dass unsere heranwachsende Generation, die Kin-
der, Milch von tüberkulosefreien Kühen bekommen.

Zum Schlüsse : Wir haben ja am letzten Sonntag
zahlreiche schöne, gutfundierte Reden gehört. Wir
haben den tiefeindrucksvollen Umzug unseres
Schweizervolkes gesehen. Das wird sicherlich allen
von Ihnen unvergesslich bleiben. Man hat viel von
Solidarität gesprochen. Es ist heute nötig, dass wir
in den Tagen dieser Feiern wirklich einen Akt der

Solidarität durchführen, und das durch Annahme
dieses wohlfundierten, vorsichtig dosierten, gut-
begründeten Zusatzgesetzes zum Tuberkulosegesetz
von 1928.

Bundesrat Etter: Nach der ausserordentlich um-
fassenden Eintretensdebatte könnte ich eigentlich
ruhig auf das Wort verzichten; denn es wird nichts
Neues mehr m die Diskussion getragen werden
können. Aber ich glaube, man würde es im Rate '
kaum verstehen, wenn zu einer Vorlage von dieser
Tragweite der Chef des zuständigen Departementes
sich in Schweigen hüllen würde. Mit dieser Vorlage
beschreiten wir in der Bekämpfung der Tuberkulose
eine neue Etappe. In der Eintretensdebatte wurde
mit Recht anerkannt, dass wir seit dem Erlass des
Tuberkulosegesetzes vom Jahre 1928 in der Be-
kämpfung der Tuberkulose grosse Erfolge erzielt
haben. Ich wäre der letzte, der diesen Erfolg für
den' Staat in Anspruch nehmen wollte. Ich glaube,
es sei im Augenblick, in dem wir an eine neue
Etappe in der Bekämpfung der Tuberkulose heran-
treten, angezeigt, dass vom Bundesratstisch aus
dankbar all jener gedacht werde, die bisher in der
Bekämpfung der Tuberkulose ihre Kräfte zur Ver-
fügung gestellt haben. Ich denke an die schweize-
rischen Vereine izur Bekämpfung der Tuberkulose,
an die kantonalen Vereinigungen und Ligen, an die
vielen Fürsorgerinnen und Beraterinnen, die sich
der Kranken und Gefährdeten angenommen haben,
denke auch an die Ärzte, Pfleger und Pflegerinnen.
Ihnen allen gebührt Dank. Wenn wir nur auf die
staatlichen Massnahmen allein angewiesen wären,
oder in Zukunft nur auf das angewiesen wären, was
der Staat vorzukehren in der Lage ist, so glaube
ich, stünden wir heute in der Bekämpfung der
Seuche nicht dort, wo wir stehen und hätten auch
in Zukunft nicht den Erfolg, den wir erhoffen.

Ich stelle mit Genugtuung fest, dass kein Antrag
auf Nichteintreten gestellt wurde. Alle Votanten,
die zur Eintretensdebatte das Wort ergriffen haben,
sprachen sich für Eintreten auf die Vorlage aus.
Ebenso darf ich mit Genugtuung feststellen, dass
gegen das Obligatorium der Schirmbildaufnahme
beziehungsweise der periodischen Untersuchungen
sich nur eine einzige Stimme in der Eintretens-
debatte erhoben hat, jene des Herrn Nationalrat
de Coulon, der zu Art. l einen entsprechenden Ab-
änderungsantrag eingebracht hat. Herr National-
rat Siegrist hat vorhin darauf hingewiesen, dass
das', was Herr de Coulon vorschlägt, nämlich die
periodische Untersuchung der Schuljugend und der
nachschulpflichtigen Jugend bis zum 19. Jahr, voll-
ständig offene Türen einrennt. Schon nach dem
bestehenden Tuberkulosegesetz sind die Kantone
verpflichtet, die Schuljugend, auch die der Mittel-
schulen, periodisch untersuchen zu lassen. Heute
haben schon eine Reihe von Kantonen für die
Schuljugend das Schirmbildverfahren gesetzlich
vorgeschrieben.

Aber noch eine andere Überlegung spricht gegen
den Vorschlag de Coulon. Nicht die Jugend ist der
Hauptstreuer der Tuberkulose, sie ist wohl gefähr-
det, aber die Streuer befinden sich nrandern Alters-
klassen. Wenn wir auf den Vorschlag des Herrn
Nationalrat de Coulon eintreten wollten, würden
wir gerade jene Kreise nicht erfassen, in welchen sich
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die meisten Streuer befinden. Eine Annahme des
Antrages de Coulon würde überhaupt die ganze
Vorlage illusorisch machen. Ich denke, dass Sie
diesem Antrage nicht zustimmen werden.

Nun zu den vielen Anträgen zur Art. 4: Ich sah
voraus, dass das Obligatorium der Versicherung
auf grösseren Widerstand stossen würde als das
Obligatorium der Untersuchung. In der Vorlage
sind Eingriffe in die persönliche Sphäre vorgesehen.
Ich gehe da mit dem Referenten der Kommission
nicht ganz einig. Die Verpflichtung, sich zu einer
Untersuchung zu stellen, ist ein Eingriff in die per-
sönliche Sphäre. Auch die Entfernung eines fest-
gestellten Streuers aus seiner Umgebung, seine
Überweisung zur Behandlung, ist ein solcher Ein-
griff, und zwar ein berechtigter. Das geschieht zu-
nächst im Interesse seiner Umgebung, des Volkes.
Daraus folgere ich : Wenn wir zwangsweise, gestützt
auf die Untersuchung, die wir ebenfalls zwangsweise
durchführen, einen Menschen von seinem Arbeits-
platz wegnehmen, ihn dort nicht weiter arbeiten
lassen, weil er eine Gefahr für seine Umgebung
darstellt, geschieht das im allgemeinen Interesse,
und niemand von uns könnte die Verantwortung
dafür übernehmen, solche Menschen und ihre Fami-
lien dem Schicksal zu überlassen, sondern dann ist
der Staat verpflichtet, Massnahmen zu treffen, die
diese Leute und ihre Familien sicherstellen. Das
können wir nur über den Weg der Versicherung.
Ihre „Sicherung", -Herr Bucher, ist in der Tat eine
höchst unsichere Angelegenheit. Ich glaube nicht,
dass alle Ärzte die gleiche Haltung einnehmen. Aber
soweit eine Opposition vorhanden ist, verstehe ich
diese wirklich nicht. Ich vermag auch Herrn Natio-
nalrat Bucher nicht zu folgen. Wenn die Ärzte er-
klären, sie seien überzeugt, dass dasTeilobligatorium
für Minderbemittelte kommen müsse, wie sich Herr
Dr. Bucher wörtlich ausdrückt, so verstehe ich wirk-
lich nicht, weshalb man erklärt: Nicht jetzt, son-
dern an einem ändern 'Ort ! Im Gegenteil, die Ärzte
sollen für dieses Teilobligatorium dankbar sein,
denn auf diesem Wege wird sich schrittweise auch
dieses Prinzip durchsetzen. Ich möchte Sie deshalb
bitten, dem Antrag des Herrn Dr. Bucher keine
Folge zu leisten. Ebenso möchte ich Sie auch bitten,
jenen Anträgen nicht zuzustimmen, die noch weiter-
gehen wollen, als wir es in unserer Vorlage vorge-
sehen haben. Die Vorlage ist wohl abgewogen, sie
steht in der Mitte, sie sieht realisierbare, tragbare
und vertretbare Lösungen vor. Aber weiterzugehen
als es notwendig ist in dieser Vorlage, möchte ich
nicht raten. Überladen wir den Wagen nicht.

In der Eintretensdebatte hat einer der Herren
Redner erklärt, dass diese Vorlage einen Durch-
bruch darstelle. Es ist in der Tat so. Mit dieser Vor-
lage beschreiten wir einen neuen Weg in der Gesetz-
gebung auf dem Gebiete der öffentlichen Gesund-
heitspflege. Wir bleiben nicht mehr nur dort stehen,
wo es sich darum handelt, Krankheiten zu bekämp-
fen und ihnen entgegenzuwirken, wir gehen einen
Schritt weiter, wir haben den Durchbruch vollzogen
aus dem rein Medizinischen ins Soziale. Dieser
Durchbruch entspricht ganz sicher der heutigen
neuen Konzeption der öffentlichen Gesundheits-
pflege überhaupt, entspricht dem Kernpunkt in
der Charta der „Organisation internationale de la
Santé", die viel weiter geht in der Konzeption der

öffentlichen Gesundheitspflege und ihrer Aufgaben,
als das bisher Praxis war. Wenn die eidgenössischen
Räte dieser Vorlage zustimmen, haben sie einen
Schritt getan, mit dem das Land sich auch im Aus-
land und in der internationalen Gesundheitsorgani-
sation sehen lassen darf.

Eintreten wird ohne Gegenantrag beschlossen.
Le Conseil passe sans opposition à la discussion

des articles.

Ar t ike lwe i se Beratung. — Discussion des articles.

Titel und Ingress.
Antrag der Kommission.

Zustimmung zum Beschluss des Ständerates.

Titre et préambule.

Proposition de la commission.
Adhérer à la décision du Conseil des Etats.

Angenommen. — Adoptés.

Art.l.
Antrag der Kommission.

Zustimmung zum Beschluss des Ständerates. '

Antrag de Coulon.
1 Zur rechtzeitigen Erkennung tuberkulose-

kranker Personen kann der Bundesrat die perio-
dische obligatorische Untersuchung aller Schüler,
sowohl öffentlicher wie privater Schulen, vom 7. bis
19. Altersjahr anordnen.

Proposition de la commission.
Adhérer à la décision du Conseil des Etats.

*
Proposition de Coulon.

1 Dans le but de déceler à temps les personnes
atteintes de tuberculose, le Conseil fédéral peut
instituer des examens obligatoires et périodiques de
tous les élèves âgés de 7 à 19 ans des écoles publiques
et privées.

Le président: Nous avons ici la proposition
d'amendement de M. de Coulon.

Je me permets de faire remarquer que tous les
articles ont été discutés en détail au cours du débat
sur l'entrée en matière. Je prie donc les orateurs
qui ont des amendements à défendre de les défendre
de la façon la plus sommaire.

M. de Coulon: Je regrette de devoir maintenir
l'amendement que j'ai proposé à l'article premier.
Je ne crois pas en effet que l'obligation de soumettre
à la visite toute notre population, nous conduira
à un résultat satisfaisant. J'ai personnellement la
conviction que si vous obligez les populations de
nos montagnes neuchâteloises.à se présenter devant
l'appareil, vous ne pourrez le faire sans l'interven-
tion du gendarme. Il faudrait donc trouver, une
solution qui donnât satisfaction à tout le monde.
C'est la raison pour'laquelle j'ai proposé que seuls
soient obligatoirement soumis à la visite les,enfants
au-dessous de dix-neuf ans. On m'a dit que -j'en-
fonçais une porte ouverte; je ne le crois pas. L'obli-
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gation n'existe en tout cas pas chez nous dans le
canton de Neuchâtel, mais je crois que nous obtien-
drions d'excellents résultats en soumettant chaque
année les élèves de toutes nos écoles à un examen
obligatoire. On pourrait ainsi laisser de côté les
vieux, sauf naturellement ceux qui désirent se faire
visiter.

C'est la raison pour laquelle je vous propose
l'article premier tel que vous l'avez reçu avec mon
amendement.

Bircher, Berichterstatter: Mit der Annahme
dieses Antrages würden Sie das ganze Gesetz be-
erdigen, denn nicht die Achtzehnjährigen sind die
gefährlichen, sondern wie wir heute wissen, die
Leute zwischen 20 und 30, und die allergefährlich-
sten sind, wie ich schon in meinem Eintretensreferat
ausgeführt habe •— verzeihen Sie das etwas unparla-
mentarische Wort — die alte Chöderi, die in den
Wirtschaften und Eisenbahnen herumspucken und
mit den Grosskindern spielen. Diese Gefährlichen
müssen wir herausholen. Ich glaube, dass das
Neuenburgervolk auch einsehen wird, dass man die
Sache für die anderen durchführen muss. Ich bean-
trage daher, den Antrag des Herrn de Coulon aus
rein wissenschaftlichen Grundsätzen abzulehnen,
sonst wäre die ganze Schirmbildüntersuchung durch-
aus wertlos. Ich freue mich, dass der Kanton Neuen-
burg so wenig Tuberkulöse hat. Ich habe einmal in
Frankreich eine grosse Karte gesehen. Darauf waren
alle weinbautreibenden Gegenden als tuberkulose-
frei eingezeichnet. Ob es stimmt, weiss ich nicht, es
spricht jedenfalls für jene, die nicht totalabstinent
sind.

M. Mieville, rapporteur: Comme vient de le dire
excellement notre collègue le Dr Bircher, la raison
essentielle qui a poussé la commission à combattre
l'amendement de M. de Coulon est qu'effective-
ment il est tout à fait illogique et ridicule de ne déce-
ler que chez les adolescents une maladie qui est
essentiellement contagieuse chez l'adulte et sur-
tout — il faut insister là-dessus — chez le vieillard.
Les malades les plus dangereux — on l'a dit et
répété au cours du débat de tout à l'heure — sont
justement ces derniers et nous n'aboutirions à rien
du tout si nous nous contentions de ne soumettre
que les enfants à cette obligation.

M. de Coulon nous a dit tout à l'heure que la
tuberculose ne semble pas faire de très gros dégâts
dans son canton. Il convient peut-être de souligner
le .fait que dans le canton de Neuchâtel, l'assurance-
maladie n'est pas obligatoire et que nombre de
malades qui devraient être hospitalisés ne le sont
pas du fait que leur situation pécuniaire ne le leur
permet pas. C'est peut-être là un argument de plus
en faveur de l'obligation.

La commission a été unanime à admettre qu'il
n'y avait pas d'autre possibilité que l'obligation et
j'ai acquis la conviction au cours d'un débat vrai-
ment intéressant que la loi que nous discutons sera
parfaitement efficace si elle est adoptée telle que nous
vous la proposons après le Conseil des Etats. Il est
donc de toute importance que les amendements qui
ont été présentés ne soient pas pris en considération.

Abs t immung. —• Vote.
Für den Antrag de Coulon / 9 Stimmen
Für den Antrag der Kommission 99 Stimmen

' Art. 2.
Antrag der Kommission.

Zustimmung zum Beschluss des Ständerates.

Antrag Bucher-Zürich.
2 Der Bundesrat sichert durch Verordnung die

Durchführung.

Proposition de la commission.
Adhérer à la décision du Conseil des Etats.

Proposition Bûcher-Zurich.
2 Le Conseil fédérât assure cette organisation par

voie d'ordonnance.

Bucher-Zürich : Ich bitte Sie, in Art. 2 das Wort
„einheitlich" zu streichen. Ich habe dargelegt, dass
dieses Verfahren zweifellos in den nächsten Jahren
sehr rasch wesentliche Verbesserungen zeigen wird.
Sie liegen in der Entwicklung, da das heutige System
noch nicht als vollkommen bezeichnet werden kann.
Wir hätten dann verschiedene Apparaturen und
das gleiche System wäre immerhin technisch so ver-
schieden, dass man von einer Einheitlichkeit nicht
reden könnte. Sodann hat uns eine Eingabe der
„Société vaudoise de médecine" gebeten, man möge
berücksichtigen, dass in gewissen Fällen, wenn sich
jemand am Ort des Schirmbildverfahrens nicht
stellen könne, weil er auswärts, in den Ferien oder
beruflich abwesend sei, ihm die Möglichkeit gegeben
werde, dass er sich beim Spezialarzt eine Röntgen-
aufnahme machen lassen und diese, verkleinert auf
die genau gleiche Grosse wie beim Schirmbildver-
fahren auf 24 X24 mm, mit einem Zeugnis an die
Schirmbildzentrale einschicken könne. Das wäre
eine Verfahrensausweitung, die selbstverständlich
in der betreffenden Verordnung zur Vorlage nieder-
gelegt werden müsste. Es wäre jedenfalls eine Er-
leichterung, die der Sache nur dient und die diesen
Schwierigkeiten aus dem Wege geht. In diesem
Sinne bitte ich den Herrn Kommissionsreferenten,
diesem Antrag zuzustimmen und das Wort „ein-
heitlich" fallen zu lassen.

Bircher, Berichterstatter: Ich bedaure, dem
Wunsche von Herrn Kollege Bucher nicht nach-
kommen zu können. Ich möchte ihn darauf auf-
merksam machen, dass wir wirklich eine gewisse
Einheitlichkeit haben müssen. Stellen Sie sich vor,
Herr Kollege Bucher, Sie wären nachher einmal
Kontrolleur oder wollten eine wissenschaftliche
Arbeit auf diesem Gebiete machen. Nun bekommen
Sie verschiedene Formate. Es ist ja leider so,,dass
das gemacht worden ist. Bei den periodischen Unter- ,
suchungen handelt es sich nicht allein um das
Schirmbildverfahren. Es können auch andere Unter-
suchungsmethoden kommen. Da müssen wir doch
unbedingt eine gewisse Einheitlichkeit haben. Wir
haben ja am Sonntag den schönen Umzug des Zoll
vor 1848 gesehen. Diese Zollschranken wollen wir
nicht auf die Tuberkulose übertragen. Ich möchte
also bitten, das Wort „einheitlich" hier aufrecht-
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zuerhalten, trotzdem ich sehr für Freiheit in ärzt-
lichen Fragen bin. In diesem Falle aber müssen
wir eine gewisse Einheitlichkeit fordern, sonst
bekommen wir ein Durcheinander, das die Kosten
nicht mehr erträgt. Deshalb ersuche ich Sie, den
Antrag Bucher abzulehnen.

M. Miéville, rapporteur: Comme vient de vous
le dire le rapporteur de langue allemande, la com-
mission vous propose de repousser l'amendement
de M. Bûcher. C'est le Conseil fédéral qui, par voie
d'ordonnance, assure toute cette organisation. Il ne
s'agit d'ailleurs pas, comme vous venez de l'enten-
dre, d'une obligation absolue.

Abs t immung. — Vote.
Für den Antrag Bucher-Zürich 21 Stimmen
Dagegen . ' , 77 Stimmen

Art. 3.
Antrag der Kommission.

Zustimmung zum Beschluss des Ständerates.

Antrag de Coulon.
Streichen.

Proposition de la commission.
Adhérer à la décision du Conseil des Etats.

Proposition de Coulon.
Biffer.

Le président: A l'article 3 nous avons une pro-
position de Coulon.

M. de Coulon: Je la retire.

Angenommen. — Adopté.

Hier wird die Beratung abgebrochen.
(Ici, le débat est interrompu.)

#ST# Vormittagssitzung vom 23. Juni 1948.
Séance du 23 juin 1948, matin.

Vorsitz — Présidence: M. Picot.

Zu 4484. Tuberkulosebekämpfung.
Lutte contre la tuberculose.

Fortsetzung. — Suite.
Siehe Seite 190 hiervor. — Voir page 190 ci-devant.

Art. 4.
Antrag der Kommission.

1 Gleichzeitig mit der Anordnung der perio-
dischen Untersuchungen gemäss Art. l ist die da-
durch erfasste Bevölkerung, soweit sie wenig bemit-
telt ist, durch den Bundesrat oder im Fall von Art. l,

Abs. 3, durch die Kantone zu verpflichten, sich
gegen die wirtschaftlichen Folgen von Krankheit
und insbesondere der Erkrankung an Tuberkulose
zu versichern.

Für den Rest Zustimmung zum Beschluss des
Ständerates.

Antrag Meier-Netstal.
1 erfasste Bevölkerung zu verpflichten,

sich gegen die wirtschaftlichen Folgen der Erkran-
kung an Tuberkulose zu versichern.

Abs. 3, 4 und 5. Streichen. .

Antrag Bucher-Zürich.
1. . . . . . an Tuberkulose zu sichern.
2 Diese Sicherung hat mindestens zu umfassen:

a) ärztliche Behandlung und Arznei (Kranken-
pflege). Wo zu diesem Zwecke eine obligatorische
Kranken- und Tuberkuloseversicherung errichtet
wird, hat diese im Sinne des Bundesgesetzes
vom 13. Juni 1911 über die Kranken- und Un-
fallversicherung zu geschehen;

b.) die Pflegeleistungen sowie ein tägliches Kranken-
geld für Erwachsene. Wo zu diesem Zweck eine
obligatorische Versicherung errichtet wird, hat
dies gemäss der gestützt auf Art. 15 des Bundes-
gesetzes vom 13. Jum 1928 betreffend Mass-
nahmen gegen die Tuberkulose erlassenen Aus-
führungsverordnung des Bundesrates über die
Tuberkuloseversicherung zu geschehen;

c) die unter a und b erwähnten Leistungen sind
während . . .

•• 3 Streichen.
4 . . . . . . angeordneten Sicherung und insbe-
sondere . . .
5 Die Vorschriften der Kantone über die Siche-

rungspflicht bedürfen . . .

Antrag Jeanneret.
2 Die Versicherung hat bei Arbeitseinstellung

(zufolge Einweisung zur Beobachtung oder fest-
gestellter Tuberkulose) mindestens zu umfassen:

ein Taggeld von Fr. 8.-— für unverheiratete Er-
wachsene, Witwen oder Geschiedene ohne minder- ,
jährige Kinder; von Fr. 12.—- für Verheiratete oder

' solche mit Unterstützungspflicht.

Antrag Spühler.
Abs. 2, Lit. b, ergänzen:
. .. Tuberkuloseversicherung. Die Pflegeleistun-

gen haben die minimalen Aufenthaltskosten in
Volksheilstätten zu decken. Die Taggelder sind
unter Berücksichtigung der Unterstützungspflichten
so festzusetzen, dass sie eine wirksame Sicherung
der Existenz des Tuberkulösen und seiner Familie
ermöglichen.

Antrag de Coulon.
Der Bundesrat wird die Versicherung gegen die

wirtschaftlichen Folgen der Tuberkulose durch
neue Verfügungen im Rahmen und nach den Richt-
linien des Kranken- und Unfallversicherungsgesetzes
als Ergänzung'zur obligatorischen Krankenversiche-
rung einführen. Die Untersuchungskosten für Per-
sonen, welche für die in Art. l angeordneten Unter-
suchungen nicht in Betracht kommen, sind in den
versicherten Kosten Inbegriffen.
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